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Luxus bringt Rekorde 

Die Klassengesellschaft 
existiert auch im Au¬ 
tomobilbau, stellt die 
DKP-Betriebszeitung 
für VW fest. 
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„Freiheit, Gleichheit, Ei¬ 
gentum und Sicherheit“ 

Kennzeichnendes vom 
Führungspersonal der Al¬ 
ternative für Deutschland 
(AfD). 
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Geister, die sie riefen 

Seit Jahren gehen Morde 
auf das Konto der griechi¬ 
schen Nazi-Partei „Chrysi 
Avgi“, erst jetzt droht ihr 
das Verbot. 
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Neuanfang unwahrscheinlich - vorerst 

Schwieriges Koalitionsgerangel vor dem Hintergrund der Krise 


D ie Union hat die Bundestags¬ 
wahl mit Pauken und Trompe¬ 
ten - Volker Kauder mit den 
Toten Hosen - gewonnen. Frau Mer¬ 
kel kann vor Kraft kaum laufen, zu¬ 
mindest weiß sie nicht mehr, welcher 
bunte Blazer es denn heute sein darf. 
Das ist eine Woche her. Längst hat sich 
herausgestellt, dass das Wahlergebnis 
der Lage im Lande und in Europa voll 
entspricht - es ist schwierig. 

Die Widersprüche fangen im Lager 
der Union an. Unterschiedliche Ak¬ 
zente bei Christsozialen und -demo- 
kraten sind das eine, die Erwartungen 
ängstlicher Wähler an Frau Merkels 
ruhige Hand das andere. Das erstere 
wird sie händeln können, aber stabile 
Verhältnisse und ein „Weiter so“ kann 
es angesichts der turbulenten Lage 
nicht geben. Die Folgen der Weltwirt¬ 
schaftskrise werden nicht nur auf Eu¬ 
ropa, sondern auch auf Deutschland 
durchschlagen. Die Ausrede FDP ist 
der Kanzlerin abhanden gekommen, 
der unsoziale Charakter ihrer Politik 
wird so oder so zum Vorschein kom¬ 
men. 

Die weitere und tiefere Spaltung der 
Gesellschaft, der Appell an Opferbe¬ 
reitschaft, das Schüren von Angst mag 
da helfen, aber nicht ohne Ende. Zu¬ 
mal die Alternative eines Politikwech¬ 
sels den Bürgern sehr wohl bewusst 
ist. Sie meinten ihn sogar zu wäh¬ 
len - nämlich SPD, Die Grünen und 
die Partei „Die Linke“. Die könnten 
doch jetzt Zusammengehen und dem 
neoliberalen Spuk ein Ende machen. 
Doch ach, auf den Kästchen SPD und 
Grüne steht zwar Mindestlohn, sozial 
und/oder ökologisch, aber es ist allzu 
viel „neoliberal“ drin. Bei kaum einer 
Wahl klafften hier die Erwartungen 
der Wähler, auch von Teilen der ei¬ 
genen Mitgliedschaft und die wahren 
Überzeugungen des politischen Füh¬ 
rungspersonals so weit auseinander 
wie diesmal. Da wird das Scheitern 
der FDP zum Mentekel. 
Sozialdemokratisches und grünes 
„Milieu“ könnten - wie auch immer - 
weiterexistieren, SPD und Grüne aber 
nicht mehr in der Lage sein, diese 
Wähler an sich zu binden. Vor allem, 
wenn man mit der Union koaliert. Ge¬ 
nau diese Frage macht die bevorste¬ 
henden Koalitionsverhandlungen so 
schwierig. Im Gegensatz zum Skat¬ 
spiel heißt es hier, wer den „Stock“ 
aufhebt, spielt mit und verliert auf je¬ 
den Fall, nämlich viele, viele Wähler. 


Egal wie das Koalitionsspiel ausgeht, 
die arbeitenden Menschen müssen 
sich auf eine Verschärfung der Um¬ 
verteilungspolitik von unten nach 
oben, auf weiteren Sozialabbau, auf 
Vertiefung der Zwei-Drittel-Gesell- 


schaft, auf Teuerung bei Lebensmit¬ 
teln, Energie- und Grundversorgung, 
auf Verzögerung beim Atomausstieg, 
auf weitere Kriegsabenteuer und der¬ 
gleichen mehr (man muss das leider 
so schreiben) gefasst machen. Es sei 
denn, SPD und Grüne nehmen ihre 
Programme und ihre Wahlverspre¬ 
chen ernst und versuchen mit der Par¬ 
tei „Die Linke“ einen Neuanfang. Das 
wäre gut, das wäre wichtig, aber es ist 
unwahrscheinlich. 

Von den Beteiligten erforderte das 
den Mut, gegen die Mehrheit des Ka¬ 
pitals und seiner Institutionen zu re¬ 


gieren, es hieße die Bevölkerung für 
Maßnahmen gewinnen zu müssen, die 
ihr jahrzehntelang als unsinnig einge¬ 
redet worden sind, international auf 
Ablehnung und Intrigen zu stoßen. 
Eine solche Regierung müsste hart um 


kulturelle und politische Hegemonie 
kämpfen wollen. 

Wie gesagt - noch unwahrscheinlich 
bei dieser SPD und bei diesen 
Grünen. 

Was also tun? 

Das Gefährlichste wäre abzuwarten, 
dass der Zug vor die Wand fährt. Es 
ist (auch) unser Zug. Es geht um die 
Verteidigung der Demokratie. Kurt 
Bachmann, erster Vorsitzender der 
DKP, sagte vor 20 Jahren „1789 ist in 
Gefahr, die einfachsten Menschen¬ 
rechte sind in Gefahr, schon nicht 
mehr nur Sozialismus“. Und: „Das 


rechtskonservative Element ist so ge¬ 
fährlich, dass es oft allein ausreicht. 
Der 1. Weltkrieg ist von Rechtskon¬ 
servativen gemacht worden.“ 

Diese Gefahr zeigte sich bei dieser 
Bundestagswahl darin, dass FDP 


und AfD nur knapp scheiterten. 
Dass es links von der Union eine 
Mehrheit gibt, ist Geschichte. Mit 
den Rechtspopulisten verschwim¬ 
men die Grenzen zwischen Faschis¬ 
ten und Rechtskonservativen weiter. 
Es wird immer wichtiger, in allen ge¬ 
sellschaftlichen Bereichen und bei 
allen gesellschaftlichen Kräften, da¬ 
für zu werben, soziale und politische 
Grundrechte zu verteidigen, d.h. in 
weiten Teilen wieder zu sichern, neu 
zu erkämpfen. 

Adi Reiher 



ln Krankenhäusern fehlen 162 000 Stellen 

Kolleginnen protestieren gegen dramatischen Personalmangel 


Mit einer Aktion vor dem Reichstag 
und an der CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle haben am vergangenem Diens¬ 
tag Krankenhausbeschäftigte und die 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
(ver.di) in Berlin auf den dramati¬ 
schen Personalmangel in den deut¬ 
schen Krankenhäusern aufmerksam 
gemacht. 

„Nach Erhebungen von ver.di fehlen 
bundesweit in Krankenhäusern ins¬ 
gesamt 162 000 Vollzeitstellen“, sag¬ 
te ver.di-Bundesvorstandsmitglied 
Sylvia Bühler in Berlin. Mit mehr als 
90 000 Postkarten haben Beschäftig¬ 
te der Krankenhäuser ihrer Forderung 
nach einer gesetzlichen Personalbe¬ 


messung für die Kliniken Nachdruck 
verliehen. 

Ein Teil dieser Postkarten wurde an 
den SPD-Gesundheitsexperten Karl 
Lauterbach sowie an den stellvertre¬ 
tenden CDU-Generalsekretär Ulf 
Leisner übergeben. „Die neue Bun¬ 
desregierung muss, egal wie sie aus¬ 
sieht, mit gesetzlichen Regelungen si¬ 
cherstellen, dass in den Krankenhäu¬ 
sern ausreichend Personal vorhanden 
ist. Maßstab muss wieder das Wohl¬ 
ergehen der Patienten sein“, betonte 
Bühler. 

Der dramatische Personalmangel ge¬ 
fährde das Wohl der Patienten ebenso 
wie die Gesundheit der Beschäftigten. 


Nach einer ver.di-Erhebung Anfang 
dieses Jahres fehlen allein im Pfle¬ 
gebereich der Krankenhäuser rund 
70 000 Vollzeitstellen, zusätzlich seien 
92 000 Stellen in den Bereichen ärztli¬ 
cher Dienst, Funktionsdienste, medizi¬ 
nisch-technischer Dienst, Service und 
Verwaltung erforderlich. Nachtdiens¬ 
te seien - so die Erkenntnisse aus den 
Krankenhäusern - oft extrem knapp 
besetzt, wenn etwa eine examinierte 
Krankenschwester mit einer Hilfs¬ 
kraft bis zu 70 Patientinnen und Pati¬ 
enten versorgen muss. Die Ausbildung 
am Krankenbett komme zu kurz, weil 
dem Personal die Zeit zur Praxisan¬ 
leitung fehle. Im Durchschnitt blieben 


zur Reinigung eines Krankenzimmers 
nur drei Minuten Zeit, damit würden 
alle Bemühungen um bessere Hygie¬ 
ne konterkariert. Oft werde die Reini¬ 
gung von Krankenzimmern nur bis zu 
einer Wandhöhe von 1,60 Meter be¬ 
auftragt, um Personal zu sparen. 

„Der Wettbewerbsdruck bei den 
Krankenhäusern, der ausschließlich 
auf Kosteneinsparung setzt und da¬ 
bei das Patientenwohl vernachlässigt, 
ist ein Irrweg. Deshalb brauchen Pati¬ 
entinnen und Patienten sowie die Be¬ 
schäftigten in den Krankenhäusern 
dringend eine gesetzliche Personal¬ 
bemessung“, unterstrich ver.di-Vor- 
standsmitglied Bühler. (uz/ver.di) 


Thema der Woche 


Internationale 

Brigaden 



Am 17. Oktober 1938 wurden die 
Kämpferinnen und Kämpfer der In¬ 
ternationalen Brigaden in Barcelona 
feierlich verabschiedet. Der Völker¬ 
bund hatte im September 38 als Be¬ 
dingung für Friedensverhandlungen 
den Abzug der Interbrigaden von der 
Front gefordert. 

Der Kampf der Interbrigadisten galt 
nicht nur der Verteidigung der Spa¬ 
nischen Republik, sondern war zu¬ 
gleich ein Kampf gegen den drohen¬ 
den Weltkrieg. 
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UZ in Aktion! 

Die ersten UZ-Ausgaben mit akti¬ 
onsorientierten Themenschwer¬ 
punkten waren ein voller Erfolg. 
Bis zum Jahresende erscheinen 
weitere Schwerpunktausgaben - 
sie eignen sich besonders für Ver¬ 
kaufs- oder Verteilaktionen: 

UZ vom 11.10.2013: Bildung & Ju¬ 
gend 

UZ vom 8.11.2013: Krise der kom¬ 
munalen Haushalte 
UZ vom 22.11.2013: Argumente für 
die 30-Stundenwoche 
UZ vom 6.12.2013: Energie & Öko¬ 
logie 


Bezugspreise: 


10 

X 

UZ 

10,00 Euro 

20 

X 

UZ 

20,00 Euro 

60 

X 

UZ 

40,00 Euro 

100 

X 

UZ 

60,00 Euro 

250 

X 

UZ 

75,00 Euro 

500 

X 

UZ 

100,00 Euro 

weitere 100 Exemplare jeweils pl 

10,00 Euro. 




Alle Preise inklusive Versand/MwSt. 


Nutzt bitte dieses Angebot, um die 
Bekanntheit der UZ zu erhöhen und 
viele neue Leserinnen für unsere 
Wochenzeitung zu gewinnen! 

Bestellungen für die UZ vom 11.10. 
bitte bis spätestens Montag, 
7.10.2013 an Gustl Ballin, Telefon 
0911-8019991, vertrieb@unsere- 
zeit.de 


UZ-Pressefest 2014 

Schaffen wir 
die Voraussetzungen! 

Spenden für 
das Pressefest 

DKP Parteivorstand, 

Konto-Nr.: 4002 487 501 
GLS Bank Bochum, 

BLZ 430 60g 67 
Stichwort: „UZ-Pressefest“ 


Button jetzt bestellen und zügig 
abrechnen! 



Spendenbarometer 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Keine Profite mit der Miete! 


Vermögensblase - 
die nächste, bitte! 

Allianz-Report: Geldvermögen auf Rekordniveau 


Das Thema Wohnen und Mieten spielt 
auch in Hanau eine immer wichtige¬ 
re Rolle. Überhaupt rückt es in allen 
Ballungsgebieten immer mehr ins Zen¬ 
trum der sozialen und politischen und 
damit der gesellschaftlichen Auseinan¬ 
dersetzungen. 

Die großen Haus- und Grundbesitzer¬ 
konzerne, Unternehmerverbände und 
die ihnen ergebenen Politiker versu¬ 
chen uns immer wieder einzureden, 
dass nur der Markt die damit verbunde¬ 
nen Probleme lösen könnte. Ihr Credo 
ist: „Der Markt wird es schon richten“. 
Und der Markt richtet es wirklich, al¬ 
lerdings auf seine Weise. Er richtet zum 
Beispiel in der Hanauer Luise-Schrö- 
der-Straße darüber, dass preisgünstige 
Wohnungen - genauso wie im West¬ 
oder auch Ostcarre - abgerissen und 
dafür Quartiere für „Besserverdie¬ 
nende“ geschaffen werden, die sich 
die Masse der Menschen nicht mehr 
leisten kann. 

Der Markt richtet darüber, dass immer 
mehr Menschen von Stromabstellun¬ 
gen und Zwangsräumungen betroffen 
sind. In meiner Heimatstadt Maintal 
mit ihren gerade einmal 37 000 Ein¬ 
wohnern ist das fast jeden dritten Tag 
der Fall. 

Der Markt richtet darüber, dass öffent¬ 
licher Wohnungsbesitz an private Spe¬ 
kulanten veräußert wird, der dann für 
ein Mehrfaches weiter verkauft wird. 
Oder in Eigentumswohnungen umge¬ 
wandelt wird. Oder mit Staffelmietver¬ 
trägen mit jährlichen Mieterhöhungen 
den Menschen das Geld aus der Tasche 
gezogen wird. Oder das Gleiche mit 
Modernisierungen geschieht. 

Der Markt richtet auch darüber, dass 
junge Menschen, und hier besonders 
junge Familien mit Kindern, es immer 
schwerer haben, eine Wohnung zu er¬ 
schwinglichen Mieten zu finden. Selbst 
Rentnern mit gutem Einkommen wer¬ 
den Wohnungen verweigert, wie gera¬ 
de am Mittwoch das Hessenfernsehen 
berichtete. 

Der Markt richtet auch darüber, dass 
sich Spekulanten mit dem so genann¬ 
ten Betongold hochpreisiger Wohnun¬ 
gen eine goldene Nase verdienen. Und 
der Staat und die Kommunen fördern 
diese Entwicklung, wie nicht nur, aber 
auch, die Stadt Hanau deutlich zeigt. 
Der Markt richtet ebenfalls, dass es 
immer weniger Sozialwohnungen gibt. 
Alleine in Maintal hat sich deren Zahl 
innerhalb von zehn Jahren mehr als 
halbiert. Und in Hanau wird das nicht 
anders sein. Da helfen auch die Kle¬ 
ckerprogramme, die jetzt überall dis¬ 
kutiert werden, nicht, diese Misere zu 
mildern, geschweige denn zu beenden. 
Da nützen auch keine Mietspiegel, kei¬ 
ne so genannten Fehlbelegungsabga¬ 
ben und auch keine großspurig gefor- 


Es wäre uns eine Ehre, die alleinerzie¬ 
hende Mutter Anna S., die sich durch 
Wohngeld-Anträge quält und nicht 
aufgibt, wenn am Ende des Geldes 
noch so viel Monat übrig ist, zur Eh¬ 
renbürgerin unserer Stadt zu machen. 
Es wäre uns eine Ehre, den Jugend- 
Trainer Wolfgang K., der jede Woche 
zwei Mal nach Feierabend die Fuß¬ 
ball-Kinder trainiert, auch mal ein Tri¬ 
kot aus eigener Tasche bezahlt, zum 
Auswärts-Spiel nicht von jedem Kind 
Benzingeld nimmt und den Jungen 
Respekt vor dem Schiedsrichter bei¬ 
bringt, zum Ehrenbürger unserer Stadt 
zu machen. 

Es wäre uns eine Ehre, die Kranken¬ 
schwester Susanne R., die in diesem 
Monat zum dritten Mal „aus dem Frei 
geholt wurde“ trotzdem freundlich zu 
den Patienten ist und nach Feierabend 
mit ihren Gewerkschafts-Kolleginnen 
Aktionen zur Verbesserung ihrer Ar¬ 
beitssituation plant, zur Ehrenbürgerin 
unserer Stadt zu machen. 

Es wäre uns eine Ehre, den Metall- 
Facharbeiter Jens M., der sich in zwei¬ 
ter Ehe genauso zuverlässig um die 
Kinder seiner zweiten Frau kümmert, 
wie um den Sohn aus erster Ehe, der 
auch nach 20 Jahren Schichtarbeit 
noch Spaß an der Fehlersuche an sei- 


derten Mietpreisbegrenzungen. Was 
nützt zum Beispiel eine Begrenzung 
der Mietpreiserhöhungen von 15 Pro¬ 
zent in drei Jahren, wenn das reale Ein¬ 
kommen so gut wie überhaupt nicht 
steigt oder sogar weiter sinkt? Was soll 
das nützen, wenn sich der Niedriglohn¬ 
sektor immer weiter wie ein Krebsge¬ 
schwür ausbreitet? Was soll denn ein 
Rentner davon halten, der dieses Jahr 
mit einer Rentenerhöhung von unver¬ 
schämten 0,25 Prozent abspeist wurde? 
Das Thema Wohnungsnot kommt im¬ 
mer wieder auf die Tagesordnung. Es 
besteht schon so lange wie der Kapi¬ 
talismus existiert. Denn in diesem Ge¬ 
sellschaftssystem geht es nur um eins: 
Aus allem den größtmöglichen Profit 
herauszuschlagen. Dass ist überall in 
dieser Gesellschaft so. Ob bei den Ar¬ 
beitsplätzen, bei den Preisen, die wir 
zahlen müssen, und erst recht bei der 
Wohnung. Alles wird in dieser Gesell¬ 
schaft zu Ware und hat nur den Zweck, 
Profite zu erwirtschaften. Die Bedürf¬ 
nisse der Menschen kommen dabei un¬ 
ter die Räder. 

Aber es gibt eine Möglichkeit, diesen 
Zustand zu ändern. Wir Betroffene 
dürfen uns das alles nicht mehr wider¬ 
spruchslos gefallen lassen. Wir müssen 
die Sache selbst in die Hand nehmen. 
Deshalb haben wir für heute zum bun¬ 
desweiten Aktionstag „Keine Profite 
mit der Miete“ aufgerufen. 

Und genau da liegt des Pudels Kern. 
Wir müssen an die Profite ran und an 
die Strukturen, die dieses System be¬ 
fördern. Deshalb ist unsere Forderung 
nach Vergesellschaftung von Grund 
und Boden und des großen Mietwoh¬ 
nungsbesitzes wichtig und richtig. 
Aber genau das zeigt auch, dass wir 
uns hier in einer ganz zentralen Frage 
der Auseinandersetzung befinden. Wir 
werden nur wesentliche Fortschritte in 
dieser Frage erzielen, wenn wir uns als 
Teil einer gesamtgesellschaftlichen Be¬ 
wegung gegen dieses neoliberale, kapi¬ 
talistische Profitprinzip zur Wehr set¬ 
zen. Dazu werden wir noch ganz, ganz 
dicke Bretter bohren müssen. Und 
das werden wir tun. Wir werden keine 
Ruhe mehr geben. Wir stehen erst ganz 
am Anfang einer Bewegung, die immer 
mehr Fahrt aufnimmt. Denn heute sind 
in vielen Städten unseres Landes Men¬ 
schen unterwegs, die unsere Forderung 
eint: „Keine Profite mit der Miete“. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerk¬ 
samkeit. 

Rede von Klaus Seibert (Kreisvorsitzender der DKP Main- 
Kinzig, stellv. Fraktionsvorsitzender der Wahl Alternati¬ 
ve Maintal - Soziale Gerechtigkeit (WAM), Vorstands¬ 
mitglied im DGB Ortsverband Maintal und Mitglied im 
Bundesarbeitskreis „Keine Profite mit der Miete“ am 
Aktionstag „Keine Profite mit der Miete“ am 28. Okto¬ 
ber 2013 in Hanau. 


ner Maschine hat und als Vertrauens¬ 
mann der IG Metall „eine Bank ist“, 
wenn es um Aktionen in der Tarif¬ 
runde oder gegen die Nazis geht, zum 
Ehrenbürger zu machen. Mit anderen 
Worten: Uns fallen auf Anhieb tau¬ 
sende Braunschweigerinnen ein, de¬ 
ren Zugehörigkeit zu Braunschweig 
dieser Stadt zur Ehre gereicht. Zur 
Ehrenbürgerschaft Ferdinand Piechs 
fällt uns etwas ganz anderes ein. Er re¬ 
präsentiert eine Familie, der mehr als 
die Hälfte des Volkswagen-Konzerns 
gehört. Die dafür im letzten Jahr 547 
Mio. Euro Dividende auf Stammaktien 
eingestrichen hat. 

Geehrt werden soll er u. a. für kulturel¬ 
les Engagement an seinem Wohnort, 
für Unterstützung beim Bau der Volks¬ 
wagenhalle und für die Erhaltung von 
Industriestandorten und Arbeitsplät¬ 
zen in Braunschweig. 

Machen genau das nicht tagtäglich 
tausende Braunschweigerinnen und 
Braunschweiger ehrenamtlich, ohne 
ein Milliardenvermögen im Rücken? 
Es sagt viel über den Charakter die¬ 
ses Staates, wenn ein Milliardär Ehren¬ 
bürger für etwas wird, was eigentlich 
selbstverständlich ist. 

Aus: „Roter Käfer“, Betriebszeitung der DKP für VW 
Braunschweig und Wolfsburg, September 2013 


D eutsche Schwimmen im Geld? 
jubelt Manager-Magazin on¬ 
line. Das Netto-Geldvermögen 
sei um 6,7 Prozent gewachsen. „Jeder 
Sparer“ (vom Säugling bis zum Greis) 
in Deutschland habe durchschnittlich 
42 000 Euro netto auf der „hohen Kan¬ 
te? Was sich insgesamt zu brutto 4,94 
Bio. Euro an Wertpapieren, Bankeinla¬ 
gen, Versicherungen aufsummiere. Zu¬ 
mindest den photographischen Beleg 
glaubt die Nadelstreifen-Zeitung, viel¬ 
leicht von den aktuellen Maß-Preisen 
angeregt, auf dem Oktoberfest mit ei¬ 
ner Reihe Dirndl-bewaffneter, bier¬ 
krugstemmender junger Frauen ge¬ 
funden zu haben. Die Daten dagegen 
stammen deutlich nüchterner aus den 
Abteilungen „Public Policy & Econo¬ 
mic Resarch“ der Münchener Allianz. 
Der „Allianz Global Wealth Report“ 
ist eine Art Konkurrenzveranstaltung 
zum „World Wealth Report“ des fran¬ 
zösischen Consulting-Riesen Capge¬ 


mini und der „Wealth Management“- 
Sparte der kanadischen Großbank 
RBC. Der Sinn der Sache besteht 
schlicht darin, dem biedermeierlich 
zum „Sparer“ verniedlichten, reichen 
Spekulanten, zu zeigen, „wo der liebe 
Herrgott noch eine Rendite versteckt 
hält“ (Gerhard Polt). Oder in den 
Worten von Allianz-Chef Diekmann: 
„Wo sind die sicheren Anlagen (...) 
die einen nachhaltigen Vermögens¬ 
aufbau ermöglichen?“ Und nebenbei 
an dieser gottgefällig-selbstlosen Be¬ 
ratung den einen oder anderen Provi- 
sions-Euro zu verdienen. 

Die Verkaufe ist natürlich nicht alles. 
Wie erwähnt, ist auch die Abteilung 
Public Policy beteiligt: „Die Sparer“ 
erlebten „weiterhin extrem heraus¬ 
fordernde Zeiten“, klagt der Allianz- 
Chef. „Ultra-niedrige Zinsen“ be¬ 
grenzten „in vielen Ländern die Ver¬ 
mögenserträge“. Ungemach drohe 
auch mit dem „möglichen Ausstieg 
aus der unkonventionellen Geldpoli¬ 
tik“. Und schließlich bestimme „hohe 
Unsicherheit“ die weitere wirtschaft¬ 
liche Entwicklung, „nicht nur in Euro¬ 
pa, Amerika und Japan, sondern auch 
immer stärker auch in den aufstre¬ 
benden Ländern in Asien und Latein¬ 
amerika“. Im Klartext: Bei absehbarer 
Fortentwicklung der globalen Krise, 
bekommt selbst die Allianz-Zentra¬ 
le einen solchen Bammel, wo sie die 
Rendite für ihr anspruchsvolles (vul¬ 
go: gieriges) Klientel herzaubern soll, 
dass ihr nicht einmal die mangelnde 
Kohärenz ihrer Analyse auffällt. Denn 
wie sähe die „wirtschaftliche Entwick¬ 
lung“ wohl ohne die „ultra-niedrigen 
Zinsen“ aus. 

Immerhin ist das Brutto-Geldvermö- 
gen weltweit um 8,1 Prozent auf 111,2 
Bio. Euro gestiegen. Wollte man die¬ 


sen „Erfolg“ im nächsten Jahr wieder¬ 
holen, wären ein Mehrwert von ziem¬ 
lich genau 9 Bio. Euro aus der Produk¬ 
tions- in die Finanzsphäre abzusaugen. 
Nimmt man einmal das Welt-BIP von 
53,2 Bio. Euro als zugegeben grobe 
Bezugsgröße, so bedeutete das eine 
geforderte „Umsatzrendite“ von 16,9 
Prozent. Nur für die Geldverleiher. 
Da diese Operation bei einem globa¬ 
len BIP-Wachstum von 3,15 Prozent 
(2012) doch einigermaßen fraglich er¬ 
scheint, müssen andere „Wachstums¬ 
treiber“ her. Im letzten Jahr sei das mit 
einem Wertpapier-Plus von 10,4 Pro¬ 
zent, die „gute Entwicklung an den 
Aktienmärkten“ gewesen. Versiche¬ 
rer und Pensionskassen könnten ei¬ 
nen Zuwachs von 7,4 Prozent verbu¬ 
chen und selbst Bankeinlagen hätten 
es noch auf 6,7 Prozent gebracht. Wie 
leicht zu erkennen ist, ist diese wun¬ 
derbare Wertevermehrung vor allem 
dem Rechenstift geschuldet. 


Ginge es im Finanzsektor nur um die 
geldliche Abbildung real existierender 
Warenströme, so stünde dem Wachs¬ 
tum der Warenmenge ein ebenso gro¬ 
ßes der Geldmenge gegenüber und 
damit wäre das Renditewachstum - 
in der Summe - limitiert. Glückli¬ 
cherweise haben die Erfindungen der 
„Geldschöpfung“, des Kredits und 
des fiktiven Kapitals, sowie die dar¬ 
auf aufbauenden diversen Derivate, 
die wunderbare Möglichkeit geschaf¬ 
fen, (fiktive) Werte aus dem Nichts zu 
generieren. Die Gewinnmöglichkei¬ 
ten im globalen Kasino werden vor 
allem dadurch erhöht, dass mehr Vo¬ 
lumen ins System gepumpt wird als in 
die Realwirtschaft abfließt und dass 
dadurch bedrucktes Papier zu einem 
höheren Preis gehandelt werden kann. 
Diekmann hier wie immer ganz un¬ 
eigennützig: „Angesichts der demo¬ 
graphischen Entwicklung und der fi¬ 
nanziellen Schwäche der Staaten ist 
jeder einzelne Bürger stärker denn je 
gefordert, für seine eigene Zukunft fi¬ 
nanziell vorzusorgen.“ 

Eine Erhöhung der Aktienwerte um 
10,4 Prozent hat natürlich nur sehr 
begrenzt etwas mit der derzeitigen 
Realwirtschaft zu tun. Anders herum 
allerdings schon und zwar erheblich. 
Denn der sich rasant disproportional 
aufblähende Finanzsektor erzeugt 
mit seinen ebenso rasant wachsenden 
Renditeforderungen einen permanent 
wachsenden Ausbeutungsdruck: „Die 
Politik ist gefordert, den eingeschla¬ 
genen Reformkurs weiterzuverfolgen, 
die Integration Europas weiter voran 
zu treiben und vor allem das Vertrau¬ 
en in das Finanzsystem wieder herzu¬ 
stellen“ (Diekmann). 

Wie gezeigt, reichen die „Reform“- 
Bemühungen (abgesehen von ihren 


kontraproduktiven, krisenverstär¬ 
kenden Effekten) zur Befriedigung 
der Renditeforderung volumenmä¬ 
ßig nicht annähernd aus. Sie bilden 
eher die Hintergrundfolie einer ver¬ 
besserten Wirtschaftsperspektive, auf 
die eine Spekulationsentscheidung 
in Erwartung höherer Kurse aufset¬ 
zen kann. Die Spekulationspyrami¬ 
de benötigt als Basis zwingend eine 
„glaubwürdige“ Wachstumsstory. Der 
penetrante, regierungsamtliche Scha¬ 
manismus „Deutschland geht es gut!“ 
hat, neben der parteipolitischen In¬ 
teressensicherung, den Zweck diese 
Blasen-Story so weit als möglich ab¬ 
zustützen. 

Was passiert, wenn Zweifel aufkom- 
men, wie 2006, als plötzlich die Immo¬ 
bilienpreise in den USA nicht mehr 
stiegen, obwohl man beinahe jedem, 
dessen man habhaft werden konnte, 
eine Hypothek angedreht hatte, ist 
noch in deutlicher Erinnerung. Der 


Herzstillstand nach der panikartigen 
Flucht in die Realwerte ließ von der 
schönen Ponzi-Pyramide nur einen 
Trümmerhaufen zurück. 2008 folgen¬ 
de ist der zusammenbrechende Bau 
mit viel Staatsknete und Zentralbank¬ 
geld notdürftig stabilisiert worden. 
Wie uns (nicht nur) der „Allianz Glo¬ 
bal Wealth Report“ zeigt, ist er zu alter 
Größe emporgewachsen. Stabiler ist 
er dadurch nicht geworden. Seit Ende 
der 1980er Jahre hat sich eine Öko¬ 
nomie der kurzen „Boom and Bust“- 
Zyklen heraus gebildet. Den schrillen 
Blasen folgt der tiefe Absturz. Mit 
2006 hat dieser Verwertungs-Modus 
globale Dimension erreicht. Und ge¬ 
genwärtig wird die Blase wieder nach 
Kräften aufgepumpt. 

Möglicherweise wird an dieser Stelle 
eine ethische Bewertung dieses Pro¬ 
zesses vermisst. Hier ist sie: Gerät der 
Kapitalismus im Verlaufe seiner Ge¬ 
schichte ohnehin immer mehr zur Ka¬ 
tastrophe, so verwandelt ihn die Do¬ 
minanz der Spekulanten endgültig in 
eine Geißel der Menschheit. Hunder¬ 
te Millionen stürzen in entwürdigen¬ 
de Lebens- und Arbeitsbedingungen, 
Krieg, Hunger, Elend, Arbeits- und 
Perspektivlosigkeit, Austrocknung 
staatlicher und sozialer Infra- und Si¬ 
cherungsstrukturen, zynische Entzivi- 
lisierung - nur um den Reichtum je¬ 
ner zu mehren, die ohnehin über mehr 
verfügen, als sie jemals sinnvoll ver¬ 
brauchen können. 

Das mediale Einlullen und Verbauen 
jeglicher politischer Alternative sorg¬ 
te dazu passend am 22. September für 
die Wiederwahl derjenigen, die den 
Willen der „Finanzmärkte“ noch im¬ 
mer bereitwillig exekutiert haben. Die 
Diekmänner können zufrieden sein. 

Klaus Wagener 


Ehre, wem Ehre gebührt 
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Kaufhof: Mehr Arbeit, weniger Geld 

ver.di fordert bessere Löhne und Manteltarifvertrag 



A uf dem Bürgersteig vor „Galeria 
Kaufhof am Wehrhahn“ in Düs¬ 
seldorf wurde es verdammt eng: 
Viele Kolleginnen und Kollegen aus 
verschiedenen Einzelhandelsbetrie¬ 
ben waren dem Streikaufruf von ver. 
di, Landesfachbereich Handel, gefolgt. 
Die Kunden wurden mit einem eige¬ 
nen Flugblatt gebeten, die Beschäftig¬ 
ten bei ihrer Tarifauseinandersetzung 
zu unterstützen: „Heute Streik - Heu¬ 
te bleiben Tüten und Taschen leer!“ 
Nach dem Auftakt ging es zur Me¬ 
tro-Zentrale, dem „Mutterschiff“ von 
Kaufhof. 

Die übliche Litanei der „Arbeitgeber“, 
dass höhere Löhne wegen „Flaute“ 
nicht gerechtfertigt seien, greift derzeit 
überhaupt nicht. Das Marktforschungs¬ 
unternehmen GfK hat ermittelt, dass 
die Kauflaune der Verbraucher so hoch 
ist wie seit sechs Jahren nicht mehr. Es 
wird damit gerechnet, dass sich dieser 
Aufwärtstrend in den kommenden Mo¬ 
naten fortsetzt. Die positive Einschät¬ 
zung wird durch den Ifo-Geschäftskli- 
maindex bestätigt. 

ver.di stellt dazu fest, dass die Unter¬ 
nehmen eine Lohnerhöhung „locker 
verkraften“ können. Im Handel stei¬ 
gen nicht nur die Umsätze und die Ar¬ 
beitsintensität. Auch die Preise für den 
täglichen Bedarf - Mieten, Strom, Le¬ 
bensmittel - steigen. Die Schlussfolge¬ 
rung bei ver.di: „Wir brauchen mehr 
Geld zum Leben. Der Abstand zu an¬ 
deren Branchen muss weiter verringert 
werden.“ Lohnerhöhungen stabilisieren 
den Konsum. Stabilität in diesem Be¬ 
reich sichert wiederum Arbeitsplätze. 
Die bisherigen Tarifverhandlungen für 
die Beschäftigten im nordrheinwestfä- 
lischen Einzelhandel haben zu keinem 
Ergebnis geführt. Deshalb bleiben die 


Forderungen von ver.di auf der Tages¬ 
ordnung: 

- 6,5 Prozent, mindestens 140 Euro, 
mehr Gehalt und Lohn 

-140 Euro mehr Ausbildungsvergütung 

- Der Manteltarifvertrag muss umge¬ 
hend wieder in Kraft gesetzt werden. 
Die weitgehende Kündigung der Man¬ 
teltarifverträge hat gravierende Auswir¬ 
kungen für die Beschäftigten: Es geht 
um eine weitere „Flexibilisierung“ der 
Arbeitszeit, den Abbau von Schutz¬ 
rechten insbesondere für die Teilzeit¬ 
beschäftigten, die ersatzlose Streichung 
der Zuschläge für Spätöffnungs- und 
Nachtarbeit für so genannte Hilfstätig¬ 


keiten (Schließ- und Wachdienst, Preis¬ 
auszeichnung, Warenverräumung, Auf¬ 
fülltätigkeiten, Hausreinigung) und um 
die Streichung des Anspruchs auf Stun¬ 
denaufstockung für Teilzeitbeschäftigte, 
die 17 Wochen mehr als 20 Prozent ihrer 
vereinbarten Arbeitszeit leisten. 

Uli Dettmann, stellvertretender Lan¬ 
desleiter von ver.di unterstrich noch 
einmal die zentralen Forderungen 
nach mehr Lohn und nach Rücknah¬ 
me der Kündigung des Manteltarifver¬ 
trages. Kaufhof-Betriebsratsvorsitzen¬ 
der Helmut Born: „Besonders empört 
sind viele Kolleginnen und Kollegen 
über den Versuch, die Belegschaft zu 


spalten.“ Der „Arbeitgeber“ hatte seit 
dem 1. August einseitig eine Lohn¬ 
erhöhung“ von nur 2,5 Prozent ange- 
boten. 

Dieses „Angebot“ passt in die „Spar“- 
Strategie von Metro. 19 000 Arbeits¬ 
plätze der Metro Group wurden in den 
letzten Jahren vernichtet. Mit dem Pro¬ 
jekt „Foundation“ sollen jährlich 100 
Millionen Euro an Sach- und Personal¬ 
kosten eingespart werden, ver.di: „Die 
Metro sollte lieber Ware zum richtigen 
Zeitpunkt und zu richtigen Preisen ver¬ 
kaufen, nicht aber unsere Kolleginnen 
und Kollegen.“ 

UweKoopmann 


30-Stunden-Woche Luxus bringt Rekorde - 

gesetzlich regeln Bleibt das so? 

Übergangsregelungen müssen festgelegt werden Klassengesellschaft auch im Automobilbau 


Die Arbeitszeitverkürzung bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich kann 
nicht allein Sache von Tarifpolitik sein, 
sondern muss zudem Gegenstand ei¬ 
nes gesellschaftlichen Kampfes um 
gesetzliche und tarifvertragliche Re¬ 
gelungen sein. 

Es gilt in dieser Frage die Spaltung in 
die, die Arbeit besitzen und die, denen 
die Arbeit vorenthalten wird, aufzuhe¬ 
ben und dazu branchenweite und für 
alle Unternehmen gleichsam geltende 
gesetzliche Regelungen neu zu schaf¬ 
fen. Im ersten Schritt ist als Standard 
die 35-Stunden-Woche festzulegen, im 
Weiteren dann die 30-Stunden-Woche, 
jeweils verteilt auf fünf Tage. 

Neben dieser Festlegung der Arbeits¬ 
zeit müsste zentral die Beibehaltung 
der bisherigen Lohnzahlung als Ga¬ 
rantie der Lebensführung festgelegt 
sein: Der Lohn als Entgelt für die 
Verfügbarkeit der Arbeitskraft im 
Normalarbeitstag und nicht für eine 
bestimmte individuelle Arbeitsleis¬ 
tung in bestimmter Zeit. Ebenso eine 
handhabbare Regelung der Einstel¬ 
lung zusätzlicher Arbeitskräfte für die 
verkürzte individuelle Arbeitszeit. Da 
es überaus viele Arbeitsverhältnisse 
gibt, die völlig unzureichende Löhne 
enthalten, sind dort Versuchung und 
Zwang Überstunden zu machen, um 
den Lohn aufzubessern, sehr groß. 
Dem kann nur durch einen, mit der 
Verkürzung gleichzeitig eingeführten 
gesetzlichen Mindestlohn, der auch 
kontrolliert durchgesetzt wird, begeg¬ 
net werden. 

In einer solchen neuen gesetzlichen 
Regelung sind Übergangsregelungen 
und Kontrollen detailliert festzule¬ 
gen sowie ein Verstoß mit strafrecht¬ 
lichen Sanktionen zu belegen. Durch¬ 
setzung und Kontrolle der Umsetzung 
in den Unternehmen ist mit einer im 
Vergleich zu heute erweiterten Mitbe¬ 
stimmung der Beschäftigten und ihrer 
Interessenvertretungen, also den Be¬ 
triebs- und Personalräten sowie den 



Die DKP hat im März 2013 auf ihrem letz¬ 
ten Parteitag beschlossen, die Diskussi¬ 
on um eine Arbeitszeitverkürzung ge¬ 
sellschaftlich voranzutreiben - mit dem 
Ziel einer 30-Stunden-Woche bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich. Dieser Bei¬ 
trag ist der Auftakt zu einer UZ-Reihe, in 
denen zukünftig Argumente dafür darge¬ 
stellt werden. 


Mitarbeitervertretungen, zu sichern. 
Im Unternehmen kann Personalaus¬ 
gleich beurteilt und Leistungsverdich¬ 
tung verhindert werden. 

Doch schon vor einer neuen Regelung 
sind wichtige Schritte zu tun: 

- eine gesetzliche Beschränkung der 
Höchstarbeitszeiten von 8 Stunden 
am Tag und 40 Stunden wöchentlich 
im Arbeitszeitgesetz in einer 5-Tage- 
Woche und bei Erhalt des freien Wo¬ 
chenendes, keine Ausweitung der Wo¬ 
chenendarbeit. 

- Ein Renteneintrittsalter von 60 Jah¬ 
ren. 

- Sechs Wochen garantierter Urlaub. 

Olaf Harms 


BMW, Audi und Mercedes melden 
neue Bestmarken, der Bugatti Vey- 
ron mit einem Stückpreis von 2,2Mio 
verkauft sich blendend. Viele Massen¬ 
hersteller dagegen leiden unter der 
schwindenden Kaufkraft. 

Ausnahme die Japaner, Toyota an 
der Spitze, und auch die Koreaner 
mit Hyundai und Kia, die hohe Ge¬ 
winnmargen einfahren. Besonders 
betroffen sind die französischen Her¬ 
steller Renault und Peugeot-Citroen, 
aber auch Seat und Fiat. Alle europä¬ 
ischen Marken leiden unter der fort¬ 
schreitenden Massenarmut in den 
südlichen Ländern. Sie sind nur noch 
mit ca. 60 Prozent ausgelastet und re¬ 
agieren mit Werksschließungen und 
Entlassungen: Ford, Peugeot, GM mit 
Opel schließen Werke in Antwerpen, 
Genk, Paris-Aulnay, Trollhättan, Ter¬ 
mini Imerese und Bochum. Dabei ist 
Opel Bochum ein besonderer Fall. 
Durch Fremdvergabe und Absatzver¬ 
luste verlor das Werk in den letzten 
fünf Jahren bereits fast 40 Prozent 
seiner Produktion, nun wird es ganz 
geschlossen: „Zur Rettung der restli¬ 
chen Standorte“. Diese Begründung 
musste bereits für die Schließung von 
Antwerpen herhalten. Da die Bochu- 
mer Kolleginnen und Kollegen den 
ausgehandelten Verzichtsvertrag ab¬ 
lehnten und ihre eigene Schließung 
ab 2016 nicht noch selbst bezahlen 
wollten, werden sie nun noch durch 
die vorzeitige Schließung abgestraft - 
die Produktion des Zafira übernimmt 
Rüsselsheim. Solidarität sieht anders 
aus! Jetzt soll auch noch die Getrie¬ 
befertigung sofort eingestellt werden, 
weil die Anzahl der produzierten Ge¬ 
triebe bis Jahresende ausreiche! 

Die Sonderrolle von Volkswagen be¬ 
ruht auf der breiten Marken- und Pro¬ 
duktpalette sowie der hervorragenden 
internationalen Verankerung, vor al¬ 
lem in China. Aber Bremsspuren zei¬ 
gen sich nicht nur in Südeuropa (Por¬ 
tugal und Spanien), sondern auch in 


den inländischen Werken, allerdings 
sehr unterschiedlich. Während Braun¬ 
schweig und Wolfsburg gut ausgelas¬ 
tet sind, hat Emden Probleme mit dem 
Passat, Hannover mit dem Caddy. Nun 
verfügt Volkswagen über eine große 
Flexibilität zwischen den Werken und 
Standorten, nicht nur in technischen 
Fragen, sondern auch beim Personal. 
So wurden Kolleginnen aus Portugal, 
von MAN, aktuell noch 500 aus Em¬ 
den in den VW-Werken beschäftigt. 
Der Grundsatz ist: Konzernleihe geht 
vor Leiharbeit und Werkverträgen. 
Deshalb ist es gut, dass trotzdem 1 000 
Verträge mit Leiharbeitern in Wolfs¬ 
burg erst einmal verlängert wurden. 
Aber im ersten Halbjahr des nächsten 
Jahres stehen allein in Braunschweig 
500 Leiharbeiter zur Übernahme an, 
weitere in Wolfsburg. 

Soweit alles in Ordnung? Ihr habt ja 
immer was zu mäkeln, hören wir öfter 
vor den Toren. In der Tat: Was ist mit 
der ständig steigenden Produktivität? 
Was, wenn der chinesische Markt auch 
dank sieben neuer VW-Werke so weit 
gesättigt ist, dass exportiert werden 
kann? Die Arbeitskosten sind in Chi¬ 
na noch immer konkurrenzlos billig 
und die Transportkosten viel zu nied¬ 
rig. Das sind nur zwei Gründe immer 
wieder zu fordern: 

- Runter mit der Arbeitszeit, bran- 
chen- und europaweit 

- Entwicklung neuer, zukunftsfähiger 
B eschäftigungsf elder 

- Entwicklung neuer und die Vernet¬ 
zung bestehender Verkehrskonzepte. 
Mobilität ist ein Grundbedürfnis der 
Menschen. Sie umweit- und menschen¬ 
freundlich zu gestalten und nutzbar für 
alle zu machen, ist eine der wichtigsten 
Zukunftsaufgaben. 

Uns scheint sie in diesem Profit-System 
nicht für alle realisierbar, aber Schritte 
dahin, die müssen wir jetzt schon er¬ 
kämpfen! 

Aus: „Roter Käfer“, Betriebszeitung der DKP für VW 
Braunschweig und Wolfsburg, September 2013 


Enttäuscht 

Klaus Wiesehügel, bis Mitte September 
Vorsitzender der IG BAU, bis jetzt noch 
im Kompetenzteam des SPD-Kanzler- 
kandidaten Peer Steinbrück, bewertet 
das Bundestagswahlergebnis so: „Natür¬ 
lich bin ich enttäuscht. Ich hatte erwar¬ 
tet, dass die Wählerinnen und Wähler 
die Unterschiede in den Programmen 
der beiden großen Parteien erkennen, 
etwa beim Thema Mindestlohn. Über 
80 Prozent der Deutschen wollen einen 
gesetzlichen Mindestlohn, und dennoch 
haben sie in der Mehrheit eine Partei 
gewählt, die nicht dafür steht. Es reicht 
auch nicht, dass die FDP, deren Mar¬ 
kenzeichen neoliberale Politik ist, aus 
dem Bundestag herausgewählt wurde. 
Jetzt wird in der SPD über eine mögli¬ 
che Koalition mit der Union debattiert. 
Wir dürfen uns diesen Gesprächen nicht 
verweigern. Demokratie heißt auch, 
ein schlechtes Ergebnis zu akzeptieren. 
Aber wir dürfen unser Wahlziel, einen 
Politikwechsel herbeizuführen, nicht 
aufgeben. Die Inhalte zählen. Ein Re¬ 
gierungswechsel ohne gesetzlichen Min¬ 
destlohn, ohne mehr Mitbestimmung 
bei Leiharbeit und Werkverträgen, ohne 
die Abschaffung der sachgrundlosen 
Befristung und ohne eine Trendwende 
bei der Rente ist zu wenig.“ 

Stillstand überwinden 

Der Präsident des Deutschen Mieter¬ 
bundes (DMB), Dr. Franz-Georg Rips 
fordert: „Eine neue Bundesregierung 
muss den Stillstand in der Wohnungs¬ 
und Mietenpolitik der letzten Jahre 
überwinden. Die im Bundestag vertre¬ 
tenen Parteien müssen alles tun, ihre 
Ankündigungen und Versprechen aus 
den Wahlprogrammen jetzt in gemein¬ 
same Politik umzusetzen“. Die Mieten 
seien zu begrenzen, das Wohngeld zu 
erhöhen, der Wohnungsbau müsse an¬ 
gekurbelt und altengerechte und barrie¬ 
rearme Wohnungen geschaffen werden. 
Die Energiewende und die Gebäude¬ 
sanierung sind sozial gerecht zu gestal¬ 
ten. „Denn das sind aktuelle Probleme 
und drängende Aufgaben, um die sich 
die Politik jetzt kümmern muss“, so der 
Mieterbund-Vorsitzende. 

Demokratiedisziplin 

Der Bundesvorsitzende der Industrie¬ 
gewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt 
(IG BAU), Robert Feiger, ermahnte 
die neu in den Bundestag gewählten 
Parteien auf: „Es gibt nicht nur eine 
Partei-, es gibt auch eine Demokratie¬ 
disziplin. Neuwahlen sind keine Opti¬ 
on“ Die Parteien müssten daher rasch 
eine neu Regierung bilden. „Auch eine 
CDU-Minderheitsregierung kommt 
nicht ernsthaft in Frage. Sie wäre kaum 
handlungsfähig. Vier Jahre Stillstand 
der schwarz-gelben Regierung sind 
aber schon mehr als genug. Der Arbeits¬ 
markt ist alles andere als in Ordnung. 
Deutschland braucht endlich eine tat¬ 
kräftige Bundesregierung, die die Fehl¬ 
entwicklungen zügig korrigiert.“ Ent¬ 
schieden forderte Feiger: „Befristungen 
ohne Grund, jahrelange Leiharbeit und 
Scheinwerkverträge sind Ausdruck ei¬ 
ner Deregulierung auf dem Rücken der 
Beschäftigten. Die künftige Regierung 
muss hier dringend gegensteuern und 
die Arbeitsmarktpolitik wieder auf ei¬ 
nen fairen Kurs bringen. Wir brauchen 
eine glaubwürdige Arbeitsmarktpolitik 
von Leuten, die sich mit den tatsächli¬ 
chen Problemen der Beschäftigten auch 
auskennen. Die Zeit der Worthülsen 
muss endgültig vorbei sein.“ 

Kein Angebot für Redakteure 

Die Tarifverhandlungen für die rund 
9 000 Redakteurinnen und Redakteu¬ 
re, die in deutschen Zeitschriftenredak¬ 
tionen, für Publikums- und Fachzeit¬ 
schriften und die konfessionelle Presse 
arbeiten, sind auch in der zweiten Run¬ 
de ergebnislos vertagt worden. Der Ver¬ 
handlungsführer der Deutschen Journa¬ 
listinnen- und Journalisten-Union (dju) 
in ver.di, Matthias von Fintel, kritisierte, 
dass der Verband Deutscher Zeitungs¬ 
verleger (VDZ) erneut kein konkretes 
Angebot vorgelegt habe: „Wir können 
unseren Kolleginnen und Kollegen un¬ 
möglich in den kommenden Jahren Re¬ 
allohnverluste zumuten.“ Er erwarte, 
dass die VDZ-Vertreter in der dritten 
Verhandlungsrunde am 25. November 
in Hamburg ihre Vorstellungen für spür¬ 
bare Gehaltserhöhungen darlegten. 
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D er schockierende Satz aus dem 
Manifest der kommunisti¬ 
schen Partei „Die Bourgeoisie 
hat den Familienverhältnissen seinen 
rührend-sentimentalen Schleier ab¬ 
gerissen und es auf ein reines Geld¬ 
verhältnis zurückgeführt“ wird noch 
unterstrichen durch den Schlussbe¬ 
richt der Kinderarbeitskommission 
von 1866. Darin heißt es: „Unglück¬ 
licherweise leuchtet aus der Gesamt¬ 
heit der Zeugenaussagen hervor, dass 
die Kinder beiderlei Geschlechts ge¬ 
gen niemanden so sehr des Schutzes 
bedürfen als gegen ihre Eltern“ (ab 
hier alle Zitate aus: Karl Marx: Das 
Kapital, Kritik der politischen Öko¬ 
nomie, 2. Auflage) 

Ganz spontan möchte man sagen, dass 
das für heutige Verhältnisse, zumin¬ 
dest in Deutschland, nicht mehr zu¬ 
trifft. Ganz im Gegenteil, sehen wir drei 
pubertierende blonde gestylte Mädels 
mit ihren Handys hantieren, haben wir 
eher Kritik am Verwöhnfaktor als am 
Ausbeutungsfaktor. 

Es ist ja sicher Vorsicht geboten mit der 
Kritik an der Aktualität unserer Klas¬ 
siker. Schnell geraten wir in den Verruf 
des Abweichlers. Aber wie ist es nun 
richtig, haben die Werktätigen eine Fa¬ 
milie, haben sie Kinder oder wird die 
ganze Familie dem Ausbeutungsinter¬ 
esse des Kapitals untergeordnet? Diese 
Frage soll in diesem Artikel beleuchtet 
werden. 

Wie waren nun die Verhältnisse für 
Kinder und Familie im Frühkapita¬ 
lismus? Fragen wir doch einfach Karl 
Marx. „Der Wert der Arbeitskraft war 
bestimmt nicht nur durch die zur Er¬ 
haltung des individuellen erwachse¬ 
nen Arbeiters, sondern durch die zur 
Erhaltung der Arbeiterfamilie nötige 
Arbeitszeit.“ „Sofern die Maschine¬ 
rie Muskelkraft entbehrlich macht ... 
Weiber- und Kinderarbeit war daher 
das erste Wort der kapitalistischen An¬ 
wendung der Maschinerie!“ 


Der Aktionstag begann in Frankfurt ei¬ 
gentlich schon zwei Tage zuvor mit ei¬ 
nem spektakulären Warm-up: Die seit 
zirka 1970 (!) leer stehende OB-Villa 
im vornehmen, aber durch Fluglärm 
betroffenen Stadtteil Sachsenhausen 
wurde durch eine Gruppe von 20 Oc- 
cupy-Aktivistinnen besetzt. Der letzte 
Bewohner der Villa war der längst ver¬ 
gessene OB Brundert (SPD) - danach 
bezog keine/r seiner Nachfolgerinnen 
mehr das Haus, dessen Wert auf über 
2 Mio Euro taxiert ist. Besetzt wurde 
nicht die Villa selbst, sondern der park¬ 
ähnliche Garten um das Gebäude und 
zwar mit Zelten. Parole der Besetzerin¬ 
nen: „Friede den Zelten - Krieg den Pa¬ 
lästen“. Die Besetzung fand in den loka¬ 
len Medien ein großes und überwiegend 
positives Echo, da der prominente Leer¬ 
stand, der zudem seit vier Jahrzehnten 
gut geheizt wird, schon lange als Skan¬ 
dal empfunden wird. Die Occupy-Akti¬ 
vistinnen wurden aus der Nachbarschaft 


Seit 1970 leerstehende 
Oberbürgermeister-Villa 
besetzt 


mit Essen und anderen Utensilien (z.B. 
einem Grill) großzügig unterstützt - ins¬ 
gesamt ein sehr gelungener Auftakt für 
die Demo am Samstag. 

Sammelpunkt der Demo war der Platz 
vor dem Hauptbahnhof - 16 Uhr; dort 
kamen nicht nur Frankfurterlnnen, son¬ 
dern auch einige Aktivistinnen aus dem 
Umland an, z.B. aus Maintal und Ha¬ 
nau, wo am Vormittag ein „Bausteilen- 
Slalom“ durch die dortige Innenstadt 
stattgefunden hatte. Aus Oberursel 
stieß eine Gruppe hinzu, die in diesem 


_ Innenpolitik _ 

Kinder im Kapitalismus 

Gedanken zum Weltkindertag 2013 



Fabrikkind 

„Die Folge war daher, dass „die Ma¬ 
schinerie alle Glieder der Arbeiterfa¬ 
milie auf den Arbeitsmarkt wirft ... 
Vier müssen nun nicht nur Arbeit, son¬ 
dern Mehrarbeit für das Kapital liefern, 
damit eine Familie lebe.“ 

„Der Arbeiter verkaufte früher sei¬ 
ne eigene Arbeitskraft ... Er verkauft 
jetzt Weib und Kind. Er wird Sklaven¬ 
händler. Wie müssen wir uns die Aus¬ 


wüchse vorstellen, die 
zu dem markanten Satz 
der Kinderarbeitskom¬ 
mission führte? 

Dazu ein Beispiel aus 
dem Bericht: „ein Teil 
der Eltern entziehe die 
Kinder nun der gemaß- 
regelten Industrie, um 
sie in solche zu verkau¬ 
fen, wo noch ,Freiheit 
der Arbeit 4 herrscht, 
d.h. wo Kinder unter 
13 Jahren gezwungen 
werden, wie Erwach¬ 
sene zu arbeiten, also 
auch teurer loszuschla¬ 
gen sind.“ Es gibt eine 
Fülle von Beispielen 
über Misshandlungen 
von Kindern der ab¬ 
scheulichsten Art, die 
bei Marx nachzulesen 
sind. Nun sind Proleta¬ 
riereltern ja nicht per 
se Monster, die ihrer 
Familie Schlechtes wol¬ 
len. Jedoch „durch den 
überwiegenden Zusatz 
von Kindern und Wei¬ 
bern ... bricht die Ma¬ 
schinerie endlich den 
Widerstand, den der 
männliche Arbeiter in 
der Manufaktur der 
Zwangsherrschaft des 
Kapitals noch entge¬ 
gensetzte.“ 

Wir möchten nicht be¬ 
haupten dass diese Zustände heute 
nicht mehr herrschen, aber mit tiefer 
Dankbarkeit stellen wir fest, vorherr¬ 
schend sind sie in entwickelten Indus¬ 
trienationen wie Deutschland nicht 
mehr. Das hat seine Gründe. Gut aus¬ 
gebildete, hoch motivierte Kräfte mit 
ausgezeichneten „soft skills“ sind die 
Erfordernisse dieser Zeit. Das Ausbil¬ 
dungssystem passt sich an. Wir sind bei 


den Kids der heutigen Zeit, die uns ge¬ 
legentlich mit ihrer Konsumorientiert- 
heit in den Wahnsinn treiben. Klug sind 
sie, kritisch und selbstbewusst sind sie 
auch, auf jeden Fall aber in der media¬ 
len Welt ihren Altvorderen überlegen. 
Im Erscheinungsbild können wir keine 
Gemeinsamkeit mit den Fabrikkindern 
von damals finden, die beschrieben 
werden als „in der Regel ganz verwil¬ 
derte abnorme Geschöpfe ... (in) Un¬ 
wissenheit, Rohheit, körperlichen und 
geistigen Verkommenheit“. 

Aber dennoch: Die Jugendarbeitslo¬ 
sigkeit in den sogenannten Schuldner¬ 
ländern der EU liegt in der Gruppe 
der unter 25-Jährigen bei 42,1 Prozent, 
in Spanien bei 56,5 und in Griechen¬ 
land bei 59,2 Prozent, (www.spiegel.de 
2.7.2013) Im hochgelobten Land des 
Exportweltmeisters Deutschland er¬ 
halten bundesweit Mitte dieses Jahres 
8,8 Prozent aller Menschen von 15 bis 
24 Jahren Hartz-IV-Leistungen (www. 
focus.de 27.12.2012). Ein Sofortvermitt¬ 
lungsgebot soll sie dazu zwingen auch 
den allerletzten Job anzunehmen - und 
wenn er noch so perspektivlos ist. 
Über die prekäre Beschäftigungslage 


Was bleibt den Eltern 
anderes übrig, als ihre 
Kinder „fit zu dopen“ 


eines Viertels der Bevölkerung, Lehr¬ 
stellenknappheit, Kinderarmut etc. ist 
im aufmerksamen Verfolgen von Le¬ 
benswegen in der Nachbarschaft, im ei¬ 
genen Haushalt und allerorts in den Me¬ 
dien viel zu finden. Dem kundigen Leser 
muss hier nicht viel erklärt werden. 
Was hat das alles aber mit der erbärmli¬ 
chen körperlichen und seelischen Situa¬ 
tion der Arbeiterkinder im England des 
Frühkapitalismus zu tun? Dort verka¬ 
men sie, weil sie wohlfeile Arbeitskräf¬ 
te waren, hier verkommen sie, weil das 
System sie nicht mehr verwerten kann. 


Reiche Eltern für alle! 

Occupy-Aktionstag 28.9. in Frankfurt (und Umgebung) 


Reiche. 

in die. 



Speckgürtel-Ort am Fuße des Taunus 
wegen der unzumutbaren Wohnsituati- 
on von Flüchtlingen demonstriert und 
zeitlich befristet ein Haus besetzt hat¬ 
te, ebenfalls am Samstagvormittag. Eine 
Gruppe aus dem Frankfurter Stadtteil 
Gallus stieß dazu, die dort über Mittag 
ein (mietfreies) Wohnzimmer mit Sofa 
und Sesseln aufgebaut hatte - von der 
Polizei, die anscheinend eine weitere 
Hausbesetzung befürchtete, argwöh¬ 
nisch beobachtet. 

Die Demo begann mit einer kurzen Auf¬ 
taktkundgebung, wobei die Idee des bun¬ 
desweiten Aktionstages und lokalspezi¬ 
fische Besonderheiten erläutert wur¬ 
den - die katastrophale Mietsituation 
für Nicht-Reiche in der Global City bei 
gleichzeitigem Ausbau der Stadt durch 
hochpreisigen Eigentums- und Mietwoh¬ 
nungsneubau. Ein Beitrag der IL Frank¬ 
furt ergänzte mit einigen Vorschlägen, 
wie sich die bestehenden Ansätze des Wi¬ 
derstands gegen diese Art Stadtentwick¬ 
lung verbreitern und vertiefen ließen. 
An der Demo nahmen gut 600 Men¬ 
schen teil; getragen wurde sie vor allem 
von Leuten aus dem Netzwerk „Wem 


gehört die Stadt? 44 (die meisten von 
der Stadtteilinitiative Zukunft Bocken- 
heim, AG Gallus), der radikalen Lin¬ 
ken in FFM (Antifa [f], IL, turn*left), 
Occupy, dem „Blauen Block“ (Initiati¬ 
ve für Haus-Besetzungen), dem AStA, 
antirassistische Initiativen, einigen 
Menschen aus der Linkspartei (dar¬ 
unter vier Landtagsabgeordnete), der 



SDAJ und anderen. Die Beteiligung 
am fast dreistündigen Zug aus dem 
Zentrum durch die Stadtviertel Gal¬ 
lus und Bockenheim bis zur Bocken- 
heimer Warte war mit etwa 600 Leuten 
zwar nicht gerade überwältigend - ins¬ 
besondere Menschen aus den Mieter¬ 
verbänden und aus migrantischen Zu¬ 
sammenhängen waren fast gar nicht 
vertreten - aber keineswegs ein „Flop“. 
Bei strahlendem Altweibersommer¬ 
wetter bunt und laut zog der Demozug 


vom Hauptbahnhof in Richtung Gal¬ 
lusviertel und Europa-Allee. Vorbei 
an dem neuen Tempel für gehobenen 
Konsum („skyline plaza“) ging es zum 
SIKS, einem selbstverwalteten Kultur¬ 
zentrum im Gallus. In der Nähe des S- 
Bahnhofs Gallus warte wurde in einem 
kurzen Redebeitrag an Günter Sare er¬ 
innert, der auf den Tag genau vor 28 
Jahren (1985) dort bei einer Aktion 
gegen den NPD-Parteitag von einem 
Polizeiwasserwerfer überfahren und 
getötet wurde. In der Folge war es da¬ 
mals in Frankfurt zu tagelangen „riots“ 
gekommen - die verantwortlichen Po¬ 
lizisten bekamen später von der Justiz 
den „Persilschein“ ausgestellt. 

Auf der Emserbrücke, die vom Gal¬ 
lusviertel über die Europa-Allee nach 
Bockenheim führt, wurde in einem Re¬ 
debeitrag der AG Gallus (Netzwerk 
„Wem gehört die Stadt?“) auf die von 
der Stadtentwicklung der „Global City“ 
ausgehenden Umstrukturierungspro¬ 
zesse, Vertreibung der Bevölkerung etc. 
hingewiesen. Die Beispiele waren an 
dieser Stelle besonders deutlich sicht¬ 
bar: im Hintergrund die Messe und die 
Skyline der Global City, die Europa- 
Allee selbst mit hochpreisiger Wohn¬ 
bebauung, Hotels etc. - rechter Hand 
dann das alte Arbeiterviertel Gallus, 
das gerade zum hippen Szeneort auf- 
gepeppt wird - die dort noch ansässi¬ 
ge, vor allem migrantische Bevölkerung 
kann bleiben, wo der Pfeffer wächst. 
Am Ortseingang von Bockenheim 
wurde dem hochpreisigen Studenten¬ 
wohnheim mit dem anspruchsvollen 
Namen „Headquarter“ ein Besuch 
abgestattet und den Betreibern der 
Preis „Goldener Stacheldraht für stu¬ 
dentisches Wohnen“ verliehen - hier 


unsere zeit m 


Gestolpert bin ich über einen Zeitungs¬ 
artikel (PAZ12. 6. 2013), der auf dem 
Arzneimittelreport der Krankenversi¬ 
cherung Barmer GEK beruht. Darin 
wird gerügt, dass Ärzte in Deutschland 
immer häufiger zum Rezeptblock grei¬ 
fen, um psychische Störungen bei Kin¬ 
dern und Jugendlichen zu behandeln. 
Ein Anstieg um 41 Prozent für die un¬ 
ter 19-Jährigen wird von 2005 bis 2012 
beobachtet. Dieser Trend wird weltweit 
in den Industrienationen beobachtet. 
Hauptfaktor in diesem Zusammen¬ 
hang dürfte die Ritalin-Verschreibung 
für zu zappelige ADHS (Aufmerksam- 
keitsdefizit-/Hyperaktivitätssyndrom) 
Kinder sein. 

Als Lehrerin kann ich bestätigen, dass 
der Schulerfolg, gemessen am erreich¬ 
ten Abschluss, für Kinder mit Konzen¬ 
trationsstörungen suboptimal verlau¬ 
fen kann. Deutlich vor Augen habe ich 
die Mutter von Kevin, einem zugege¬ 
benermaßen anstrengenden Realschü¬ 
ler, die mit Tränen in den Augen kapi¬ 
tulierte. Lange habe sie sich gewehrt, 
ihrem Kind Medikamente zu geben, 
vor allem keine süchtig machenden 
Aufputschmittel. Aber jetzt habe so¬ 
gar ihr Sohn sie gebeten, diese Tablet¬ 
ten zu bekommen, wenn sie ihm doch 
helfen würden. Wobei helfen? Sie sol¬ 
len ihm helfen, einen Schulabschluss zu 
erreichen, den er ohne sie nicht schaf¬ 
fen könnte. Diese Gesellschaft hat kei¬ 
nen Bedarf an Menschen mit einfachen 
Berufsausbildungen; jedenfalls nicht zu 
einem durchschnittlichen Einkommen. 
Was bleibt den Eltern anderes übrig, als 
ihre Kinder „fit zu dopen“. Von Bösar¬ 
tigkeit kann da genau so wenig gespro¬ 
chen werden, wie bei den Eltern der Fa¬ 
brikkinder. 

Bösartig dagegen ist das System des 
Kapitalismus, in dem „der Arbeiter 
für den Produktionsprozess, nicht der 
Produktionsprozess für den Arbeiter 
da ist“. 

Michaela Sohn 


finden Upperclass-Studis für schlappe 
500 Euro bei einer Wohnfläche ab 23 
qm eine „Studentenbude“. Parole: Rei¬ 
che Eltern für alle! Am gleichen Ort 
erläuterte eine Vertreterin der Stadt¬ 
teil-Initiative „Zukunft Bockenheim“ 
die unverschämten Mieterhöhungen 
der (städtischen) Wohnungsbaugesell¬ 
schaft ABG mit Hilfe von Mietspiegel 
und Frankfurt-typischen Lagenzuschlä¬ 
gen. Ihre Antwort an die Verantwort¬ 
lichen der Stadt: Wir lassen uns nicht 
vertreiben! Wir sind Bockenheim! 
Durch die Leipziger Str. bewegte sich 
der Demo-Zug - wegen der mittlerwei¬ 
le kühlen Temperaturen etwas kleiner 
geworden - ins Zentrum von Bocken¬ 
heim. Dort berichtete eine Vertrete¬ 
rin eines Unterstützungsprojekts für 
Roma über die permanente rassisti¬ 
sche Ausgrenzung der Roma durch 
Behörden und Vermieter und forder¬ 
te menschenwürdige Wohnungen für 
die von Abschiebung bedrohten Men¬ 
schen. Es folgte ein knapper Beitrag 
über die (zu Beginn erwähnte) Akti¬ 
on für Wohnraum für Flüchtlinge in 
Oberursel. 

Mit einem abschließenden Aufruf für 
Beteiligung an den geplanten Aktionen 
des Netzwerks M31 zur Unterstützung 
von Generalstreiks in den südeuropäi¬ 
schen Staaten endete der recht erfolg¬ 
reiche Aktionstag in Frankfurt. Es ist 
sicher im Hinblick auf den Kampf ge¬ 
gen Mieterhöhungen und die Umstruk¬ 
turierung der „Global City“ noch mehr 
möglich (und notwendig) - insbeson¬ 
dere durch intensivere Vernetzung mit 
Mieterverbänden und den migranti¬ 
schen Communities -, aber ein Anfang 
ist gemacht. Wir haben gerade erst an¬ 
gefangen! Prendiamoci la cittä! 
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„Freiheit, Gleichheit, Eigentum und Sicherheit“ 

Kennzeichnendes vom Führungspersonal der Alternative für Deutschland (AfD) 



D ie Alternative für Deutschland 
wurde am 3. Februar 2013 ge¬ 
gründet. Diese Partei hat am 
22. September mit 4,7 Prozent knapp 
den Einzug in den Bundestag verfehlt. 
Sie feiert dennoch ihr Abschneiden 
als Erfolg und ist zuversichtlich, beim 
nächsten Mal die angestrebten Manda¬ 
te zu ergattern. 

Und sie hat einige Freunde, die das 
auch so sehen. Beispielsweise wand¬ 
te sich Hans-Olaf Henkel am Montag 
nach der Wahl in seiner Handelsblatt- 
Kolumne gegen die „Einheitseuropoli¬ 
tik“ und versicherte, dass die AfD dafür 
sorgen werde, dass das Tabu der Diskus¬ 
sion über Alternativen zum Euro kei¬ 
nen Bestand haben werde. Henkel war 
von 1995 bis 2000 Präsident des Bun¬ 
desverbandes der Deutschen Indus¬ 
trie (BDI). Von ihm stammt die Idee 
des doppelten Euro: Die „Club-Med- 
Länder“ wie Griechenland, Italien und 
Frankreich sollen den „Süd-Euro“ ha¬ 
ben, die Nordländer wie Deutschland, 
die Beneluxstaaten und Skandinavien 
den „Nord-Euro“. Die Länder im Süden 
Europas könnten sich mittels Inflation 
wieder ins ökonomische Spiel bringen. 
Prof. Dr. Bernd Lucke ist Sprecher der 
AfD. Zusammen mit Michael Funke 
und Thomas Straubhaar hatte er den 
„Hamburger Appell“ initiiert und ihn 
am 30. Juni 2005, pünktlich zur dama¬ 
ligen Bundestagswahl, in der Tageszei¬ 
tung Die WELT veröffentlichen lassen. 
Es handelte sich seinerzeit um eine Re¬ 
aktion auf Äußerungen aus der Bundes¬ 
regierung. Es ging um einen Vorschlag 
von Lohnerhöhungen zur Steigerung 
der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage. 
Im „Hamburger Appell“ postulierten 
253 neoliberale Ökonomie-Professoren 
dagegen, „dass eine Verbesserung der 
Arbeitsmarktlage nur durch niedrigere 


Entlohnung der ohnehin schon Gering¬ 
verdienenden, also durch eine verstärk¬ 
te Lohnspreizung, möglich sein wird. 
Eine Abfederung dieser Entwicklung 
ist durch verlängerte Arbeitszeiten, 
verminderten Urlaubsanspruch oder 
höhere Leistungsbereitschaft möglich.“ 
Zu den damaligen Unterzeichnern ge¬ 
hören die prominenten AfDler Alex¬ 
ander Dilger (Landessprecher NRW), 
Jörn Kruse (Landessprecher Ham¬ 
burg), Joachim Starbatty, Roland Vau- 
bel, Dirk Meyer. Sie bilden zusam¬ 
men mit Helga Luckenbach den wis¬ 
senschaftlichen Beirat der Partei. Die 
Rechnung für die Anzeige ging an die 
Initiative Neue Soziale Marktwirt¬ 
schaft (INSM). 

Zahlreiche Fäden verknüpft das Perso¬ 
nal dieser Partei mit der INSM. Diese 
„Initiative“ ist eine Lobby-Organisati¬ 


on der Metall- und Elektroindustrie. 
Alleingesellschafter der INSM GmbH, 
zuständig für das operative Geschäft, 
ist das Institut der deutschen Wirt¬ 
schaft. Der Finanzrahmen, den Ge¬ 
samtmetall zur Verfügung stellt, beläuft 
sich bis zu 10 Mio Euro im Jahr. 
Beatrix von Storch, geborene Herzo¬ 
gin von Oldenburg, gründete als Stu¬ 
dentin 1996 den Göttinger Kreis, der 
sich für die Wiedergutmachung von 
Vermögenseinbußen einsetzt, die 
der Adel durch die Bodenreform in 
Deutschland erleiden musste. Sie war 
auf der Berliner Landesliste als Nr. 2 
platziert und betreibt (in der zurückhal¬ 
tenden Ausdrucksweise des Handels¬ 
blatts vom 28. Juni 2013) „die Rückfüh¬ 
rung des Staates auf Kernkompetenzen 
und den Abbau von Sozialleistungen 
zugunsten privater Vorsorge“. 


Konrad Adam, weiterer Sprecher der 
AfD, problematisierte am 16. Oktober 
2006 in der WELT das Wahlrecht von 
Arbeitslosen und Rentnern: „Vor die¬ 
sem Hintergrund klingt die Anregung, 
den Inaktiven und Versorgungsempfän¬ 
gern das Wahlrecht abzuerkennen, pro¬ 
vokativer, als sie tatsächlich ist. Die Fä¬ 
higkeit, sich selbst und den Seinen den 
Lebensunterhalt zu verdienen, galt in 
der Theorie der europäischen Verfas¬ 
sungsbewegung als eine selbstverständ¬ 
liche Voraussetzung für die Gewährung 
des Wahlrechts. Nicht,Freiheit, Gleich¬ 
heit, Brüderlichkeit’ hieß die Parole in 
den Verfassungstexten, die während der 
französischen Revolution in kurzem 
Abstand aufeinander folgten, sondern 
,Freiheit, Gleichheit, Eigentum und Si¬ 
cherheit’. Der Grund ist klar: Nur der 
Besitz schien eine Garantie dafür zu 


bieten, dass man vom Wahlrecht ver¬ 
antwortlich Gebrauch machte.“ 

Auch Roland Vaubel fiel schon durch 
antidemokratische Allmachtsphanta¬ 
sien auf, als er folgende Verfassungs¬ 
änderung vor schlug (http ^/wirtschaft¬ 
liche freiheit.de/wordpress/? p=l 7 Wirt¬ 
schaftliche Freiheit, 1. Februar 2007): 
„[man kann] die Leistungseliten aber 
auch dadurch schützen, dass man ein 
Zwei-Kammer-System einführt und 
diejenigen, die die Hauptlast der (di¬ 
rekten) Besteuerung tragen, eine der 
beiden Kammern wählen lässt. Bei al¬ 
len Finanzierungs- und Ausgabenent¬ 
scheidungen müssen dann beide Kam¬ 
mern zustimmen, wird ein Konsens von 
Arm und Reich erforderlich.“ 
Alexander Gauland war ab 1977 Bü¬ 
roleiter des Frankfurter Oberbürger¬ 
meisters Walter Wallmann. Als sein 
Chef 1987 hessischer Ministerpräsident 
wurde, stieg er zum Staatssekretär in 
der hessischen Staatskanzlei auf. Seit 
dem Gründungsparteitag am 14. April 
2013 ist Gauland ist einer der drei stell¬ 
vertretenden Sprecher der AfD. 
„Diffuser Pazifismus. Warum sich die 
Deutschen mit Gewalt so schwer tun“ 
war ein Artikel des Berliner Tagesspie¬ 
gel vom 23. Juli 2012 übertitelt. Gau¬ 
land schrieb: „Die Deutschen haben 
ein gestörtes Verhältnis zur militäri¬ 
schen Gewalt. Sie betrachten sie nicht 
als die Fortsetzung der Politik mit an¬ 
deren Mitteln im Sinne von Clausewitz, 
sondern als das schlechthin Böse und 
Falsche, als ein Mittel, aus dem nie und 
unter keinen Umständen Brauchbares 
entstehen könne.“ 

Und etwas weiter: „... das syrische Di¬ 
lemma des Westens führt wieder ein¬ 
drücklich vor Augen, wie gering das 
Verständnis für Gewaltanwendung in 
diesem Lande ist.“ Klaus Stein 


Drahtseilakt, erster Teil 

Wie die SPD-Führer die Mitgliedschaft übertölpeln will 


Nach ihrem katastrophalen Wahlergeb¬ 
nis von 2009 schien die Sache für die 
SPD klar: Nie wieder eine Koalition 
mit den Unionsparteien. Das sagten die 
da oben und das meinten voll innerster 
Überzeugung die Mitglieder da unten. 
Auch im zurückliegenden Wahlkampf 
lautete die Ansage mit starken Sprü¬ 
chen: Mit der CDU/CSU wollen wir 
nicht. Vorneweg der Kanzlerkandidat 
mit seiner „klaren Botschaft“, er werde 
nicht einem Kabinett unter Merkel an¬ 
gehören. Das ist wohl das einzige, was 
wahr werden wird. 

Nach dem Scheitern der Wunschhoch¬ 
zeit von SPD und Grünen scheint nun 
alles anders geworden zu sein, aus 
Sicht der SPD-Führung. In diesen Ta¬ 
gen kommen Erinnerungen hoch an 
das Rezept, das der zweimalige SPD- 
Chef Müntefering der SPD verordnete: 
„Opposition ist Mist!“ Aber auch ande¬ 
re Äußerungen, wie die des schleswig¬ 
holsteinischen Ministerpräsidenten Al- 
big, sollten nicht verloren gehen: Wir 
wollen nach der Bundestagswahl auf 
jeden Fall regieren! 

Nun hat sich der schlaue Sigmar Gab¬ 
riel mit seinen Parteiführungsgenossin¬ 
nen und -genossen einen (was sonst!) 
schlauen Plan ausgedacht, wie der Un¬ 
mut an der Parteibasis über eine große 
Koalition in richtige Bahnen gelenkt 
werden und SPD-Politiker auf Regie¬ 
rungssesseln Platz nehmen können. Er 
weiß um die Brisanz und unternimmt 
daher einen Drahtseilakt - Absturz 
eingeschlossen. Das Szenario: Unmit¬ 
telbar nach der Bundestagswahl findet 
eine Zusammenkunft wichtiger Partei¬ 
mitglieder - „Konvent“ genannt - statt. 
Dies hat vorigen Freitag stattgefunden. 
Dort wurden „Sondierungsgespräche“ 
mit den Unionsparteien abgesegnet 
(erste Phase). Es folgt an diesem Frei¬ 
tag das Sondierungsgespräch, zu dem 
die Kanzlerin eingeladen hat. Dieses 
Gespräch soll vom „Konvent“, der nur 
unterbrochen wurde, nächste Woche 
ausgewertet werden (zweite Phase). 


Daraus ergeben sich wahrscheinlich 
weitere Sondierungen oder schon eine 
Aufnahme von Koalitionsverhandlun¬ 
gen wegen der „staatspolitischen Ver¬ 
antwortung“, die die SPD nun einmal 
habe (dritte Phase). 

Da die SPD-Führung viel Zeit aufwen¬ 
den muss, um die Mitglieder von einer 
Koalition mit der Union zu überzeu¬ 
gen, wird der ordentliche Parteitag Mit¬ 
te November für Meinungsbildung und 
Überzeugungsarbeit genutzt. Danach 
sollen die Mitglieder über Internet zu 
einer Abstimmung über eventuelle 


Schlauer Sigmar Gabriel 
macht (was sonst!) 
schlauen Plan 


Vereinbarungen aufgefordert werden. 
Nicht alle 470 000 Mitglieder werden 
„aus technischen und aus Zeitgrün¬ 
den“ daran teilnehmen können. Das 
wird schon jetzt einkalkuliert. Gerech¬ 
net wird gegenwärtig mit rund einem 
Fünftel (vierte Phase). 

Wahrscheinlich im Dezember soll der 
Schlussakt in der SPD erfolgen. Ge¬ 
neralsekretärin Nahles geht wohl von 
einer Zustimmung zu einen schwarz - 
rosa Koalition aus, denn sie sprach der 
Tage von einer Regierungsbildung im 
Januar. Möglicherweise wird ein wei¬ 
terer „Konvent“ oder eine andere Ver¬ 
anstaltung im Dezember die der Uni¬ 
on „abgetrotzten Erfolge“ abfeiern und 
die künftigen SPD-Minister vorstellen 
(fünfte Phase). Gabriel liefert damit die 
SPD den Unionsparteien aus. 

Dieses Szenario wird vielen SPD- 
Mitgliedern - im Vergleich zum Zu¬ 
standekommen der großen Koalition 
2005 - sehr demokratisch Vorkom¬ 
men. Es enthält jedoch ein großes Ri¬ 
siko, weil die in der vierten Phase ge¬ 
forderten Mitglieder sich entscheiden 
sollen. Schon auf dem ersten Konvent 
letzten Freitag war eine heftige Abnei¬ 
gung gegen eine Zusammenarbeit mit 


den Unionsparteien unüberhörbar. Er 
habe „keine Lust auf eine Koalition mit 
der schwarzen Witwe“, sagte ein Abge¬ 
sandter aus Nordrhein-Westfalen. Und 
SPD-Fraktionsvize Elke Ferner brach¬ 
te es auf den Punkt: Sie „kriege Pickel 
im Gesicht“ beim Gedanken an eine 
große Koalition. Große Bedenken ge¬ 
gen eine Mitgliederbefragung äußer¬ 
te da der Unionsfreund Seehofer, der 
von solchen Absichten überhaupt nicht 
hält. Aber des lieben Friedens willen 
bescheinigte er ungefragt dem SPD- 
Chef Sigmar Gabriel, dass der ein „ab¬ 
solut seriöser und inhaltlich kompeten¬ 
ter Gesprächspartner“ sei. 

Gabriel wähnt sich mit dem Szenario 
auf der sicheren Seite. Auf dem ers¬ 
ten „Konvent“ ist natürlich nicht über 
die Ursachen des erneut desaströsen 
Wahlergebnisses der SPD diskutiert 
worden („Man berichtete über trauri¬ 
ge Ergebnisse in den Wahlkreisen und 
Regionen, über desolate Strukturen 
und über falsche Themenschwerpunk¬ 
te im Wahlkampf“, wusste die FAZ zu 
berichten), sondern ausschließlich über 
den Umgang damit. Das Szenario wur¬ 
de von den 200 Teilnehmerinnen bei 
fünf Gegenstimmen angenommen. 
Eine Sondierungskommission wurde 
benannt. Ihre Zusammensetzung und 
die Stimmung im Willy-Brandt-Haus 
lassen darauf schließen, dass diese Par¬ 
teifunktionäre imstande sind, für einen 
Koalitionsvertrag mit „erkennbarer so¬ 
zialdemokratischer Handschrift“ un¬ 
ter den Mitgliedern zu werben. Es ist 
noch zu früh über Personalwünsche zu 
spekulieren - die bürgerlichen Medi¬ 
en hindert es nicht, schon Namen und 
auch die Zahl Sechs zu nennen. Sechs 
Minister wolle die SPD. 

Nun befinden wir uns aber erst in 
der zweiten Phase. Die heißt Sondie¬ 
rungsgespräche. Es setzen sich jetzt 
diejenigen zusammen, die angeblich 
überhaupt nicht mit einander woll¬ 
ten. Sie wollen aber nun aus „staats¬ 
politischer Verantwortung“ Gemein¬ 


sames und Trennendes erforschen. 
Die Bundesrepublik - so ist in bür¬ 
gerlichen Medien zu lesen und zu 
hören - brauche nichts dringender 
als eine „neue große Reform-Koali¬ 
tion“. Da die Agenda 2010 so gut wie 
verbraucht sei, tue „eine neue, eine 
Agenda 2020“ not. 

Einen Bärendienst - um es milde zu 
formulieren - erwiesen einige Äuße¬ 
rungen aus dem Lager der DGB-Ge- 
werkschaften den einer großen Koali¬ 
tion abgeneigten Mitgliedern der SPD 
und vor allen jenen, die einen tatsäch¬ 
lichen Politikwechsel anstreben. Es 
verwundert nicht, dass der Vorsitzen¬ 
de der Gewerkschaft Bergbau, Che¬ 
mie, Energie Michael Vassiliadis dar¬ 
auf verwies, dass er „die größten pro¬ 
grammatischen Schnittmengen mit 
Positionen der IG BCE bei Union und 
SPD“ sähe. Aber auch IG-Metallchef 
Huber äußerte, dass eine große Koa- 


Vor einigen Tagen wurde bekannt, 
dass der niedersächsische Verfas¬ 
sungsschutz illegal Journalisten 
bespitzelt. Einer der Betroffenen ist 
unser ehemaliger Chefredakteur Rolf 
Priemer. Er stellte uns einen Brief 
zur Verfügung, in dem er gegen die 
Ausspähung protestiert und Auf¬ 
klärung verlangt. Im Folgenden der 
Wortlaut: 

„Landesamt für Verfassungsschutz 

Niedersachsen 

Per Mail 

In den letzten Tagen berichteten einige 
Medien, dass der niedersächsische Ver¬ 
fassungsschutz eine Liste von Journa¬ 
listen erstellt hat, die seit einiger Zeit 
ausgespäht werden. Von einem Mitar¬ 
beiter des Nachrichtenmagazins „Der 
Spiegel“ erfuhr ich, dass mein Name 


lition für die Umsetzung der Energie¬ 
wende und eine Verbesserung der In¬ 
frastruktur prädestiniert sei. Es gebe 
keine Gesetzmäßigkeit, dass die SPD 
durch Bündnisse mit der Union ge¬ 
schwächt werde. Auch der neue Vor¬ 
sitzende der IG Bauen-Agrar-Umwelt 
empfahl Schwarz-rot. Er lieferte das 
beeindruckende Argument: „Es gibt 
nicht nur eine Partei-, es gibt auch eine 
Demokratiedisziplin“ und forderte 
eine „handlungsfähige und tatkräftige 
Regierung“. Sein Wunsch ist, dass der 
ehemalige IG Bau-Vor sitzende, Klaus 
Wiesehügel, Arbeitsminister werde. 
Lediglich Frank Bsirske hielt sich bis¬ 
her zurück. Er begrüßte den Vorstoß 
der Linkspartei, dass ein rot-rot-grünes 
Zweckbündnis in der Zwischenzeit 
von Konstituierung des Bundestages 
im Oktober bis zur Regierungsbildung 
ein Mindestlohngesetz beschließen sol¬ 
le. Rolf Priemer 


auf dieser Liste ist und ich als „Resi¬ 
dent“ denunziert werde. 

Als langjährig organisierter Kommu¬ 
nist, der von 1971 bis 2008 dem Partei¬ 
vorstand der DKP angehörte, von 1996 
bis 2008 als Chefredakteur der DKP- 
Wochenzeitung „unsere Zeit“ und bis 
heute als freier Mitarbeiter dieser Zei¬ 
tung tätig war und ist, kenne ich die 
Praktiken des Amtes - sie sind ja auch 
in anderen Zusammenhängen aktuell 
ins Gerede gekommen. 

Ich protestiere gegen die Aufnahme 
meines Namens auf die Liste und ver¬ 
lange umgehend die Streichung. 

Ich protestiere gegen die Denunziation 
als „Resident“ und verlange die Auf¬ 
klärung, welche Gründe es für diese 
Diskriminierung gibt. 

Rolf Priemer 
Bonn, Dienstag, 1. Oktober 2013“. 


Bespitzelungs-Affäre 
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Nach dem Vorbild der NS-Sturmabteilungen tragen die Schlägerbanden von Chrysi Avgi den Terror auf die Straßen. 

Die Geister, die sie riefen 

„Chrysi Avgi“ wuchs auf dem Misthaufen des Antikommunismus 


„Konstruktive Gespräche“ 

Die Internationale Atomenergieagen¬ 
tur (IAEA) hat am 27. September die 
Gespräche mit dem Iran über sein 
Atomprogramm als „sehr konstruk¬ 
tiv“ bezeichnet. Beide Seiten hätten 
vereinbart, sich am 28. Oktober erneut 
zu treffen, um „substantielle Diskussio¬ 
nen“ zur Lösung der offenen Fragen zu 
beginnen, sagte IAEA-Chefinspekteur 
Herman Nackaerts bei einer gemein¬ 
samen Pressekonferenz mit dem irani¬ 
sche Botschafter Reza Najafi in Wien. 
Es war das erste Treffen zwischen dem 
Iran und der IAEA seit der Wahl des 
als „moderat“ geltenden Klerikers Has¬ 
san Ruhani zum iranischen Präsidenten 
im Juni. 


Tepco will wieder produzieren 

Der mittlerweile verstaatlichte Betrei¬ 
berkonzern des japanischen Katastro¬ 
phenreaktors Fukushima will ein ande¬ 
res Atomkraftwerk wieder hochfahren. 
Tepco beantragte am 27.9. bei den Re¬ 
gulierungsbehörden, zwei von sieben 
Reaktoren in seiner Anlage Kashiwa- 
zaki Kariwa wieder in Betrieb nehmen 
zu dürfen, teilte das Elnternehmen in 
Tokio mit. Derzeit sind alle Tepco- 
Kernkraftwerke vom Netz. Vor Tepco 
hatten weitere Energiekonzerne An¬ 
träge auf das Wiederhochfahren von 
Atomkraftwerken beantragt, für Tep¬ 
co war es aber der erste Antrag seit der 
Reaktorkatastrophe in Fukushima im 
März 2011. Die Prüfung des Antrages 
wird mindestens ein halbes Jahr dau¬ 
ern. Anschließend müsste die Politik 
noch grünes Licht geben. 

In Fukushima gibt es nach wie vor mas¬ 
sive Probleme. Letzte Woche nahm 
Tepco die Reinigung von radioaktiv 
verseuchtem Wasser wieder auf, das 
derzeit in Tanks auf dem Gelände steht. 
Der Konzern will das Wasser nach der 
Reinigung ins Meer kippen. 

Sklavenhaltung in Katar 

Die ausländischen Arbeiter für die gro¬ 
ßen Bauprojekte für die Fußball-Welt¬ 
meisterschaft 2022 in Katar werden laut 
einem Zeitungsbericht „wie moderne 
Sklaven“ behandelt. Dutzende Arbei¬ 
ter aus Nepal seien in den vergangenen 
Wochen bereits gestorben, berichtete 
der britische „Guardian“ am 26. Sep¬ 
tember. Sollte die Zahl der Todesfälle 
so fortschreiten wie bisher, würden bis 
zum Beginn der WM mindestens 4 000 
ausländische Arbeitskräfte sterben, 
sagte ein Vertreter des Internationa¬ 
len Gewerkschaftsbundes (ITUC) der 
Zeitung. Der „Guardian“ beruft sich 
in seinem Bericht auf Unterlagen der 
nepalesischen Botschaft in Katar. Aus 
Nepal kommen die meisten der auslän¬ 
dischen Arbeiter für die WM-Projekte 
in der Golfdiktatur. Der Zeitung zufol¬ 
ge kamen im vergangenen Jahr mehr 
als hunderttausend Arbeiter aus Nepal 
in das reiche Emirat, um sich bei den 
Bauprojekten für die WM zu verdin¬ 
gen. Viele von ihnen würden seit Mo¬ 
naten nicht bezahlt, zugleich sei ihnen 
der Pass weggenommen worden, damit 
sie nicht abreisen können. Auch gebe es 
trotz der Hitze kein kostenloses Wasser 
für die Arbeiter. 

Dass Katar zum Ausrichter der Fuß¬ 
ball-WM 2022 gekürt wurde ist sehr 
umstritten. Der Weltverband FIFA 
zeigte sich „sehr besorgt“ über die Be¬ 
richte von unmenschlichen Arbeitsbe¬ 
dingungen. Die FIFA werde deshalb 
Kontakt mit den Behörden in Katar 
aufnehmen, heißt es in einer Erklärung. 

Vorübergehend geschlossen 

Im erbittert geführten Budgetstreit 
zwischen US-Demokraten und -Re¬ 
publikanern ist es bis zum Ablauf 
der Frist nicht zur Einigung über ei¬ 
nen gemeinsamen Entwurf für einen 
Übergangsetat gekommen. Das Weiße 
Haus wies die Bundesbehörden dar¬ 
aufhin zum ersten Mal seit 17 Jahren 
an, den „Government Shutdown“, die 
Schließung öffentlicher Einrichtungen, 
einzuleiten. Am 1. Oktober haben US- 
Behörden aufgrund des anhaltenden 
ihre Arbeit zu großen Teilen eingestellt. 
Bestimmte Einrichtungen müssen aber 
per Gesetz den Betrieb aufrechterhal¬ 
ten. 


D ie Tatsachen sind allen Verant¬ 
wortlichen, in Medien und Poli¬ 
tik, seit Jahren bekannt. Die grie¬ 
chischen Faschisten der Chrysi Avgi 
(Goldene Morgendämmerung) jagen 
da, wo sie sich zusammenrotten, Mig¬ 
ranten in den griechischen Städten und 
Dörfern. Die pakistanische Migranten- 
Vereinigung spricht von 900 Überfällen 
seit 2010. Mit zahlreichen Morden ist 
das verbrecherische Konto der Chry¬ 
si Avgi angereichert. Nun wurde Pav- 
los Fyssas, ein 34-jähriger griechischer 
Rapper, in Piräus Opfer dieser Mörder¬ 
banden. Wenige Tage zuvor hatte eine 
Gruppe von Faschisten Mitglieder der 
Jugendorganisation der griechischen 
kommunistischen Partei (KNE) ange¬ 
griffen, als sie in Perama, einem Stadt¬ 
teil von Piräus, für ihr bevorstehendes 
Festival Plakate klebten. Mit ernsthaf¬ 
ten Verletzungen mussten der Vorsit¬ 
zende der Metallarbeitergewerkschaft 
von Piräus, Sotiris Poulikogiannis, und 
andere Mitglieder des Vorstandes im 
Krankenhaus behandelt werden. 

Seit diesen faschistischen Übergrif¬ 
fen geht ein Aufschrei der Empörung 
durchs Land. Die Medien, die jahre¬ 
lang den Faschisten breiten Raum in 
ihrer Berichterstattung einräumten, 
die politisch Verantwortlichen der Re¬ 
gierungspartei ND (Nea Dimokratia), 
die sich für zukünftige Regierungsbil¬ 
dungen eine Unterstützung der Chrysi 
Avgi in ihrer Politik des Sozialabbaus 
und des offenen Rassismus erhofften: 
Unisono schreien sie nun nach gesetz¬ 
lichen und politischen Konsequenzen; 
führen große Debatten, als hätte sie 
die Vernetzung der Chrysi Avgi mit 
der Polizei überrascht. Durch die an¬ 
tifaschistischen Massenaktionen an 


Zweihunderttausend Textilarbeiterin¬ 
nen und Textilarbeiter haben nach Po¬ 
lizeiangaben am 23. September in der 
Stadt Gazipur (Bangladesch), nahe der 
Hauptstadt Dhaka, gegen ihre nach wie 
vor miserablen Arbeitsbedingungen 
und für die Einführung eines monat¬ 
lichen Mindestlohns von 8 000 Taka 
(rund 100 Dollar oder knapp 75 Euro) 
demonstriert. 

Es war der dritte Tag neuer Massenak¬ 
tionen in der Stadt, die im April dieses 
Jahres durch den Einsturz des neunge¬ 
schossigen Rana-Plaza-Gebäudes mit 
mehr als 1100 Toten und 2 500 Verletz¬ 
ten traurige Berühmtheit erlangt hat. 
Obwohl das Haus wegen eklatanter 
Baumängel Risse aufwies, waren tau¬ 
sende Beschäftigte gezwungen worden, 
darin ungeachtet der Baumängel und 
deutlichen Gefahrensignale die Arbeit 
aufzunehmen, und dann unter den ein¬ 
stürzenden Etagen begraben worden. 
Mehrere tausend Beschäftigte der in 
dieser Gegend ansässigen Textilfabri¬ 
ken blockierten nun, fünf Monate spä- 


allen Orten Griechenlands sahen sie 
sich nach dem jüngsten Mord gezwun¬ 
gen, punktuell Maßnahmen gegen die 
Täter einzuleiten. Die sitzen seit 2012 
mit 18 Abgeordneten im griechischen 
Parlament. Ihre kriminellen Aktivitä¬ 
ten ließen sich nicht mehr verharm¬ 
losen. An verschiedenen Orten konn¬ 
ten Waffenlager ausgehoben werden, 
deren Ursprung deutlich in Richtung 
Polizei und griechisches Militär wei¬ 
sen. Mehrere Abgeordnete der Chry¬ 
si Avgi wurden festgenommen, u.a. in 
einer spektakulären Polizeiaktion de¬ 
ren Parteichef Michaloliakos, während 
etliche Funktionäre der Partei unter¬ 
tauchten. Die staatlichen Behörden tun 
nun das, wozu sie rechtsstaatlich bereits 
seit der Gründung der Chrysi Avgi ver¬ 
pflichtet sind. Mit der Anklage wegen 
Mord in mehreren Fällen, Mordversu¬ 
chen, wegen zahlreicher Körperver¬ 
letzungen, Bombenanschlägen, wegen 
Erpressung und Geldwäsche folgte die 
Staatsanwaltschaft dem antifaschis¬ 
tischen Druck der Bevölkerung, die 
Chrysi Avgi als kriminelle Vereinigung 
zu delegitimieren. 

Die KKE warnt in ihrer jüngsten Er¬ 
klärung davor, im Zusammenhang mit 
den Verbotsdebatten in die konsequen¬ 
te Anwendung der geltenden bürger¬ 
lichen Gesetze durch die staatlichen 
Behörden blindes Vertrauen zu hegen. 
„Die Interessen, die die Taten der Chry¬ 
si Avgi hervorgebracht, gestützt und ge¬ 
lenkt haben, bleiben bestehen“, beton¬ 
te der Pressesprecher der KKE, Gian- 
nis Gkiokas. Die Barbarei, mit der die 
ökonomisch und politisch Verantwort¬ 
lichen die Lebens- und Arbeitsrechte 
der Menschen bedrohten, sei Basis für 
das Erstarken der Faschisten. Sie sei- 


ter, mit Stöcken in den Händen die Stra¬ 
ßen zur Hauptstadt und unterbrachen 
mehrere Stunden lang den gesamten 
Verkehr, um ihren Forderungen nach 
besserer Bezahlung Nachdruck zu ver¬ 
leihen. „8 000 Taka sind das Mindeste, 
was wir verlangen“, erklärte ein Ge¬ 
werkschaftsfunktionär mit Blick auf 
die gestiegenen Lebenshaltungskosten. 
Falls sich die Unternehmerseite nicht 
bewegen sollte, die die gewerkschaft¬ 
liche Forderung zurückgewiesen hat, 
wurden weitere Protestaktionen ange¬ 
kündigt. An verschiedenen Brennpunk¬ 
ten der Proteste kam es zu Zusammen¬ 
stößen zwischen den Demonstranten 
und eingesetzten Polizeikräften; auch 
zwei Gebäude in der Vorstadt Savar 
sollen in Brand gesteckt worden sein. 
Bekanntlich arbeiten die Textilunter¬ 
nehmen, die in dieser Gegend beson¬ 
ders dicht vertreten sind, ausschließlich 
für westeuropäische und US-amerika¬ 
nische Konzerne wie Walmart, Marks & 
Spencer, Carrefour, H&M, KiK, C&A, 
Esprit, Vögele, Benetton, Lidl, Aldi, 


en Bestandteil des Fäulnisprozesses im 
kapitalistischen System. „Das Volk und 
die Jugend hat die Kraft, das mörderi¬ 
sche Handeln der Faschisten aufzuhal¬ 
ten. Sie können das Volksbündnis stär¬ 
ken, damit den Aktivitäten der Nazis 
und des Systems, das sie nährt, ein Ende 
gesetzt wird.“ 

Nikos Sofianos, Mitglied der KKE- 
Parteileitung, forderte im griechischen 
Fernsehsender SKAI, die Faschisten 
in allen Bereichen der Gesellschaft zu 
isolieren: an den Arbeitsplätzen, in den 
Bildungseinrichtungen, in den Nach¬ 
barschaftszentren. Es habe sich nicht 
erst mit dem jüngsten Mord gezeigt, 
dass es sich bei Chrysi Avgi um eine 
verbrecherische Organisation handelt, 
die allerdings eine wesentliche Rolle 
innerhalb des Systems des staatlichen 
Rassismus spielt. So würden Migran¬ 
ten monatelang ohne Anklage oder 
Verfahren in Haft gehalten. Tausende 
seien Opfer rassistischer Übergriffe ge¬ 
worden, während die Justiz wegsehe. 
In ihrer Erklärung betont die KKE: 
„Die ,Chrysi Avgi‘ wurde gestärkt 
durch den Antikommunismus und den 
Hass, den das System gegen die Kämp¬ 
fe der Arbeiterklasse und des Volkes 
schürt... 

Die KKE wird die angekündigten Ge¬ 
setzesänderungen prüfen und dazu 
Stellung nehmen. Sie wird sich jedoch 
gegen jedwede legislative Maßnah¬ 
me wenden, die auf der Gleichsetzung 
der verbrecherischen Aktionen der 
Nazis mit dem Kampf der Arbeiter¬ 
und Volksbewegung beruht, also der 
Gleichsetzung von Faschismus und 
Kommunismus, auf Grundlage auch 
der entsprechenden Richtlinien der 
EU.“ Udo Paulus 


Rewe u.a.m. Nach der Katastrophe 
im April hatten diese Firmen zwar mit 
dem internationalen Gewerkschafts¬ 
dachverband UNI und einigen Nicht¬ 
regierungsorganisationen Abkommen 
über besseren Brand- und Gebäude¬ 
schutz unterzeichnet. Mehrere Dut¬ 
zend Firmen wurden wegen mangeln¬ 
der Sicherheit geschlossen. Doch für 
die Beschäftigten bedeutete dies die 
Entlassung ohne die Gewissheit, eine 
neue Arbeit finden zu können. An der 
miserablen Entlohnung der Beschäftig¬ 
ten änderte sich nichts. Die einheimi¬ 
schen Subunternehmer argumentierten 
damit, dass sie infolge der schwächeln- 
den Weltkonjunktur nicht mehr zahlen 
könnten. Dabei machen die Konzerne 
mit den Billigtextilien aus Bangladesch 
weiterhin enorme Gewinne. Doch die 
Arbeiterinnen und Arbeiter vor Ort er¬ 
halten nach wie vor nur Hungerlöhne, 
derzeit etwa 28 Euro pro Monat. Dabei 
beläuft sich der Exportwert der Texti¬ 
lien aus Bangladesch auf 20 Milliarden 
Euro pro Jahr. Dirk Grobe 


Platzt die PdL? 

Wieder mal: 

Regierungskrise in Italien 

Statt nach nur fünf Monaten die Regie¬ 
rung des italienischen Premiers Enri¬ 
co Letta platzen zu lassen, steht nun 
Berlusconis Partei „Volk der Freiheit“ 
(PdL) vor der Spaltung. Zwar sind die 
fünf PdL-Minister am 28. September zu¬ 
rückgetreten, am Tag danach machten 
jedoch drei von ihnen einen Rückzieher. 
Bis zu 40 Abgeordnete der Partei des 
77-jährigen Medienmoguls haben an¬ 
gekündigt, die PdL zu verlassen, wenn 
Berlusconi weiterhin vorgezogene Neu¬ 
wahlen anstrebt. Staatspräsident Gior¬ 
gio Napolitano will ebenfalls Neuwah¬ 
len vermeiden. Er werde das Parlament 
nur auflösen, wenn es keine Alternative 
mehr gebe, sagte Napolitano am Sonn¬ 
tag. Mit Regierungschef Letta lotete er 
aus, ob die Legislaturperiode trotz der 
Krise fortgesetzt werden kann. 

In der Koalition aus der PdL und Let- 
tas sozialdemokratisch orientierter PD 
(Demokratische Partei) gibt es schon 
seit Wochen erhebliche Spannungen. 
Hintergrund ist der Streit um die po¬ 
litische Zukunft Berlusconis. Diesem 
droht wegen seiner rechtskräftigen 
Verurteilung wegen Steuerbetrugs der 
Ausschluss aus dem Senat. Der Immu¬ 
nitätsausschuss des Oberhauses ent¬ 
scheidet am Freitag, ob der langjährige 
Regierungschef seinen Sitz in der Par¬ 
lamentskammer behalten kann. In ei¬ 
ner ersten Abstimmung hatte der Aus¬ 
schuss dies mehrheitlich abgelehnt. Die 
PdL nannte jedoch ein anderes Motiv 
für den Rückzug der fünf Minister: die 
von ihnen abgelehnte Erhöhung der 
Mehrwertsteuer in Italien auf 22 Pro¬ 
zent. „Wir können keine Regierung un¬ 
terstützen, die den Steuerdruck auf die 
Bürger erhöht“, sagte Berlusconi am 
Sonntag zu dem Rückzug. Er forderte 
Neuwahlen so rasch wie möglich. 

Nach einem Rücktritt der Regierung 
könnte Staatschef Giorgio Napolitano 
erneut Letta oder einen anderen Politi¬ 
ker beauftragen, eine Mehrheit für eine 
Übergangsregierung zu suchen. Er kri¬ 
tisierte Berlusconis Partei scharf. Diese 
sollte nicht mitten in der Wirtschafts¬ 
krise die Funktionsfähigkeit des Parla¬ 
ments aufs Spiel setzen. 

Kein Geld für Ärzte 

El Salvador: Streik im 
Gesundheitswesen 

Die Ärztinnen und Ärzte, das Pflegeper¬ 
sonal und die Verwaltungsangestellten 
von 27 - von insgesamt 30 - salvadoria- 
nischen Kliniken sind am Mittwoch, den 
25. September in Streik getreten. Die¬ 
ser Streik richtete sich gegen die Regie¬ 
rungspläne, die Gehälter für das Jahr 
2014 nicht zu erhöhen. 

Der Präsident von El Salvador, Mauricio 
Funes, erklärte in der Radiosendung „Im 
Gespräch mit dem Präsidenten“, dass für 
die Budgetierung 2014 im salvadoriani- 
schen Gesundheitswesen „kein Geld 
vorhanden ist“. Schuld dafür sei die wirt¬ 
schaftliche Lage El Salvadors. 

Die Gewerkschaft des Instituto Salvado- 
reno del Seguro Social (Sozialversiche¬ 
rungsinstitut) behauptet dagegen, dass 
die Gehälter der Ärzte seit 13 Jahren 
eingefroren seien. 

Ausgerechnet der gleiche FMLN-Abge¬ 
ordnete, Roberto Lorenzana, der im Juni 
dieses Jahres behauptete, dass die Regie¬ 
rung der FMLN vor allem im Gesund¬ 
heitswesen bislang einen „historischen 
Erfolg“ verbuchte, bat die Streikenden 
ihre Arbeit wieder aufzunehmen. Die¬ 
ser Streik widerlegt Lorenzanas voreili¬ 
ge Zwischenbilanz. 

Der Abgeordnete fügte in seinem Blog 
hinzu, dass die „FMLN alles tun wird um 
die Erfüllung des Besoldungsgesetzes 
zu gewährleisten und sicher zu stellen“. 
Ferner bekräftigte Lorenzana, dass „der 
FMLN-Parlamentsausschuss im Minis¬ 
terium für Wirtschaft und Finanzen be¬ 
reit wäre, über solche Themen sofort zu 
diskutieren“. 

Die Frage ist, ob die Regierung von 
Mauricio Funes in der Lage ist, dieses 
Problem zu lösen? Oder ob Roberto Lo¬ 
renzana bereits propagandistisch an die 
nächsten Präsidentschaftswahlen 2014 
denkt? Ü bers.: Roberto Herrera 


Massendemonstration für Mindestlohn 

Bangladesch: Immer noch Hungerlöhne in der Textilindustrie 
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al-Baschir muss weg! 

Massenproteste im Sudan 



S udanesische Sicherheitskräfte sind 
am Freitag vor einer Woche in der 
Hauptstadt Khartum und ihrer 
Umgebung mit Tränengas und Schlag¬ 
stöcken sowie mit Schusswaffen gegen 
tausende Demonstranten vorgegangen. 
„Nieder mit der Armeeregierung“ und 
„Nein zu steigenden Preisen“ riefen 
tausende Protestierende in Khartums 
Nachbarstadt Omdurman. Als erste 
Tränengaskartuschen flogen, stimmten 
sie die Nationalhymne an und skan¬ 
dierten: „Unser Protest ist friedlich!“ 
Die Demonstranten versammelten sich 
auf der Hauptstraße der Stadt zu einem 
großen Protestzug. Ähnlich gestalte¬ 
te sich die Lage in mehreren anderen 
Städten rund um Khartum, wo jeweils 
mehrere tausend Menschen demonst¬ 
rierten und von Sicherheitskräften an¬ 
gegriffen wurden. 

Die seit dem 26. September anhalten¬ 
den Proteste richten sich gegen stei¬ 
gende Kraftstoffpreise und vor allem 
gegen die Führung von Staats- und Re¬ 
gierungschef Omar al-Baschir. Es han¬ 
delt sich um die heftigsten Unruhen 
seit dessen Machtübernahme durch 
einen Militärputsch im Jahr 1989. Bin¬ 
nen drei Tagen wurden unterschiedli¬ 
chen Angaben zufolge zwischen sieb¬ 
zig und hundert Menschen getötet. Die 
meisten von ihnen seien durch gezielte 
Schüsse getötet worden, berichten af¬ 
rikanische Zeitungen. Einheiten der 
Armee und der Polizei patrouillieren 
durch die Straßen, Schulen und Univer¬ 
sitäten wurden geschlossen. Es wurde 
eine allgemeine Pressezensur verhängt. 
Die Wirtschaft des Sudan befindet sich 
in einer tiefen Krise. Die Politik der 
Regierung ist allerdings lediglich auf 
eine Verringerung des Budgetdefizits 
gerichtet und hat daher vor allem eine 
höhere Belastung der Bevölkerung 
zum Inhalt. Sie führt zu wachsender 


Inflation, steigender Arbeitslosigkeit 
und mehr Armut. Die Sudanesische 
Kommunistische Partei (SCP) stellt 
in einer Erklärung fest, dass die Men¬ 
schen eine Stufe der Unzufriedenheit 
erreicht haben, auf der sie keiner¬ 
lei weitere Verschlechterungen ihrer 
Lage mehr ertragen können. Das Re¬ 
gime al-Baschir habe sich seit Jahren 


als unfähig erwiesen, mit den wach¬ 
senden Problemen fertigzuwerden. 
Das Regime könne sich nur noch auf 
große Teile des Sicherheitsapparats, 
der Polizei und der Armee stützen, 
schreibt die SCR. Es gebe keine Mög¬ 
lichkeit, der Probleme unter den ge¬ 
gebenen Umständen Herr zu werden. 
Ein Ausweg aus der Situation könne 


nur in radikalen politischen Verände¬ 
rungen, in einem Sturz des Regimes al- 
Baschir bestehen. Die SCP ruft zum 
Widerstand gegen das Regime und 
zum Generalstreik auf. 

In einer Mail vom 25. September unter¬ 
richtete die sudanesische KP die deut¬ 
schen Kommunisten über die Lage. In¬ 
zwischen sind die große Zahl der To¬ 
desopfer und weitere Verhaftungen 
bekannt geworden: 


Liebe Genossen, 

wir wollen euch zur Kenntnis bringen, 
dass Regierungspräsident al-Baschir 
auf einer Pressekonferenz am vergan¬ 
genen Sonntag neue Maßnahmen an¬ 
gekündigt hat, um die Preise für Waren 
des täglichen Bedarfs zu erhöhen. Da¬ 
gegen kam es in mehreren Städten zu 
Massendemonstrationen. In Madni, der 
zweitgrößten Stadt, kam es zu gewalt¬ 
samen Zusammenstößen zwischen den 
Sicherheitskräften und den friedlichen 
Demonstranten. Infolge des Einsatzes 
von scharfer Munition durch die Polizei 
wurde eine Person getötet, über dreißig 
Menschen wurden verletzt, einige sehr 
schwer. Das Regime begann mit einer 
Repressionswelle gegen die Opposition. 
In unbestätigten Berichten ist von 148 
Verhaftungen die Rede. 

Wir können bestätigen, dass Sidig You- 
sif ein Mitglied des Politbüros der Kom¬ 
munistischen Partei des Sudan, das 79 
Jahre alt ist, und Mirghany Atta Al- 
manan, ein führender Gewerkschafter 
und ebenfalls Mitglied des Politbüros 
der SCP, sich unter den Verhafteten be¬ 
finden. 

Wir sind eurer solidarischen Aktionen 
für den Kampf unseres Volkes sicher 
und werden euch über die weitere Ent¬ 
wicklung informiert halten. 

Brüderliche Grüße 


Fat hi 


Der lange Krieg auf den Philippinen 

Die USA wollen ihre militärische Präsenz erhöhen 


Am 23. September fand in den Brüsse¬ 
ler EU-Einrichtungen eine Konferenz 
mit dem Titel „Demokratie, Selbst¬ 
bestimmung und Befreiung der Völ¬ 
ker“ statt. Unterstützt wurde sie von 
der GUE-NGL, also der Fraktion der 
Linkskräfte im EU-Parlament. Einge¬ 
laden waren Repräsentant/inn/en aus 
Kurdistan, Sri Lanka, den Philippinen, 
dem Baskenland und der Türkei sowie 
diverse internationale Experten. Wir 
geben eine Zusammenfassung der Si¬ 
tuation auf den Philippinen wider. 

Der Vertreter der Nationaldemokrati¬ 
schen Front der Philippinen (NDFP), 
Luis Jalandoni, sprach vom langen 
Kampf des philippinischen Volkes 
um Selbstbestimmung und nationale 
und soziale Befreiung. Vor der forma¬ 
len Unabhängigkeit des Landes 1898 
gab es 333 Jahre Widerstand gegen die 
spanische Kolonialherrschaft, in de¬ 
nen mehr als zweihundert Aufstände 
durchgeführt worden seien. Der längs¬ 
te davon, so Jalandoni, war der in Bo- 
hol zwischen 1744 und 1829. 

Die Kulminierung der Revolten sei die 
Erhebung 1896 unter Andres Bonifa- 
cio gewesen, die schließlich in die Aus¬ 
rufung der Republik mündete, die die 
erste in Asien war. Aber - parallel und 
vergleichbar zu den Ereignissen auf 
Kuba - die USA mischten sich auch 
auf den Philippinen ein. Von 1899 bis 
1913 dauerte der anschließende Krieg, 
der mehr als eine Million Menschenle¬ 
ben gefordert hatte. In der Folge ent¬ 
wickelte sich eine neokolonialistische 
US-Herrschaft. Heute haben die USA 
Militärbasen, von denen aus sie Droh¬ 
nenflüge unternehmen, um die philip¬ 
pinische Regierung gegen die Aufstän¬ 
dischen zu unterstützen. Beim Besuch 
von US-Präsident Obama am 11. Ok¬ 
tober wird eine Vereinbarung zur Er¬ 
höhung der Truppen-, Flotten- und 
Luftwaffenpräsenz der USA weiter 
vorangebracht, befürchtet Jalandoni. 
Luis Jalandoni sagte, dass der Kampf 
der Fischer, Bauern, Arbeiter und der 


Ureinwohnerschaft nie aufhört hat, je¬ 
doch 1968 in einen organisierten Auf¬ 
stand umgeschlagen war. Dieser konn¬ 
te auch von der US-hörigen Präsident¬ 
schaft Marcos (1972-86) nicht besiegt 
werden, auch nicht mit dem Einsatz au¬ 
ßergerichtlicher Tötungen, von Folter 
und Verschwindenlassen. Eine Million 
Menschen seien zu Vertriebenen im ei¬ 
genen Land geworden. 

Die philippinische Guerilla NPA (New 
People‘s Army) habe, so Jalandoni, 
gemeinsam mit der maoistisch orien¬ 
tierten Kommunistischen Partei der 
Philippinen (CPP) und der NDFP in 
70 der 81 Provinzen des Landes Mas¬ 
senorganisationen und demokratische 
Volksorgane aufgebaut. In den 110 
Guerillafronten sei es zu Volkskomi¬ 
tees gekommen, die die lokale Macht 
ausübten, so der Sprecher der NDFP. 
Die NPA ist der bewaffnete Arm der 
NDFP. 

Luis Jalandoni führte als Grund für die 
Unterstützung der Nationaldemokrati¬ 
schen Front an, dass sie ein Programm 
habe, das den Bedürfnissen des nach 
fast hundert Millionen zählenden Vol¬ 
kes entspreche: Landreform, Gesund¬ 
heit, Bildung und Kultur seien die 
Hauptbestandteile. 

Die Landreform würde bereits inner¬ 
halb des revolutionären Kampfes um¬ 
gesetzt: Das Minimalprogramm wie 
Lohnerhöhung für Landarbeiter/innen 
und Verringerung von Pachtkosten für 
Bauern begünstige schon heute Millio¬ 
nen von Menschen. 

Das Maximalprogramm mit Enteig¬ 
nungen und Landverteilung geschehe 
in Gegenden, wo die bewaffnete Be¬ 
wegung stark genug sei. Im Bildungs¬ 
bereich werden Alphabetisierungs¬ 
maßnahmen durchgeführt und die 
Nutzung der ursprünglichen Sprache 
Filipino sowie von Regionalsprachen 
beworben. Augenmerk wird auch auf 
eine Gesundheitsversorgung auf dem 
Land und den städtischen Slums ge- 
legt. 


In den Räumlichkeiten der EU erin¬ 
nerte Jalandoni auch an die Resoluti¬ 
onen des EU-Parlaments vom 18. Juli 
1997 und vom 14. Januar 1999, die sich 
auf die damaligen Friedensverhand¬ 
lungen zwischen der NDFP und der 
philippinischen Regierung bezogen; 
auch im Jahr 2011 gab es Friedens¬ 
verhandlungen. Schon zuvor war es 
zu mehreren Vereinbarungen gekom- 


Bei den Kommunal wählen in Portugal 
sind die Regierungsparteien am Sonn¬ 
tag für ihre unsoziale Kürzungspolitik 
abgestraft worden. Nach den Worten 
von Ministerpräsident Pedro Passos 
Coelho erlitt seine konservative Sozi¬ 
aldemokratische Partei (PSD) „eine 
der schlimmsten Wahlniederlagen“ der 
vergangenen 20 Jahre. Er machte die 
„anspruchsvolle Regierungspolitik“ für 
das Ergebnis verantwortlich, das seine 
Partei auf die Werte von Ende der 80er 
und Anfang der 90er Jahre zurückge¬ 
worfen habe. Das sei der Preis, den die 
Partei für ihre Art, Politik zu machen, 
bezahlen müsse. Der Regierungschef 
gratulierte der sozialdemokratisch ori¬ 
entierten Sozialistischen Partei (PS) zu 
deren „bedeutendem Sieg“. 

Einem RTP-Bericht zufolge kamen 
PSD und ihre Bündnispartnerin, die 
Demokratische Volkspartei (PPD), 
bei den Wahlen am Sonntag auf lan¬ 
desweit nur 16,59 Prozent. Damit wer¬ 
den sie in gut 80 Kommunen regieren 
können, insgesamt erreichten beide 
Parteien 500 Kommunalmandate. Die 
PS erreichte demnach 36,34 Prozent 
und 868 Mandate, in 134 Kommunen 
werden künftig die „Sozialisten“ re¬ 
gieren. 

Die von den Kommunisten geführte 
Linkskoalition CDU konnte sich ge¬ 
genüber den Kommunalwahlen 2009 


men, darunter die „Haager Gemein¬ 
same Erklärung“ aus dem Jahr 1992, 
die „Übereinkunft über Sicherheits¬ 
und Immunitätsgarantien“ 1995 und 
eine Vereinbarung zur „Respektierung 
von Menschenrechten und Internatio¬ 
nalem Humanitärem Recht“ 1998. Au¬ 
ßerdem trat die NDFP 1996 der Genfer 
Konvention bei. 

Günter Pohl 


ebenfalls verbessern und kam mit 
11,09 Prozent und 198 Mandaten auf 
den dritten Platz. 30 Kommunen wer¬ 
den künftig von ihr regiert, zwei mehr 
als bislang. 

Jerönimo de Sousa, der Generalse¬ 
kretär der Portugiesischen Kommu¬ 
nistischen Partei (PCP), würdigte das 
Wahlergebnis als „wichtigen Wahlsieg“. 
Die Arbeiter und das Volk hätten mit 
ihrer Stimmabgabe ihren Willen zum 
Kampf für ein gerechteres, entwickel¬ 
tes und souveränes Land demonstriert, 
„ein Ergebnis, das mehr Kraft und Ver¬ 
trauen gibt, um für eine alternative Po¬ 
litik zu kämpfen“. Er hob die neu ge¬ 
wonnenen Mehrheiten in Evora, Beja, 
Sines, Alcacer do Sal, Alandroal Cuba, 
Vila Vigosa, Monforte, Silves und an¬ 
derswo hervor. Besonders Beja ist von 
Bedeutung, denn dort hatte die CDU 
2009 nach 33 Jahren Regierungszeit die 
Mehrheit an die PS verloren, nun je¬ 
doch zurückgewinnen können. 

Der Kampf gehe am Montag weiter, 
unterstrich de Sousa, und rief die An¬ 
hänger der CDU, zu der neben der 
Kommunistischen Partei auch die Grü¬ 
nen und die „Demokratische Interven¬ 
tion“ gehören, zur Unterstützung der 
für den 19. vom Gewerkschaftsbund 
CGTP geplanten Großdemonstration 
gegen Ausbeutung und Armut auf. 

redglobe 


Regierung abgestraft 

Kommunalwahlen in Portugal: Linke gestärkt 


Das Wasser steigt 

Bericht des Weltklimarats 

Der Weltklimarat der UNO (IPCC) 
hat seine Warnungen vor einer gefähr¬ 
lichen Erwärmung des Klimas noch¬ 
mals verschärft: Es drohe ein um gut 
ein Drittel höherer Anstieg der Mee¬ 
resspiegel als bislang prognostiziert, 
heißt es in einem neuen Bericht, der 
am 27. September in Stockholm verab¬ 
schiedet wurde. Außerdem sei zu be¬ 
fürchten, dass die Staatengemeinschaft 
bei ihren Bemühungen, den Tempe¬ 
raturanstieg zu begrenzen, ihr Zwei- 
Grad-Ziel verfehlen wird. 

Je nach Szenario könnten die Meeres¬ 
spiegel bis zum Jahr 2100 um 26 bis 82 
Zentimeter steigen, warnt der IPCC im 
ersten Teil seines fünften Sachstands- 
berichts. In seinem vorherigen Rapport 
von 2007 hatte der IPCC noch Anstiege 
zwischen 18 und 59 Zentimetern vor¬ 
hergesagt. Durch den höheren Meeres¬ 
spiegel könnten Inseln und Küstenge¬ 
biete dauerhaft überflutet werden. 

Zur Erderwärmung bis zum Ende 
dieses Jahrhunderts stellte der IPCC 
vier Szenarien vor. Das optimistischs¬ 
te umfasst eine Spanne zwischen 0,3 
und 1,7 Grad, im mathematischen 
Mittel also 1,0 Grad. Das schlimms¬ 
te Szenario kommt dagegen auf einen 
Temperaturanstieg zwischen 2,6 und 
4,8 Grad, im Mittel also 3,7 Grad. Bei 
all diesen Werten muss berücksichtigt 
werden, dass die Durchschnittstempe¬ 
ratur im Vergleich zum vorindustriel¬ 
len Zeitalter bereits um 0,8 Grad an¬ 
gestiegen ist. 

Bei einem Temperaturanstieg um mehr 
als zwei Grad im Vergleich zum vorin¬ 
dustriellen Zeitalter befürchten Wis¬ 
senschaftler kaum beherrschbare Um¬ 
weltfolgen. So würde etwa das Risiko 
für Dürren und Stürme steigen. In den 
Beratungen über ein neues weltweit 
gültiges Klimaschutzabkommen, das 
bis 2015 stehen soll, hatte sich die Staa¬ 
tengemeinschaft daher grundsätzlich 
auf das Zwei-Grad-Ziel verständigt. 
UNO-Generalsekretär Ban Ki Moon 
sagte in einer Videobotschaft, der neue 
„unparteiische“ Bericht des IPCC sei 
eine wesentliche Grundlage für ein 
neues ehrgeiziges Klimaschutzabkom¬ 
men. Der Ko-Vorsitzende der Arbeits¬ 
gruppe 1 des IPCC, Thomas Stöcker, 
mahnte in Stockholm: „Eine Begren¬ 
zung des Klimawandels erfordert eine 
substantielle und anhaltende Verringe¬ 
rung der Treibhausgasemissionen.“ 
Dass der Mensch die Hauptverantwor¬ 
tung für die Erderwärmung trägt, hält 
der IPCC für praktisch gesichert. Hat¬ 
te das UNO-Gremium die Wahrschein¬ 
lichkeit im vierten Sachstandsbericht 
noch mit 90 Prozent angegeben, be¬ 
zeichnet er die These nun als „extrem 
wahrscheinlich“, ein Begriff, der eine 
Wahrscheinlichkeit von 95 Prozent 
umschreibt. 

Umweltschützer drängen daher auf ei¬ 
nen entschiedeneren Kampf gegen die 
Erderwärmung. „Der IPCCBericht 
macht deutlich, dass die Welt beim 
Klimaschutz nicht zögern darf“, er¬ 
klärte der Vorsitzende des Bundes für 
Umwelt und Naturschutz Deutschland 
(BUND), Hubert Weiger, in Berlin. 
Die 36-seitige Zusammenfassung des 
ersten Berichtsteils hatten die 195 
Mitgliedstaaten des IPCC Wort für 
Wort verabschiedet. Der komplette 
Text des Berichtsteils ist inzwischen 
auf der Internetseite des IPCC frei¬ 
geschaltet werden. Das mehrere hun¬ 
dert Seiten umfassende Dokument 
beschäftigt sich mit den klimatischen 
Veränderungen und deren Ursachen. 
Im März und April kommenden Jah¬ 
res folgen die beiden Berichtsteile zu 
den Auswirkungen des Klimawandels 
und Anpassungsstrategien sowie zu 
den Möglichkeiten einer Abmilderung 
des Klimawandels. Die Zusammenfas¬ 
sung aller Ergebnisse soll Ende Okto¬ 
ber 2014 erscheinen. 

Der IPCC war 1988 gegründet worden, 
um die politischen Entscheidungsträ¬ 
ger in aller Welt möglichst umfassend 
und objektiv über den Stand der Kli¬ 
maforschung zu informieren. Das Gre¬ 
mium forscht nicht selbst, sondern trägt 
die Ergebnisse in seinen Sachsstands¬ 
berichten zusammen. Am neuen Be¬ 
richt haben 830 Hauptautoren aus al¬ 
ler Welt mitgearbeitet. ZLV 




8 Freitag, 4. Oktober 2013 


Kommentare / Interview 


unsere zeit m 


Gastkolumne von Anne Rieger, Graz 


Sozialabbau führt zu 
Verlusten der Regierung 


Bei den Nationalratswahlen in Öster¬ 
reich verlieren die seit 2007 regieren¬ 
den Parteien SPÖ und ÖVP erheblich 
an Zustimmung. Mit zusammen nur 
51 Prozent der abgegebenen Stimmen 



und 26 Prozent Nicht Wähler Innen ist 
es ihr schlechtestes Wahlergebnis. Das 
ist die Antwort der Österreicherinnen 
auf Belastungspakete für arbeitende 
Menschen, mit denen die Geschen¬ 
ke an die Banken und ihre Besitzer 
in Milliardenhöhe finanziert werden. 
Es ist die Antwort auf Sozial- und Re¬ 
allohnabbau, Massenarbeitslosigkeit 
und Arbeitsüberlastung im Betrieb. 
Der Freiheitlichen Partei FPÖ ist es 
gelungen, den Unmut, Zorn, Wut und 
auch Protest der Menschen gegen die 
Kürzungspolitik zu kanalisieren. Sie 
erhielt die drittmeisten Stimmen nach 
SPÖ und ÖVP. 958 000 der 6 384 000 
Wahlberechtigten - mehr als vor fünf 
Jahren - haben der FPÖ ihre Stimme 
gegeben, Migrantlnnen dürfen nicht 
wählen. Die Partei thematisierte die 
soziale Frage, ohne sie zur Klassen¬ 
frage sondern zur ethnischen Frage 
zu machen. Als Nächstenliebe zu Ös¬ 
terreicherinnen verkleidet, werden 
Migrantlnnen als angebliche Ursache 
des Sozialabbaus denunziert. Die Par¬ 
tei hat jede Möglichkeit sich in den 
Medien darzustellen. Das Bündnis 
Zukunft Österreich BZÖ, die durch 
Haider initiierte Abspaltung der FPÖ, 
ist nicht mehr im Parlament vertre¬ 
ten. Die wirtschaftsnahe Partei verlor 
7 Prozent der Stimmen. 170 000 ihrer 
Wähler wanderten zur FPÖ. 

In’s Parlament einziehen werden die 
offen von Milliardären/Millionären ge¬ 
sponserten Parteien „Team Stronach“ 
und „Das neue Österreich“ unterstützt 
von STRABAG Großaktionär Hasel¬ 
steiner. Sie werden Druck im Parla¬ 
ment entwickeln, um die Forderungen 
der Industriellenvereinigung - noch 
am Wahltag gestellt - Wirklichkeit 


werden zu lassen: Wettbewerbsfähige 
Fohnstückkosten und Energiepreise, 
vergangenheitsbezogene Ausgaben re¬ 
duzieren, moderne Arbeitszeitmodel¬ 
le, das alles ging ihnen bisher zu lang¬ 
sam. Der Chef der Wirtschaftskammer 
sekundierte: Reformen im Pensions¬ 
und Bildungsbereich seien notwen¬ 
dig - längere Arbeitszeiten also. Auf 
beides drängt die Wirtschaft schon 
seit langem. Auf die eindeutige Aus¬ 
sage des SPÖ-Bundeskanzlers Fay- 
mann, keine Koalition mit der FPÖ, 
wird gefordert: „Die Gesprächsfähig¬ 
keit mit den Freiheitlichen muss ge¬ 
währleistet sein.“ 

Die Grünen gewannen leicht hinzu 
und sind viertstärkste Partei. Von Re¬ 
levanz ist, dass die neue große Ko¬ 
alition mit ihnen gemeinsam eine 
Zweidrittelmehrheit hat, um von 
der Wirtschaft gewünschte Gesetze 
zu kippen. Die Grünen haben sich in 
der vergangenen Periode als „Helfer 
in der Not“ erwiesen, als es galt, den 
ESM im Nationalrat zu beschließen, 
wofür eine Zweidrittelmehrheit nö¬ 
tig war. 

Die Unzufriedenheit der Wählerin¬ 
nen mit der Sozial- und Demokratie¬ 
abbaupolitik zeigt sich wie im Brenn¬ 
glas in der Steiermark. Hier verloren 
die führende SPÖ und die ÖVP mehr 
als doppelt soviel wie in den ande¬ 
ren Bundesländern. Die FPÖ wurde 
stärkste Partei. Die bundesweit me¬ 
dial hoch- und viel gepriesene soge¬ 
nannte „Reformpartnerschaft“von 
SPÖ und ÖVP verordnete zur Sanie¬ 
rung des Fandesbudgets eine 25pro- 
zentige Kürzung im Sozial-, Jugend- 
und Kulturbereich, Kinder müssen 
für die Pflege der Eltern wieder zah¬ 
len, es gab Schul- und Krankenhaus¬ 
schließungen, eine undemokratische 
Zwangsfusion von steirischen Ge¬ 
meinden. 

Es fehlt bundesweit eine aktionsfä¬ 
hige linke, soziale und auf die Inter¬ 
essen der arbeitenden Menschen ori¬ 
entierte Opposition, die den Protest 
kanalisieren kann. Die KPÖ konn¬ 
te leichte Zugewinne erreichen von 
0,8 auf 1 Prozent. In einigen Berei¬ 
chen darüber hinaus, in Graz 3,4, in 
Feoben 3,2, in der Steiermark 1,8 Pro¬ 
zent, in Wien 1,7 und in Wien Marga¬ 
reten 2,7 Prozent. Ein Achtungserfolg 
trotz geringer medialer Präsenz. 


Ein Weg zum Frieden - wenn alle mitmachen 

Aus der Pressemitteilung des Bundesausschusses Friedensratschlag 


Als Teil der deutschen und weltweiten 
Friedensbewegung begrüßen wir die 
Verabschiedung der Syrien-Resolution 
durch den UN-Sicherheitsrat. Mit der 
einstimmigen Annahme der Resolution 
scheint sich ein Fenster der Möglichkeit 
für eine Ende des verheerenden Bürger¬ 
krieges geöffnet zu haben. 

Mit Befriedigung stellen wir fest, dass 
Syrien der internationalen Chemiewaf¬ 
fenkonvention beigetreten ist und nun 
in einem überprüfbaren Verfahren sich 
seines eigenen Chemiewaffenarsenals 
entledigen muss. Zu hoffen ist, dass 
der enge Zeitrahmen für die Vernich¬ 
tung der Chemiewaffen (9 Monate) 
tatsächlich ausreicht. Die Anwendung, 
Produktion und Weitergabe von chemi¬ 
schen Kampfmitteln ist weltweit geäch¬ 
tet. Dies gilt indessen nicht nur für die 
Regierung in Damaskus, sondern auch 
für die vielen Organisationen der syri¬ 
schen Opposition - so will es die Resolu¬ 
tion und so verlangt es auch das Kriegs¬ 
völkerrecht. Eine Welt frei von chemi¬ 
schen Waffen ist das erklärte Ziel der 
Friedensbewegung. 

In der Resolution des Sicherheitsrats 
wird weiter gefordert, die am 30. Juni 
2012 auf der Konferenz in Genf ver¬ 
einbarten Schritte zu einem Waffen¬ 
stillstand, zu Verhandlungen ohne 
Vorbedingungen und zu einer Über¬ 
gangsregierung, an der Regierung und 
Opposition beteiligt sein sollen, endlich 
zu realisieren. Wir stellen fest, dass es 


bisher vornehmliche die syrische Op¬ 
position war, die jegliche Verhandlung 
mit der Assad-Regierung strikt abge¬ 
lehnt und auf den bewaffneten Kampf 
zu dessen Sturz gesetzt hat. Wir fordern 
im Einklang mit der UNO die Einberu¬ 
fung von Genf II, und zwar, wie es in der 
Resolution heißt, „so bald wie möglich“. 
Während die USA, Frankreich und 
Großbritannien betonen, dass nur die 
von ihnen aufrecht erhaltene Drohkulis¬ 
se Syrien zum Einlenken bewogen habe, 
stellen China und Russland den Erfolg 
des Sicherheitsrats als einen „Sieg der 
Diplomatie“ dar. Wir neigen ebenfalls zu 
dieser Auffassung und geben zusätzlich 
zu bedenken, dass eine sehr breite na¬ 
tionale und internationale Opposition 
gegen den Krieg Obama zur Diplomatie 
gezwungen hat. Diese Opposition war 
zuvor schon in Großbritannien stark ge¬ 
nug, den zum Krieg drängenden Minis¬ 
terpräsidenten im britischen Unterhaus 
zurückzupfeifen. 

Der Weg zu einem Frieden in Syrien 
bleibt steinig und stets gefährdet. Es 
wird von der Stärke der internationalen 
Zivilgesellschaft und Friedensbewegung 
abhängen, ob sich die Kräfte der Ver¬ 
nunft und der Gewaltlosigkeit langfris¬ 
tig durchsetzen. 

Für den Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag: Peter Strutynski (Sprecher) 

Langfassung: www.ag-friedensforschung. 
de/regionen/Syrien/un-res-2118-baf.pdf 
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„Wir wollen die Lebensverhältnisse der 
Menschen konkret verbessern“ 

Interview mit Karin Binder, Bundestagsabgeordnete der Partei „Die Linke“ 


UZ: Ihre Partei hat bei den vergan¬ 
genen Bundestagswahlen insgesamt 
8,6 Prozent der Stimmen auf sich ver¬ 
einen können. Sind sie zufrieden? 

Karin Binder: Natürlich hätte es mich 
auch gefreut, wenn wir ein zweistel¬ 
liges Ergebnis erzielt hätten. Sich 
mehr zu wünschen ist sicher zulässig. 
Aber ich bin froh, dass wir nun zum 
dritten Mal mit einer starken Frakti¬ 
on im Bundestag vertreten sind. Wir 
sollten uns nun direkt an die Arbeit 
machen. Schließlich wird von uns er¬ 
wartet, dass wir uns konkret für die 
Verbesserungen der Febens- und Ar¬ 
beitsbedingungen einer Mehrheit der 
Menschen in der Bundesrepublik ein- 
setzen. Deshalb wollen wir nun rasch 
Anträge in den Bundestag einbringen, 
zum Beispiel, um in der Bundesrepu¬ 
blik endlich einen flächendeckenden 
gesetzlichen Mindestlohn einzufüh¬ 
ren. 

UZ: Die Mehrheit der anderen Bun¬ 
destagsabgeordneten dürfte einem 
Antrag für einen gesetzlichen Min¬ 
destlohn von 10 Euro - wie ihn ihre 
Partei fordert - jedoch kaum zustim¬ 
men, oder? 

Karin Binder: Rein rechnerisch haben 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und die 
Finksfraktion eine Mehrheit im Bun¬ 
destag. Es liegt nun an SPD und Grü¬ 
nen, ihre eigene Wahlkampfforderung 
nach einem Mindestlohn umzusetzen 
und damit ernsthaft etwas für die 
Menschen zu erreichen, die in man¬ 
chen Branchen für einen Hungerlohn 
arbeiten müssen. 

UZ: SPD und Grüne wollen jedoch 
nicht mit Ihrer Fraktion Zusammenar¬ 
beiten. Warum also diese Anbiederei? 

Karin Binder: Es geht nicht um An¬ 
biederei. Es geht doch darum, mit 
einer Mehrheit im Parlament eine 
Politik zu machen, die die Febens- 
verhältnisse der Menschen konkret 
verbessert. Dafür sind wir schließlich 
gewählt worden. Wenn Sozialdemo¬ 
kraten und Grüne aber so weiterma¬ 
chen wollen, wie in den letzten Fegis- 
laturperioden, können wir sie wahr¬ 
scheinlich kaum dran hindern. Aber 
dann stellt sich einmal mehr die Fra¬ 
ge nach deren Glaubwürdigkeit. Die 
Wahlergebnisse der beiden Parteien 
sprechen ja ihre eigene Sprache. Mit 
„20 plus X“ und der Bezeichnung 
Volkspartei macht sich die SPD lang¬ 
sam lächerlich. 

Wir werden unser Verhältnis zu den 
anderen Fraktionen immer anhand 
von Inhalten bestimmen. Wir fordern 
einen gesetzlichen Mindestlohn, ein 
Ende der Bespitzelung der Bevölke¬ 
rung durch die Geheimdienste und 
das Ende der Auslandseinsätze der 
Bundeswehr, um hier nur einige The¬ 
men beispielhaft zu nennen. Wer die¬ 
se Forderungen mit uns gemeinsam 



Karin Binder ist Bundestagsabgeord¬ 
nete und Parlamentarische Geschäfts¬ 
führerin der Fraktion der Partei „Die 
Unke“ 

umsetzen will, ist dazu herzlich ein¬ 
geladen. 

UZ: Also dürften sie auch weiterhin po¬ 
tentielle Bündnispartner eher außer- als 
innerhalb des Parlamentes finden .... 

Karin Binder: Ja, das wird wohl so sein. 
Mir - wie auch dem Gros meiner Frak¬ 
tionskolleginnen und -kollegen - war es 
aber schon immer wichtig, mich nicht 
nur auf die parlamentarische Arbeit zu 
konzentrieren, sondern gemeinsam mit 
den Menschen außerhalb des Bundes¬ 
tages für wichtige Themen und Rechte 
zu kämpfen, um soziale Gerechtigkeit, 
gegen Neofaschisten und die Verstri¬ 
ckungen von Polizei und Geheimdienst 
mit der rechten Szene oder auch bei 
den Auseinandersetzungen um eine 
friedlichere Welt. Ich denke, es ist un¬ 
abdingbar, um der außerparlamenta¬ 
rischen Bewegung im Bundestag eine 
Stimme zu geben, gemeinsam mit ihr 
dafür auf der Straße und in den Betrie¬ 
ben aktiv zu sein. Wer sich als Abge¬ 
ordnete nur auf die Parlamentsarbeit 
zurückzieht, verliert die Bodenhaftung 
und schnell auch die politischen Ziele 
aus dem Blick, für die sie ursprünglich 
einmal angetreten ist. 

UZ: Welche politischen Schwerpunkte 
haben sie sich persönlich für die neue 
Legislaturperiode vorgenommen? 

Karin Binder: Ich würde gerne auch 
weiterhin im Bereich Ernährung und 
gesundheitlicher Verbraucherschutz 
arbeiten und die begonnenen Projekte 
fortsetzen. Zu nennen wäre in diesem 
Zusammenhang etwa unsere Forderung 
nach einer gebührenfreien Verpflegung 
in Kindergärten, Kitas und Schulen. 
Dazu läuft auch eine Kampagne mit 
einer Onlinepetition, zu finden unter 
www.schulessen-kostenfrei.de. Auch die 
Einführung eines Ampelsystems bei der 
Nährwertkennzeichnung von industri¬ 
ell gefertigten Febensmitteln möchte 
ich weiter voranbringen. Da liegt eini¬ 
ges im Argen. So hat die Bundesregie¬ 
rung aus CDU/CSU und FDP sich in 
der letzten Fegislaturperiode maßgeb¬ 
lich an den Wünschen der Febensmit- 
telwirtschaft und deren Fobbyisten ori¬ 
entiert. Mir geht es insgesamt nicht nur 
darum, ökologische und wirtschaftliche 


Zusammenhänge herzustellen und of¬ 
fenzulegen, sondern vor allem auch um 
die unzureichenden sozialen Standards, 
unter denen viele Produkte hergestellt 
werden. 

UZ: Können sie dafür ein Beispiel nen¬ 
nen? 

Karin Binder: Wenn sie sich beispiels¬ 
weise die Zustände auf den Schlacht¬ 
höfen und in der Fleischindustrie an¬ 
gucken, dürfte Ihnen auffallen, dass 
wir als Finksfraktion die einzigen sind, 
die sich sowohl für den Tierschutz, also 
eine artgerechte Haltung der Tiere 
stark gemacht haben und gleichzeitig 
auch sozialpolitisch aktiv wurden. Wir 
haben die Entlohnung von Mitarbei¬ 
tern in den Schlachthöfen, Feiharbeit 
und Werkverträge, und ihre miesen Ar- 
beits- und Febensverhältnisse in einge¬ 
zäunten Fagern zum Thema gemacht. 
Wir stellen den Zusammenhang zwi¬ 
schen Ökologie und Sozialem her. Das 
ist unser Alleinstellungsmerkmal, das 
sie bei den anderen Parteien nicht fin¬ 
den werden. 

UZ: Welche Rolle spielt für sie die Grü¬ 
ne/SPD geführte Baden-Württembergi¬ 
sche Landesregierung in dieser Bundes¬ 
tagswahl ... 

Karin Binder: Die Grünen und die SPD 
sind in Baden-Württemberg vermutlich 
vor allem für „Stuttgart 21“ abgestraft 
worden. „Die Finke“ ist die einzige par¬ 
lamentarische Kraft, die nach wie vor 
mit den Protestierenden um ein Ende 
dieses Projektes kämpft. Dieses Milli¬ 
ardengrab führt dazu, dass viele andere 
wichtige Projekte wie die Rheintalbahn 
oder ein sinnvoller Ausbau des öffentli¬ 
chen Personennahverkehrs auf der Stre¬ 
cke bleiben. 

Gemeinschaftsschulen und Inklusion 
wurden angekündigt, ohne den Schu¬ 
len dafür die notwendigen Konzepte 
mitzuliefern, und dann wurden 11600 
Fehrerstellen gestrichen, das ist nicht 
nur verantwortungslos sondern hoch¬ 
gradig zynisch. 

Und wenn wir schon bei Bildung sind, 
dann möchte ich auch noch die Unis an¬ 
sprechen. Vor der Fandtagswahl wurde 
noch vollmundig die Einführung der Zi¬ 
vilklausel angekündigt. Nach der Wahl 
war davon nicht mehr die Rede. Des¬ 
halb findet zum Beispiel am KIT (Karls¬ 
ruher Institut of Technologie) weiterhin 
ungestraft Drohnenforschung statt. 
„Die Finke“ fordert endlich die Zivil¬ 
klausel in die Hochschulgesetze aufzu¬ 
nehmen, damit gewährleistet wird, dass 
Studierende, Kehrende und Forschende 
nicht ohne ihr Wissen und ungewollt an 
militärischer Forschung eingesetzt wer¬ 
den. Unis müssen materiell so ausge¬ 
stattet werden, dass sie unabhängig von 
Drittmitteln aus der Industrie tatsäch¬ 
lich freie Forschung und Fehre prakti¬ 
zieren können und zwar für gesellschaft¬ 
lich sinnvolle Projekte. 

Das Interview führte Markus Bernhardt 






























Es leben die Helden der 
Internationalen Brigaden! 

Verteidiger der Spanischen Republik und Kämpfer gegen den drohenden Weltkrieg 


I n der Stunde der höchsten Not der Spanischen Republik wurden die Internationa¬ 
len Brigaden formiert. Antifaschistinnen aus aller Welt, Kommunistinnen, Sozialis- 
tlnnen, Anarchistinnen, Menschen verschiedener Religionen und unterschiedlicher 
Weltanschauung kamen nach Spanien, um für die Republik und gegen den Faschis¬ 
mus zu kämpfen. Viele Tausende ließen dort ihr Leben. Im Oktober 1938 wurden die 
Internationalen Brigaden nach zahlreichen Schlachten verabschiedet. Nicht wenige 
entschieden sich in Spanien zu bleiben und sich der regulären Volksarmee anzu¬ 
schließen. Die, die Spanien verließen, erwartete die Internierung in Frankreich. Viele 
schlossen sich nach der Besetzung Frankreichs durch das faschistische Deutschland 
der Restistance an, andere wurden an Hitlerdeutschland ausgeliefert und in den Kon¬ 
zentrationslagern ermordet. Bis heute dauert der Kampf für die Anerkennung ihrer 
Tapferkeit und Opferbereitschaft an. So trat die Rehabilitation der Spanienkämpfer 
in der Schweiz erst am 1. September 2009 in Kraft. 

Das faschistische Deutschland und Italien unterstützten nicht nur einen Bundes¬ 
genossen, sondern erprobten im Krieg gegen die Spanische Republik Waffen, die 
dann beim Überfall auf Polen 1939 und andere Länder zum Einsatz kamen. So 
bereiteten sie ihren Krieg vor. 

Der Kampf der Interbrigadisten galt somit nicht nur der Verteidigung der Spani¬ 
schen Republik, sondern war zugleich ein Kampf gegen den drohenden Weltkrieg. 


Dolores Ibarruri zur 
Verabschiedung der 
Internationalen Brigaden 

„Es ist sehr schwer, einige Abschieds¬ 
worte an die Helden der Internationa¬ 
len Brigaden zu richten, wegen dem, 
was sie sind und was sie darstellen. 

Ein Gefühl der Qual, unendlichen 
Schmerzes schnürt unsere Kehlen zu¬ 
sammen ... Herzeleid über die, die Weg¬ 
gehen, Soldaten des höchsten mensch¬ 
lichen Ideals, Verbannte aus ihrem 
Vaterland, verfolgt von den Tyrannen 
aller Völker ... Schmerz über die, die 
für immer hierbleiben, die in unserer 
Erde ruhen und die im Tiefsten unseres 
Herzens, gekrönt durch das Gefühl un¬ 
serer ewigen Dankbarkeit, weiterleben. 
Ihr kamt zu uns von allen Völkern und 
Rassen als unsere Brüder, als Söhne 
des unsterblichen Spaniens, und in den 
härtesten Tagen unseres Krieges, als die 
Hauptstadt der Spanischen Republik 


bedroht war, wart Ihr es, tapfere Ka¬ 
meraden der Internationalen Brigaden, 
die Ihr dazu beigetragen habt, sie durch 
Eure Kampfbegeisterung, Euren Hel¬ 
denmut und Opfergeist zu retten. 

Und Jarama, Guadalajara, Brunete, 
Belchite, Levante und der Ebro besin¬ 
gen in unsterblichen Strophen den Mut, 
die Selbstlosigkeit, die Tapferkeit und 
die Disziplin der Männer der Interna¬ 
tionalen Brigaden. 

Zum ersten Mal in der Geschichte der 
Kämpfe der Völker wurde durch die 
Formierung der Internationalen Briga¬ 
den das durch seine Größe erstaunliche 
Schauspiel geboten, ein in seiner Frei¬ 
heit und Unabhängigkeit bedrohtes 
Land, unser Spanien, retten zu helfen. 
Kommunisten, Sozialisten, Anarchis¬ 
ten, Republikaner, Männer verschie¬ 
dener Hautfarbe, verschiedener Ideo¬ 
logien und gegensätzlicher Religionen, 
die aber alle innig die Freiheit und Ge¬ 



rechtigkeit lieben, kamen hierher, um 
sich uns bedingungslos anzuschließen. 
Sie gaben uns alles, ihre Jugend oder 
Reife, ihr Wissen und ihre Erfahrung, 
ihr Blut und ihr Leben, ihre Hoffnun¬ 
gen und Wünsche ... und von uns ver¬ 
langten sie nichts. Das heißt, doch, sie 
wollten einen Platz im Kampfe, sie 



wünschten sich die Ehre, für uns zu 
sterben .... Banner Spaniens, grüßt die¬ 
se Helden, neigt Euch vor soviel Mär¬ 
tyrertum! 

(.. .)Sie verließen alles: Liebe, Vaterland, 
Heim, Glück, Mutter, Frau, Geschwister, 
Kinder, und kamen zu uns, um uns zu 
sagen: ,Hier sind wir! Eure Sache, die 
Sache Spaniens, ist unsere Sache, sie ist 
die Angelegenheit der gesamten fort¬ 
schrittlichen Menschheit. 4 Heute gehen 
sie; viele Tausende bleiben hier und ha¬ 
ben als letzte Hülle die Erde Spaniens 
über sich und das innige Gedenken al¬ 
ler Spanier. 

(...) Wir werden Euch nicht vergessen, 
und wenn die Blumen des Friedens, ver¬ 
flochten mit den Siegeslorbeeren der 
Spanischen Republik, blühen, dann: 
Kommt zurück! Kommt zurück zu uns, 
hier findet Ihr ein Vaterland, Ihr, die 
Ihr keines habt, Ihr, die Ihr der Freund¬ 
schaft beraubt leben müßt, findet Freun¬ 
de, und alle findet Ihr hier die Liebe und 
Dankbarkeit des ganzen spanischen 
Volkes, das heute und morgen voller 
Begeisterung rufen wird: ,Es leben die 
Helden der Internationalen Brigaden! 4 

Quelle: Der Freiheitskampf des spani¬ 
schen Volkes und die Internationale So¬ 
lidarität. Dokumente und Bilder zum 
nationalrevolutionären Krieg des spa¬ 
nischen Volkes 1936-1939. Berlin 1956 


Bild ganz oben rechts: Die Spanien¬ 
kämpfer bei ihrer Verabschiedung in 
Barcelona am 28. Oktober 1938. 

Bild ganz oben links: „... Da kamen sie 
aus aller Welt" — Schiff mit heimkehren¬ 
den dänischen Interbrigadisten im Ha¬ 
fen von Esbjerg (November 1938). 

Bild oben rechts: Das Batallion Thäl¬ 
mann (Foto: Mikhail Koltsov, Spani¬ 
sches Tagebuch, nach dem 20.8.1936). 
Bild oben: Dolores Ibarruri („La Passio- 
naria“) bei einer Rede. Sie verabschiede¬ 
te am 17. Oktober die Interbrigadisten. 
Bild links: Abschiedsparade der Inter¬ 
nationalen Brigaden in der Innenstadt 
von Barcelona am 17. Oktober 1938. 



Daten zu den Interbrigaden 

17./18. Juli 1936 

Faschistischer Putsch gegen die Spanische Republik mit 
dem Ziel, eine faschistische Diktatur zu errichten. Soforti¬ 
ge militärische Unterstützung durch Hitler und Mussolini. 

Die kommunistische Internationale ruft zur Bildung von 
Internationalen Brigaden. 

25. Juli 1936 

Unter Kommando Francos werden 15 000 Fremdenlegi¬ 
onäre und Marokkaner von Nordafrika nach Sevilla ein¬ 
geflogen. Über den Rundfunk erfolgt der Aufruf von Do¬ 
lores Ibarurri - la Pasionaria - an das spanische Volk, die 
Republik zu verteidigen. Die KP Spaniens gibt die Losung 
heraus:„No pasaran - Sie kommen nicht durch!“ 

Oktober/No¬ 
vember 1936 

Formierung der Internationalen Brigaden. 

November 1936 

Verteidigungskampf um Madrid 

6.-23. Febr. 1937 

Schlacht am Jarama. Spanische Volksarmee und Interbri¬ 
gaden bringen die Faschisten trotz deren zahlenmäßiger 
und waffentechnischer Überlegenheit zum Stehen. 

Juli 1938 

Beginn der Schlacht am Ebro, der größten militärischen 
Operation im revolutionären Krieg des spanischen Volkes. 

September 1938 

Das Münchner Abkommen bedeutet Kapitulation der 
Westmächte vor dem deutschen und italienischen Fa¬ 
schismus (siehe UZ vom 27. September). Die Hoffnung 
der spanischen Republik auf eine Wende der internatio¬ 
nalen Politik zu ihren Gunsten erlischt. 

September 1938 

Der Völkerbund fordert als Bedingung für Friedensver¬ 
handlungen den Abzug der Interbrigaden von der Front. 
Die spanische Volksfrontregierung nimmt diesen Be¬ 
schluss an. 

Oktober 1938 

Die Internationalen Brigaden werden durch Dolores Iba¬ 
rurri und Negrin in Barcelona u.a. mit den Worten:„Unser 
Vaterland wird immer auch Euer Vaterland sein!“ verab¬ 
schiedet. 

Dezember 1938 

Die Faschisten gehen in die Offensive. 

April 1939 

Sieg der Faschisten unter Franco. Hitler: „Ohne die deut¬ 
sche und italienische Hilfe hätte Franco nicht gesiegt.“ 
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45 Jahre DKP 

Entstehung und Bilanz • Aus einem Referat von Georg Polikeit 


(...) Der 21. September 1968 war genau wie heute 
ein Samstag. Ich habe das Wochenende also höchst¬ 
wahrscheinlich in Obertshausen im Landkreis Of¬ 
fenbach/Main verbracht, wo ich damals mit meiner 
Familie gewohnt habe. 

Wenn ich mich richtig erinnere, haben meine Frau 
und ich an diesem Wochenende die Erklärung zur 
Neukonstituierung und die Einladung zur vorge¬ 
sehenen Pressekonferenz ins Reine geschrieben, 
damit sie am Wochenanfang vervielfältigt und ver¬ 
schickt werden konnte. 

Ich erinnere mich auch, dass wir uns am 25. oder 
26. September dann noch einmal bei mir in der 
Wohnung zur letzten Absprache getroffen haben. 
Wir - das waren der Antifaschist und Kommunist 
Kurt Bachmann aus Köln, damals Korrespondent 
der antifaschistischen Wochenzeitung „Die Tat“ 
in Bonn, Kurt Erlebach aus Hamburg und Sepp 
Mayer aus Frankfurt/M., Ludwig Müller aus An¬ 
germund bei Düsseldorf und Karl-Heinz Noetzel 
aus Essen, und natürlich ich selbst, zum damaligen 
Zeitpunkt verantwortlicher Redakteur des Infor¬ 
mationsdienstes „bonner korrespondenz“. 

Für den 25. September hatten wir rund dreißig 
Kommunistinnen und Kommunisten aus allen 
Bundesländern nach Frankfurt/M. eingeladen, um 
ihre Zustimmung zur „Erklärung zur Neukonstitu¬ 
ierung“ einzuholen und mit ihnen den 33-köpfigen 
Bundeszuschuss für die Neukonstituierung einer 
Kommunistischen Partei zu bilden. Aus Schleswig- 
Holstein war der Genosse Ewald Stiefvater dabei. 
Am nächsten Tag, dem 26. September, wollten wir 
eine Pressekonferenz im Frankfurter Nobelhotel 
„InterContinental“ veranstalten. Wir waren auf et¬ 
was Spektakuläres aus, um Aufsehen zu erregen 
und uns eine gewisse Beachtung in den Medien zu 
sichern. 

Aber es kam anders. Mit der Einladung zur Pres¬ 
sekonferenz hatte auch der Verfassungsschutz von 
der Sache Wind bekommen. Er setzte die Hotel¬ 
direktion unter Druck, und die zog dann die ge¬ 
gebene Zusage für die Vermietung eines Raumes 
zurück. 

Wir mussten also im fliegenden Wechsel einen 
neuen Ort finden. Erfreulicherweise gelang dies 
im Apfelweinlokal „Haus Kanne“ in Frankfurt- 
Sachsenhausen auf der anderen Main-Seite. Der 
Frankfurter Genosse Hans Heisei übernahm es, mit 
einem Schild vor dem Bauch vor dem InterCon- 
ti zu stehen und die ankommenden Journalisten 
umzuleiten. 

Dem Andrang zu unserer Pressekonferenz hatte 
das Eingreifen des Verfassungsschutzes allerdings 
nicht geschadet. Wir saßen in einem völlig überfüll¬ 
ten Saal mehr als hundert in- und ausländischen 
Journalisten gegenüber. Sie saßen und standen vor, 
neben und hinter unserem Vorstandstisch. Alle füh¬ 
renden Zeitungen, Nachrichtenagenturen, Rund¬ 
funk- und Fernsehsender der BRD, aber auch aus 
östlichen und westlichen Nachbarländern hatten 
Vertreter geschickt. 

Nach der Verlesung der Erklärung zur Neukonsti¬ 
tuierung durch Kurt Bachmann löcherten sie uns 
dann weit über eine Stunde mit Fragen. Aber wir 
waren gut vorbereitet. Wir hatten uns Antworten 
zu vielen denkbaren Fragen zurecht gelegt. Das 
wurde später in einer Broschüre unter dem Titel 
„Fragen und Antworten“ veröffentlicht. 

Das große Presseecho, das wir bekamen, war unse¬ 
rer Meinung nach ein erster wichtiger Erfolg. Wir 
sahen in der Breite der Berichterstattung auch ei¬ 
nen gewissen Schutz vor allzu eifrigen kommunis¬ 
tenfressenden Staatsschützern. 


Natürlich waren nicht alle Berichte von journalis¬ 
tischer Objektivität und Fairness geprägt. 

Zu den eher humorvollen Reaktionen gehörte eine 
Karikatur in der Frankfurter „Neuen Presse“. Da 
sitzen Marx, Engels und Lenin auf einer Wolke im 
Himmel, Marx hat einen Telefonhörer in der Hand 
und ist offenbar gerade angerufen worden. Und der 
Marx in den Mund gelegte Text dazu lautete: „Wir 
haben wieder eine Filiale in der Bundesrepublik“. 
Die Tendenz der meisten Berichte widerspiegelte 
sich in Überschriften wie: „Die Buchstaben um¬ 
gestellt - Eine neue KPD in Frankfurt unter dem 
Namen DKP gegründet“ oder „Marxistische Alt¬ 
herrenriege“ oder auch „Hochseilakt der neuen 
Kommunisten“. 

Ehrlich gesagt, waren wir an jenem Tag selbst ziem¬ 
lich gespannt gewesen, ob unser Vorhaben den Tag 
seiner öffentlichen Bekanntgabe überleben wür- 
de. (...) 

★ 

(...) Zu einer Diskussion über 45 Jahre DKP gehört 
auch die Frage nach der Bilanz. 

Was haben wir in den 45 Jahren denn nun eigent¬ 
lich erreicht? Wir sollten dieser Frage nicht aus- 
weichen und sie auch nicht auf später verschieben. 
Ich kann dazu hier natürlich nur ein paar persön¬ 
liche Überlegungen Vorbringen. Sie werden viel¬ 
leicht nicht von allen geteilt. Deshalb möchte ich 
sie ausdrücklich zur Diskussion stellen. 

Ich möchte dazu zunächst drei Feststellungen zur 
Debatte stellen. 

Erstens: Wenn ich an die Aufbruchstimmung von 
1968 bei der Neukonstituierung denke und dann 
die heutige DKP in Augenschein nehme, kann 
ich nur feststellen: Das, was wir uns damals vor¬ 
gestellt haben, haben wir nicht erreicht. Es nutzt 
nichts, sich dieser Einsicht zu verschließen. 
Sicher hatten wir auch damals nicht die Vor¬ 
stellung, dass die DKP in wenigen Jahren in der 
BRD an die Regierung käme und den Sozialis¬ 
mus einführen könnte. Wir waren uns schon da¬ 
rüber im Klaren, dass wir es mit einem starken, 
erfahrenen und mit allen Wassern gewaschenen 
Gegner zu tun haben. Aber wir hatten schon die 
Hoffnung und Erwartung, dass es uns gelingen 
würde, mit einiger Anstrengung eine Partei zu 
formieren, die durch ihr Eingreifen das Gesche¬ 
hen in der Bundesrepublik wahrnehmbar beein¬ 
flussen würde. 

Das ist heute nun erkennbar nicht der Fall. 

Es bringt aber nichts, darüber nur enttäuscht zu 
sein und zu resignieren. Unsere heutige Situati¬ 
on hat Ursachen. Die müssen diskutiert werden. 
Dabei ist meiner Ansicht nach nicht zu überse¬ 
hen, dass wir natürlich auch heute noch in erheb¬ 
lichem Maß unter dem schweren Rückschlag lei¬ 
den, den die kommunistische Bewegung 1989/90 
weltweit erlitten hat. Dafür sind wir nun eigent¬ 
lich nicht direkt verantwortlich. Dennoch werden 
wir damit noch lange zu tun haben. Weil wir uns 
in der Vergangenheit immer vorbehaltlos an die 
Seite der real existierenden sozialistischen Staa¬ 
ten gestellt und sie verteidigt haben, wird nach 
ihrem Scheitern auch an uns meiner Meinung 
nach durchaus zu Recht die Frage gestellt, was 
wir denn nun aus diesem Scheitern lernen. 

Ich kann darauf nicht länger eingehen. Aber ich 
möchte darauf verweisen, dass wir erste Ergeb¬ 
nisse unserer Diskussion zu dieser Frage meiner 
Ansicht nach schon ganz gut im neuen Partei¬ 
programm der DKP von 2006 festgehalten ha¬ 
ben. Aber sicherlich muss die Diskussion darü¬ 
ber auch noch weitergeführt und vertieft werden. 


Mit dem Verweis auf die internationale Niederla¬ 
ge darf aber auch nicht verdrängt werden, dass wir 
in den 45 Jahren DKP-Existenz auch selbst Fehler 
gemacht haben. Auch darauf kann ich hier nicht 
ausführlich eingehen. 

Ich meine aber, dass wir auch in dieser Hinsicht seit 
1989/90 schon einiges dazugelernt haben. 
Beispielsweise haben wir heute - ich hoffe es je¬ 
denfalls - eine andere Vorstellung von innerpar¬ 
teilicher Demokratie. 

Wir haben - wahrscheinlich zu langsam und zu 
spät - gelernt, dass es in unserer Partei unter¬ 
schiedliche Ansichten sowohl zu theoretischen 
Fragen als auch zur unmittelbaren praktischen 
Handlungsorientierung gibt, die nicht kurzfristig 
überwunden werden können. 

Etwas besser müssen wir wohl noch lernen, dass es 
nichts bringt, die Verfechter eines anderen Stand¬ 
punkts in solchen Fragen einfach mit ein paar Eti¬ 
ketten abzustempeln. Damit können unterschied¬ 
liche Ansichten nicht geklärt werden. Sie lassen 
sich aber meiner Meinung nach auch nicht einfach 
durch Appelle zur „Geschlossenheit“ der Partei 
und schon gar nicht mit Verweisen auf den „de¬ 
mokratischen Zentralismus“, auf Parteistatut und 
Parteidisziplin bewältigen. 

Stattdessen brauchen wir meiner Ansicht nach 
auch weiterhin die Mühe einer echten inhaltlichen 
Debatte mit Argumenten und Gegenargumenten, 
mit dem Verweis auf Fakten und Realitäten, aber 
auch mit dem Respekt und der Offenheit für die 
andere Meinung. Und insbesondere auch mit dem 
Bemühen, nicht nur die Differenzen, sondern auch 
die Gemeinsamkeiten herauszuarbeiten und letz¬ 
tere zur Grundlage gemeinsamen Handelns zu 
machen. 

Zweite Feststellung zum Thema Bilanz: 

Wenn wir nicht das erreicht haben, was wir uns 
1968 vorgestellt haben, heißt das nicht, dass wir 
überhaupt nichts erreicht haben. 

Ohne uns selbst etwas in die Tasche zu lügen, kön¬ 
nen wir meiner Ansicht nach festhalten, dass die 
DKP in den 70er und 80er Jahren sehr wohl eine 
wirkungsvolle Rolle bei der Entwicklung von au¬ 
ßerparlamentarischen Bewegungen und von lin¬ 
ken Kräften in der BRD gespielt hat. 

Dafür ließe sich eine lange Liste von Bewegun¬ 
gen anführen, in denen Mitglieder der DKP aktiv 
mitgewirkt haben. Von den Ostermärschen und 
der Friedensbewegung über die Solidaritätsbe¬ 
wegungen für Südafrika, Nikaragua, Palästina, 
für die Demokraten Chiles nach dem Pinochet- 
Putsch, für die spanischen, portugiesischen und 
griechischen Demokraten im Kampf gegen die in 
ihren Ländern existierenden faschistischen Dikta¬ 
turen - bis zu Bewegungen wie die Rote-Punkt- 
Aktion 1969 in Hannover oder gegen die Start¬ 
bahn West in Frankfurt/M. Wir haben zweifellos 
eine Rolle gespielt bei der Entwicklung einer lin¬ 
ken Jugend- und Studentenbewegung oder bei der 
Förderung linker Kultur, Musik, Literatur und bil¬ 
dender Kunst in der damaligen BRD. Und ebenso 
bei der Herausbildung linker Kräfte in den Ge¬ 
werkschaften im Umfeld von Betriebsräten und 
Gewerkschaftern, die der DKP angehörten. 

Und wir waren in diesen Bewegungen nicht nur 
Mitläufer. Wir gehörten in partnerschaftlicher Zu¬ 
sammenarbeit mit anderen vielfach zu den Initi¬ 
atoren und Organisatoren. Wir müssen uns also 
nicht einreden lassen, dass wir in diesem Land 
überhaupt nichts bewirkt hätten und unsere An¬ 
strengungen eigentlich völlig vergeblich waren. 
Ich meine, wir können sogar feststellen, dass die¬ 


ses damalige Wirken der DKP in den außerparla¬ 
mentarischen Bewegungen, in den Gewerkschaf¬ 
ten, im Bereich Kultur, Literatur und Musik in ge¬ 
wisser Weise auch heute noch nachwirkt. 

Dritte Feststellung zum Thema Bilanz - das mag 
jetzt vielleicht etwas zu lapidar klingen: Die DKP 
hat die Niederlage von 1989/90 überlebt. Sie ist 
immer noch da und aktiv. Ich betrachte das als 
einen Erfolg. 

Das war in einem Land wie der BRD mit dem 
jahrzehntelangen tief verwurzelten Antikommu¬ 
nismus als Staatsdoktrin und dem hochentwickel¬ 
ten Apparat zur Meinungsmache keine Selbstver¬ 
ständlichkeit. 

Gewiss, wir haben erhebliche Mitgliedereinbußen 
erlitten und gegenüber den 70er und 80er Jahren 
spürbar an politischer Wirkung und Aktionsfähig¬ 
keit eingebüßt. Wir haben große innere Ausein¬ 
andersetzungen gehabt und haben sie noch. Es 
gibt enorme Probleme für die weitere Entwick¬ 
lung der Partei. 

Aber der Kern der Organisation, die wir vor 
45 Jahren neu aufgebaut haben, ist erhalten ge¬ 
blieben. Und es gibt heute in der Entwicklung der 
objektiven Lage, angesichts der großen Krise des 
Kapitalismus, durchaus Bedingungen dafür, dass 
diese Partei auch wieder wirkungsvoller in die 
politischen Entwicklungen eingreifen und dabei 
auch selbst wieder stärker werden kann. 

Dass wir die Fortexistenz und Lebensfähigkeit der 
DKP trotz der schweren politischen Stürme gegen 
uns sichern konnten, ist sicherlich das gemeinsame 
Verdienst all derer, die dabei mitgewirkt haben. 
Aber es gehört sich meiner Meinung nach heute, 
dafür an dieser Stelle auch einmal jenen Genos¬ 
sinnen und Genossen zu danken, die sich in diesen 
enorm schwierigen Jahren an die Spitze gestellt 
haben. Bei aller Kritik, die es auch an ihnen ge¬ 
ben mag, haben sie etwas geleistet, was Respekt 
verdient. 

★ 

Zur Bilanz unserer 45-jährigen Tätigkeit gehört 
meiner Ansicht nach aber auch der Gedanke: 
Wenn es die DKP nicht schon gäbe, müsste sie 
heute dringend neu gegründet werden. 

1968 haben wir gesagt: Die Arbeiterbewegung 
und die demokratischen Kräfte in der Bundes¬ 
republik brauchen eine kommunistische Partei. 
Das gilt heute mehr denn je. 

Der Hauptgrund dafür ist nach meiner Meinung 
der, dass die Arbeiterklasse und die demokrati¬ 
sche Mehrheit unseres Volkes den Ausweg aus 
der Krise des Kapitalismus letztlich nicht finden 
können ohne die Mitwirkung einer organisieren 
politischen Kraft, die die Erkenntnisse von Marx 
und Engels und der von ihnen begründeten, von 
anderen Marxistinnen und Marxisten weiterent¬ 
wickelten wissenschaftlichen Theorie in die Be¬ 
wegungen einbringt. 

Das ist aus meiner Sicht der Hauptgrund, warum 
wir alles tun müssen, um nicht nur die Fortexis¬ 
tenz der DKP zu sichern, sondern ihr zu neuem 
Ansehen und zu neuer Stärke zu verhelfen. 

Ich will damit aber keineswegs über den heuti¬ 
gen Zustand und die sichtbare Schwäche unserer 
Partei einfach hinwegreden. 

Dieser Zustand ist für mich immer noch ein An¬ 
lass zu großer Sorge. (...) 

Das Referat wurde am 21.9.2013 auf einem Bil¬ 
dungsseminar des DKP-Bezirks Schleswig-Hol¬ 
stein in Neumünster gehalten 
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Wenn der Zugang zu 
den Göttern gefährdet ist 

Die Troika greift in den Kulturhaushalt Griechenlands ein: Stellenvernichtung 


Nur ein Eigentor 

Stefan Herings Kinodebüt „Abseitsfalle“ 


D ie Troika, die „Bild“-Zeitung, 
auch das „Handelsblatt“ und die 
„FAZ“ haben erkannt: Kosten¬ 
reduzierung ist in Griechenland auch 
durch den Ausverkauf der Kultur anzu¬ 
streben. Vor zwei Jahren geisterte der 
Vorschlag durch den Blätterwald, dass 
die griechische Regierung doch die 
Akropolis verkaufen sollte. Das war 
vordergründig ein Doppelschlag: Der 
Verkauf brächte Geld in die Staatskas¬ 
sen und führe zur dauerhaften Entlas¬ 
tung, da alle staatlichen Kulturarbei¬ 
ter dieses Bereiches entlassen werden 
könnten. 

Am 17. Mai 2011 verwies „Bild“ auf 
staatliche Liegenschaften von 270 Mil¬ 
liarden Euro. Dazu zählt die Akropo¬ 
lis. Dazu zählen rund 22 000 archäo¬ 
logische Stätten. Griechenland gilt als 
Ursprungsland der Demokratie und 
Kultur. Da ist es für „Bild“ nicht nur 
eine ökonomische Herausforderung, 
sondern auch eine auf das Bewusstsein 
der Menschen gerichtete Zielsetzung, 
diese materiellen Quellen des ideolo¬ 


gischen Überbaus unter den Hammer 
zu bringen: „Verkauft doch eure Inseln, 
ihr Pleite-Griechen .. .und die Akropo¬ 
lis gleich mit!“ („Bild“, 27.10.2010). 

Die „Finanzexperten“ Frank Schäff¬ 
ler (FDP-MdB), Josef Schlarmann 
(CDU-Mittelstandsmann) und Marco 
Wanderwitz (Jungen Gruppe der Uni¬ 
on) verlangte es ebenfalls nach griechi¬ 
schen Inseln und Gebäuden. 

Nach der Quadratur des Kreises mag 
Gerasimos Giakoumatos gesucht ha¬ 
ben. Der Abgeordnete der konserva¬ 
tiven Nea Dimokratia (ND) verlang¬ 
te nicht den Verkauf der Akropolis. Er 
schlug vor, die Akropolis und andere 
antike Stätten zu vermieten. („Han¬ 
delsblatt“, 10.1.2012) Damit würden 
zugleich Streiks im Kulturbereich ver¬ 
hindert. Das „Handelsblatt“ fasste zu¬ 
sammen: „Doch auch Archäologen und 
Historiker diskutieren in Griechenland 
schon länger darüber, angesichts des 
dramatischen Sparzwangs des Staates 
die Betreuung einiger antiker Stätten 
an private Institutionen zu übertragen.“ 


Jetzt liegen die Regierungspläne von 
ND und der sozialdemokratischen 
PAS OK auf dem Tisch. An 7 500 Ar¬ 
beitsplätzen soll landesweit gesägt wer¬ 
den. Betroffen sind Archäologen, Inge¬ 
nieure, Konservatoren und sogar Muse¬ 
umswächter. 

Die Liste der Entlassungen tangiert 
auch die Sportwissenschaft. In der 
Konsequenz droht, dass Ausgrabungs¬ 
stätten und Museen geschlossen wer¬ 
den. 

Vor der venezianischen Loggia im Zen¬ 
trum von Rethymnon/Kreta haben die 
Beschäftigten des Museums ihren Pro¬ 
test öffentlich gemacht und die Besu¬ 
cher gebeten, sich ihrer Forderung an¬ 
zuschließen, die Arbeitsplätze nicht zu 
vernichten. 

Landesweit wird der Protest von der 
Panhellenischen Vereinigung der Be¬ 
schäftigten im griechischen Ministeri¬ 
um für Kultur und Sport koordiniert. 
Die KKE unterstützt die Forderungen 
solidarisch. 


Eine junge Frau im Konflikt zwischen 
Karriere und Liebe. Das soll gelegent¬ 
lich Vorkommen. Eine Frau zwischen 
zwei Männern. Das gibt es jeden Tag. 
Ein Konzern, der die Belegschaften 
verschiedener Standorte zynisch ge¬ 
gen einander ausspielt, auch das ist 
leider keine Seltenheit; hier heißt er 
nicht General Motors, sondern Gene¬ 
ral Machines und produziert in Bo¬ 
chum Waschmaschinen statt Autos. 
Fast alltäglich auch dies: Ein alter Ar¬ 
beiter, der als altes Eisen ins Abseits 
geraten ist und seine karge Rente 
aus Verzweiflung in Alkohol umsetzt. 
Eine Fußballmannschaft, der außer 
Toren und Siegen auch noch morali¬ 
sche Haltung abverlangt wird, ist im 
fußballbegeisterten Ruhrgebiet nicht 
undenkbar; dass sie den Firmenchef 
kidnappt und einsperrt, gibt’s eher in 
Frankreich. 

Dass diese Mannschaft von „Pompom- 
Girls“ in knalligen Farben mit Stadi¬ 
ondarbietungen unterstützt wird? 
Eine Anleihe bei Hollywoodschen 
Baseball-Filmen. Eine Konzernzen¬ 
trale, in deren Foyer ein serviler An¬ 
gestellter Blumenkübel unter die im¬ 
mer zahlreicheren Lecks in der Decke 
schieben muss, ist immerhin ein leid¬ 
lich lustiger Einfall. Aber alles das - 
und noch viel mehr - in einem einzi¬ 
gen Film? 

Regisseur Stefan Hering und Dreh¬ 
buchautorin Beatrice Meier haben 
fleißig recherchiert und viel Materi¬ 
al zusammengetragen über das Oben 
und das Unten in der Welt der Kon¬ 
zerne und Finanztransaktionen. In der 
kennt sich der gelernte Bankkaufmann 
und Betriebswirt Hering sicher aus, 
und dieser Erfahrung ist wohl der Re¬ 
alismus jener Szenen zuzuschreiben, 
die die Machtverhältnisse im Betrieb 
der (fiktiven) Waschmaschinenfabrik 
Perla beschreiben, ganz in der Tradi¬ 
tion der Arbeitswelt-Filme der 1970er 
Jahre. Doch die kamen noch ohne die 
Zutaten aus, die heutige Filmemacher 
(und/oder ihre Redakteure?) meinen 
dem „Markt“ oder Einschaltquote ih¬ 
rer Filme schuldig zu sein - und mit 
denen Hering und Meier so überreich 
ihre Geschichte überfrachten. Laut 
Hering „versteht sich ,Abseitsfalle 4 
durchaus als engagierter Film, der im 
Spiegel einer Liebesgeschichte das 
Thema ,Arbeit und Würde 4 emotio¬ 


nal und humorvoll aufgreifen möch¬ 
te.“ Doch herausgekommen ist dabei 
ein recht unstrukturiertes Sammel¬ 
surium, ein Liebes-Arbeitswelt-Kon- 
kurrenzkampf-Fußballfilm, in dem 
typisierte Figuren typisierte Dialo¬ 
ge aufsagen und dem jede Spannung 
fehlt, weil die Regie durch didaktische 
Überdeutlichkeit und Redundanz der 
Phantasie des Zuschauers nichts mehr 
zu tun übrig lässt. 

Das beginnt mit der Hauptfigur, der 
aus dem Arbeitermilieu stammenden 
Karrierefrau Karin Wegmann im Per- 
la-Personalbüro, der die Chefs die un¬ 
dankbare Aufgabe zugedacht haben, 
die Entlassung von 400 Arbeitern 
„sozialverträglich“ über die Bühne zu 
bringen, darunter auch der rebellische 
Mike, in den sich - man ahnt es - Karin 
Hals über Kopf verliebt hat; mit solch 
einer Klischeerolle als quasi Fleisch 
gewordener Klassengegensatz wäre 
wohl auch eine bessere Schauspiele¬ 
rin als Bernadette Heerwagen über¬ 
fordert. 

Ganz ähnlich Sebastian Strobel als 
Mike oder Christoph Bach in der Rol¬ 
le des eiskalten Sanierers Dr. Krüger: 
Klischeefiguren, denen das Drehbuch 
außer ihren Rollen in der Firmenhier¬ 
archie auch noch die von Rivalen um 
Karins Gunst aufbürdet. Ob die TV- 
Redakteure und die zahlreichen För¬ 
derer den Kinofilm-Neulingen He¬ 
ring und Meier die dramaturgischen 
Schwächen ihres Projekts nur durch¬ 
gehen ließen, weil sie sich mit deren 
sozialkritischer Thematik meinten 
schmücken zu können, oder ob sie die¬ 
se gar selbst zu verantworten haben, 
sei dahingestellt. 

Das hübsche Wortspiel des Titels, das 
einen Fußballbegriff als Terminus so¬ 
zialpolitischer Konflikte buchstabiert, 
trägt höchstens ein paar Minuten und 
dient am Ende gar für ein billiges So¬ 
zialmärchen. Wenn die „da unten“ auf 
dem grünen Rasen siegtrunken ihre 
internationale Verbrüderung feiern, 
geht ganz oben der zynische Profit- 
Schacher ungebrochen weiter. Aus 
dem zweifellos gut gemeinten Lob 
der Solidarität ist die Kapitulation 
vor den Regeln des Kapitals gewor¬ 
den, aus der sportlichen Attacke auf 
das System nichts weiter als ein pein¬ 
liches Eigentor. 

Hans-Günther Dicks 



Tagebuch einer Heldin 

Im von der Hitlerwehrmacht belagerten Leningrad schrieb die Schülerin Lena Muchina 
über den Glauben an den Sieg und den Kampf gegen den Hunger 


Neben dem Vormarsch auf Moskau 
und in den Kaukasus war die nach Le¬ 
nin benannte zweitgrößte Stadt der 
UdSSR, in der die Oktoberrevolution 
1917 siegte, strategisches Ziel des Über¬ 
falls der Wehrmacht im Juni 1941. Sie 
sollte auf Befehl Hitlers dem Erdboden 
gleich gemacht werden. Die Einnahme 
der Stadt im Frontalangriff scheiterte 
jedoch am hartnäckigen Widerstand 
der von der Leningrader Bevölkerung 
aktiv unterstützten Roten Armee. Auch 
standen nach dem Scheitern der Blitz¬ 
kriegsstrategie der Wehrmacht vor 
Moskau nicht mehr genügend Truppen 
für die Fortsetzung der Offensive gegen 
Leningrad zur Verfügung. Die Stadt 
wurde von der Heeresgruppe Nord der 
Wehrmacht und finnischen Hilfstrup¬ 
pen am 8. September 1941 eingeschlos¬ 
sen. Nur über den Ladogasee existier¬ 
te ein Verbindungsweg. Im Januar 1943 
gelang es der Roten Armee die Belage¬ 
rung südlich des Ladogasees teilweise 
aufzubrechen. Mit der Zerschlagung 
der deutschen Truppen bei Leningrad 
und Nowgorod wurde die Stadt an der 
Newa am 27. Januar 1944 völlig befreit. 
Die Belagerung dauerte 872 Tage. Nach 
sowjetischen Angaben starben in dieser 
Zeit 632 253 Zivilisten. 300 000 bereits 
im ersten Hungerwinter 1941/42. His¬ 
toriker gehen heute jedoch davon aus, 
dass etwa 1,1 der drei Millionen Ein¬ 
wohner ums Leben kamen, von denen 
die meisten verhungerten. Der massen¬ 


hafte Tod durch Verhungern war ein 
direktes Ziel der faschistischen Bela¬ 
gerung und eines der barbarischsten 
Kriegsverbrechen Hitlerdeutschlands. 
Über das Leben im eingeschlossenen 
Leningrad, vor allem das furchtbare 
Leiden unter dem Hunger, hat die bei 
Beginn der Belagerung 16 Jahre alte 
Schülerin Lena Muchina ein Tagebuch 
geführt, das der Münchener Graf-Ver¬ 
lag jetzt veröffentlicht hat. Der Verlag 
nennt Lena Muchina „eine russische 
Anne Frank 44 , ihre Aufzeichnungen 
„das berührende, unsentimentale Tage¬ 
buch von 1941 bis 1942 eines sechzehn¬ 
jährigen Mädchens, das die Belagerung 
von Leningrad überlebte“. 

Lena begann ihr Tagebuch bereits am 
22. Mai 1941, einen Monat vor dem 
Überfall auf die UdSSR. Sie fühlte sich 
zur Literatur hingezogen und ihr gro¬ 
ßes Vorbild war Petschorin in Michail 
Lermontows Roman „Ein Held unserer 
Zeit“. Der erste Satz, den sie am Abend 
vor der Literaturprüfung in das Tage¬ 
buch notiert, lautet: „Ich bin um fünf 
Uhr früh ins Bett gegangen, habe die 
ganz Nacht Literatur gelernt.“ In den 
Aufzeichnungen seit Beginn des Krie¬ 
ges lernt der Leser eine Heldin kennen, 
deren Haltung wohl für die meisten, die 
in Leningrad litten und starben und 
die wenigen Überlebenden typisch ist. 
Schon dass Lena dieses Tagebuch führ¬ 
te, zeigt sie als eine Heldin. Aber sie ist 
ebenso eine ganz normale sowjetische 


Schülerin, wie viele ihrer Altersgefähr¬ 
ten durch den Krieg früh gereift. 

Sie ist eine Waise, die bei ihrer Pfle¬ 
gemutter (die für sie eine liebevolle 
Mama ist) und einer Bekannten in ei¬ 
ner Gemeinschaftswohnung lebt. Es 
kommt der 22. Juni 1941, an dem die 
Wehrmacht in ihr Heimatland einfällt. 
Sie ist empört und entsetzt über diesen 
heimtückischen Überfall, glaubt aber, 
dass die Rote Armee den Feind bald 
Zurückschlagen wird. Es gibt Resigna¬ 
tion, aber immer wieder überwindet sie 
diese. Sie arbeitet zunächst als Sanitäte¬ 
rin in einem Lazarett, geht später wie¬ 
der zur Schule. 

Sie dichtet, über die erste enttäusch¬ 
te Liebe: „Mein Leben lang an dich 
denken werde ich./Dich nicht mehr 
lieben - kann ich nicht./Niemals ver¬ 
gessen werde ich dich,/Mit Leid denk 
ich an dein Gesicht.“ Auch andere po¬ 
etische Zeilen des Tagebuches zeugen 
vom literarischen Talent der 16-, 17-Jäh¬ 
rigen. 

Am 21. November 1941, ihrem 17. Ge¬ 
burtstag, schreibt sie: „Wann werden 
wir wieder satt sein? Wann hört die¬ 
se Qual auf?“ Sie empfindet Hass und 
Abscheu über die Faschisten, die sie 
hungern und leiden lassen, träumt da¬ 
von, dass die Angreifer zurückgeschla¬ 
gen werden. Mit Jubel schreibt sie über 
die ersten Erfolge der eigenen Truppen 
bei Moskau. Am 14. Dezember heißt 
es: „Bei Moskau sind die Deutschen 


vernichtend geschlagen worden. Der 
zweite Großangriff der Deutschen auf 
Moskau ist gescheitert.“ 

Sie schildert die Schrecken des Hun¬ 
gers im Winter 1941/42. Strom und Gas 
fallen aus, Wasser gibt es nur stunden¬ 
weise, tägliche Luftangriffe, die deut¬ 
sche Artillerie erreicht die Stadt. Die 
nicht in der Produktion arbeitenden 
Einwohner erhalten täglich nur noch 
200 Gramm Brot, in Gemeinschaftskü¬ 
chen etwas Wassersuppe. Hunde und 
Katzen werden geschlachtet. „Es wäre 
gut, irgendwo noch eine Katze aufzu¬ 
treiben, dann hätten wir wieder genug 
für lange Zeit“ (18. Dezember 1941). 
Aus Tierknochen hergestefiter Tisch¬ 
lerleim wird verzehrt. 

Am 3. Januar 1942 schreibt Lena: „Uns 
bleibt nichts mehr übrig, als uns hin¬ 
zulegen und zu sterben. Von Tag zu 
Tag wird es immer schlechter.“ Eine 
Woche später: „Wir werden jeden 
Tag schwächer. Mama und ich bemü¬ 
hen uns, möglichst wenig Energie zu 
verbrauchen. Wir sitzen und liegen 
viel.“ Dann kommen die ergreifenden, 
herzerschütternden Berichte über das 
qualvolle Sterben von Verwandten und 
Nachbarn. 

Vier Tage vor einer Erhöhung der 
Brotration stirbt ihre Mama. „Gestern 
Morgen ist Mama gestorben. Ich bin 
nun allein“ (8. Februar 1942). „Wie 
schwer es allein ist! Ich bin doch erst 
17 Jahre alt. Meine gute, liebe, aller¬ 
liebste Mama. Nur noch ein paar Tage, 
und du hättest erlebt, wie sich die Lage 
bessert“ (11. Februar). Der Schmerz 
vergeht nicht: „Mamotschka, Mamusia, 
du hast nicht durchgehalten, du bist ge¬ 
storben. Mamulja, Mamontschik, mei¬ 


ne allerliebste Freundin. O Gott, wie 
grausam das Schicksal ist, so sehr woll¬ 
test du leben“ 

Das Tagebuch endet am 25. Mai 1942 
mit den letzten Aufzeichnungen: „Mit 
jedem Tag werde ich immer schwä¬ 
cher, die letzten Reste meiner Kräfte 
versiegen mit jeder Stunde“ Im Juni 
1942 wird Lena auf dem Verbindungs¬ 
weg über den Ladogasee evakuiert und 
kommt danach zu Verwandten nach 
Gorki. Nach Kriegsende lebte sie eini¬ 
ge Zeit wieder in Leningrad, ging 1950 
auf eine Großbaustelle in Sibirien, zog 
dann nach Moskau, wo sie am 5. Au¬ 
gust 1991 mit 66 Jahren starb. Einen 
Monat später, am 6. September, erhielt 
Leningrad den Namen der Zarenmet¬ 
ropole Sankt Petersburg zurück, vier 
Monate danach erklärte Boris Jelzin 
das Ende der Sowjetunion. Man kann 
nur schlussfolgern, dass es Lena Mu¬ 
china auf ihrem nicht einfachen Weg 
durch das Leben nach dem Krieg nicht 
vergönnt war, sich ihren literarischen 
Neigungen zu widmen, zum Beispiel 
durch ein entsprechendes Studium. Ein 
Tagebuch hat sie, soweit bekannt, nie 
wieder geschrieben. 

Erst nach ihrem Tod wurde das Lenin¬ 
grader Tagebuch in einem Moskauer 
Archiv gefunden. Die Herausgeber er¬ 
gründeten Identität und weiteren Le¬ 
bensweg von Lena Muchina und ver¬ 
öffentlichten ihr Tagebuch. 

Lena Muchina: Lenas Tagebuch. Lenin¬ 
grad 1941-1942. Aus dem Russischen 
übersetzt und mit Vor- und Nachwort 
sowie Anmerkungen von Lena Gorelik 
und Gero Fedtke. Graf Verlag, 375 S., 
18 Euro 
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DKP-Parteivorstand 


unsere zeit m 


Ja zum Europa der Solidarität 

Parteivorstand bereitet Kandidatur zu den Wahlen des EU-Parlaments vor 
und schafft Grundlagen für ein UZ-Pressefest 2014 



I n einem waren sich die Mitglieder 
des Parteivorstandes auf ihrer 4. Ta¬ 
gung am vergangenen Wochenende 
in Essen einig: Sie wollen im Juni 2014 
gemeinsam ein UZ-Pressefest durch¬ 
führen. Einstimmig wurden eine Kon¬ 
zeption und mit großer Mehrheit ein 
Finanzrahmenplan für das Fest ange¬ 
nommen. Für die Pressefestkommis¬ 
sion drängte Genosse Uli Abczynski 
darauf, jetzt in den Bezirken mit der 
Diskussion über Finanzierung und 
Durchführung des Festes sowie über 
die Bezirksbeiträge zu diskutieren. Er 


erinnerte an eine der Voraussetzun¬ 
gen, um das Fest auf der kommenden 
PV-Tagung im November tatsächlich 
beschließen zu können: Bis dahin müs¬ 
sen nicht weniger als 35 000 Euro ge¬ 
spendet, gesammelt oder an Button- 
Geldern abgerechnet sein. (Siehe Seite 
15) 

Schwerpunkte der Sitzung waren darü¬ 
ber hinaus die Auswertung der Bundes¬ 
tagswahlen, die Vorbereitung der Kan¬ 
didatur der DKP zur Wahl eines neuen 
EU-Parlaments im Mai 2014 sowie die 
Internationale Arbeit der DKP. 


Thematisiert wurde im Eingangsrefe¬ 
rat zudem die Kriegsgefahr im Nahen 
Osten. Hans-Peter Brenner, stellvertre¬ 
tender Vorsitzender der DKP, forder¬ 
te stärkere Aktivitäten in und mit der 
Friedensbewegung. Es gelte, nicht län¬ 
ger wie das berühmte Kaninchen auf 
die Schlange zu starren und abzuwarten, 
ob und wann doch noch die ersten US-, 
EU- und NATO-Bomber in Richtung 
Syrien starten. „Wir müssen die Betei¬ 
ligung der Bundesregierung und der 
Bundeswehr in diesem Kriegsszenario 
sofort und unmittelbar auf die tagespo¬ 
litische Agenda setzen“, so Brenner. Die 
DKP fordere mit aller Entschiedenheit 
den sofortigen Rückzug der Bundes¬ 
wehr und den Abzug der Patriot-Rake¬ 
ten aus dem Grenzgebiet Türkei-Syrien 
und aus den Küstengewässern vor Syri¬ 
en. Im Rahmen seiner Auswertung der 
Bundestagswahlen gratulierte Brenner 
der Partei „Die Linke“ zum Wiederein¬ 
zug in den Bundestag, weil sie als einzi¬ 
ge Bundestagspartei gegen eine Militä¬ 
rintervention in Syrien aufgetreten sei. 
Nicht nur mit Blick auf die Kandida¬ 
tur zu den EU-Wahlen plädierte Bren¬ 
ner für eine eigenständige Wahlpolitik 
der DKP. „Es ist aus meiner Sicht ein 
Fehler, wenn Kommunisten entweder 
aus allgemeiner Geringschätzung des 
bürgerlichen Parlamentarismus 4 oder 
aus Furcht vor der Bestätigung ihrer 
derzeitigen Schwäche durch prozentu¬ 
al sehr geringe Stimmengewinne so tun, 
als ginge sie die Wahl nicht wirklich et¬ 
was an“. Hier gelte die alte Volksweis¬ 
heit: Wer sich selbst vergisst, der wird 
vergessen. „Der erreichte Tiefpunkt 
des parlamentarischen Engagements 
der DKP“ sei nicht der Schlusspunkt, 


sondern der Punkt, an dem eine Wen¬ 
de in unserer Wahlstrategie und Bünd¬ 
nispolitik herbeigeführt werden müsse, 
so Brenner. 

Mit Blick auf die rechte Partei Alter¬ 
native für Deutschland (AfD) warnte 
er vor der realen Gefahr, dass diese mit 
einer von rechten und nationalistischen 
Positionen begründeten Kritik an der 
EU und am Euro in das Europaparla¬ 
ment einziehen könne. Die AfD stelle 
eine Herausforderung für eine dezidiert 
linke und marxistische EU-Kritik dar. 
Dass es zur Beteiligung an Wahlen in 
der DKP zur Zeit grundverschiede¬ 
ne Positionen gibt, ist bekannt. Betti¬ 
na Jürgensen, Parteivorstandsmitglied 
aus Kiel, vertrat die Meinung, dass es 
unter anderem wegen der wachsenden 
Rechtsgefahr darum gehen müsse, die 
parlamentarische Linke zu verteidigen. 
Für den EU-Wahlkampf bedeute das, 
die linke Fraktion GUE/NGL im EU- 
Parlament zu stärken. Der saarländische 
Bezirks Vorsitzende der DKP, Thomas 
Hagenhofer, nannte die Orientierung 
„völlig falsch“. Es müsse doch die Fra¬ 
ge gestellt werden, ob eine Kandidatur 
nützlich sei oder uns demoralisiere und 
isoliere. Er kritisierte zudem die vorlie¬ 
genden Eckpunkte zur EU-Wahl, die 
aus seiner Sicht „die Brüche in der bis¬ 
herigen Politikentwicklung weiter vor¬ 
antreiben“. 

Die große Mehrheit der PV-Mitglieder 
konnte dem nicht folgen und nahm den 
Entwurf für ein EU-Wahlprogramm un¬ 
ter dem Titel „JA zum Europa der So¬ 
lidarität und des Widerstands gegen die 
EU! NEIN zum Europa der Banken 
und Konzerne!“ als Diskussionsgrund¬ 
lage an. Der Text wird nun veröffent¬ 


licht und soll bis zum LL-Wochenende 
im Januar in der Partei diskutiert und 
durch Veränderungsvorschläge qualifi¬ 
ziert werden. Eine Redaktionsgruppe 
soll dann eine Beschlussvorlage für die 
6. PV-Tagung im Januar 2014 erarbei¬ 
ten. Dem PV lag zudem eine Liste von 
24 Kandidatinnen und Kandidaten vor, 
die - zum Teil gemeldet von ihren Bezir¬ 
ken, zum Teil angefragt vom Sekretariat 
des Parteivorstandes - ihre Bereitschaft 
erklärt haben, auf der Liste der DKP für 
das EU-Parlament zu kandidieren. Bis 
zur Wahlversammlung am 20. Oktober 
in Hannover sollen weitere Vorschläge 
von den Bezirken eingereicht werden. 
Der Parteivorstand beschloss neben 
der Arbeitsplanung der Internationa¬ 
len Kommission und ihrer Kuba-AG - 
hierzu folgt eine gesonderte Berichter¬ 
stattung - die Durchführung einer Vier- 
Parteien-Konferenz im Februar 2014 in 
Aachen, die Konzeption für eine mie¬ 
tenpolitische Konferenz der DKP im 
März 2014 sowie die Gründung einer 
Landesorganisation der DKP in Meck¬ 
lenburg-Vorpommern. 

Bei einer Gegenstimme und einer Ent¬ 
haltung wurde die Beteiligung von 
DKP-Mitgliedern an der Gründung 
des Jugendverbandes Unite zurückge¬ 
wiesen. Der Parteivorstand ist der Auf¬ 
fassung, dass dies dem Programm und 
Statut der DKP widerspreche. Der An¬ 
trag wurde unter anderem damit be¬ 
gründet, dass die Gründung von Uni¬ 
te im unmittelbaren Gegensatz und in 
Konkurrenz zur SDAJ geschehe, wäh¬ 
rend im Programm festgehalten sei, dass 
alle Mitglieder der DKP eine besondere 
Verantwortung haben, die SDAJ zu un¬ 
terstützen. Wera Richter 


Die Lage nach der Bundestagswahl/Hessen-Wahl 

Aus dem Referat von Hans-Peter Brenner auf der 4. Parteivorstandstagung am 28.729. September in Essen 


Die am vergangenen Sonntag durch¬ 
geführten Bundestagswahlen brach¬ 
ten ein für viele überraschendes Er¬ 
gebnis, das der Ödnis und Inhaltsleere 
des Wahlkampfes widersprach, in dem 
über lange Zeit die Farbe einer Kette 
der Kanzlerin und der Zeigefinger ih¬ 
res offiziellen Herausforderers bedeut¬ 
samer zu sein schienen als alle Inhalte. 
Hat das Wahlergebnis aber wirklich 
die „Architektur und Tektonik“ des 
Bundestags in einer „historischen Di¬ 
mension“ verändert, nur weil nach 60 
Jahren die FDP unter der 5-Prozent- 
Hürde blieb? Und läuft nun alles auf 
eine Neuauflage der „großen Koaliti¬ 
on“ hinaus? 

Und gibt es wirklich einen „histori¬ 
schen Sieg“ der Kanzlerin Merkel, die 
nun in einem Atemzug mit ihren „gro¬ 
ßen Vorgängern“ Adenauer und Kohl 
genannt werden muss? 

Für den „Spiegel“ ist A. Merkel nach 
dem Triumph eines „egozentrischen 
Wahlkampfs“ in höhere Sphären ent¬ 
schwunden. „Nun ist sie endgültig die 
Königin der deutschen Demokratie 44 
schreibt er. 

Und dem etwas tumben Wahlvolk 
komme das völlig zupass. Denn: „Insge¬ 
samt zeigt sich in dem Wahlergebnis ein 
saturiertes Land. Die SPD wollte sich 
mit dem Thema soziale Gerechtigkeit 
durchsetzen, aber nur zwölf Prozent 
der Wähler hielten diesen Aspekt für 
relevant. Es gibt keine linke Mehrheit 
in der deutschen Bevölkerung. Nur gut 
40 Prozent wählten die Parteien dieses 
Spektrums. 

Den meisten Deutschen geht es gut, sie 
sind zufrieden mit ihrer Lage. Sie sind 
ein bisschen in Sorge wegen des Euro, 
aber insgesamt sind sie so unaufgeregt 
wie die Kanzlerin, die sie gewählt ha¬ 
ben.“ („Der Spiegel“ vom 25.09.13, S. 
17 f) 

Man könnte mit dieser Einschätzung 
nur noch sagen: „Ein Volk, ein,Spiegel 4 , 
eine Kanzlerin“! 


Aber ist das die Wahrheit, ist das die 
Realität dieses Landes? Das wäre nicht 
nur frustrierend und entmutigend. Das 
wäre ganz im Sinne dieser Art von Sys¬ 
tem-Propagandisten des „Spiegel“. 

Ich bezweifle das. Die CDU hat mit 
ihren 41,5 Prozent der Stimmen keine 
Mehrheit im Lande hinter sich. Eine 
andere Regierung als die unter einer 
CDU-Kanzlerin wäre sogar theoretisch 
möglich, wenn sich nicht die SPD und 
die Grünen im selbstgewählten Verließ 
des Anti-Sozialismus und Anti-Kom¬ 
munismus selbst eingesperrt hätten. 

Wofür spricht das 
Wahlergebnis wirklich? 

a) Das Wahlergebnis spricht zunächst 
einmal für eine große Akzeptanz des 
bürgerlichen Parlamentarismus. 

Die von vielen Soziologen in den ver¬ 
gangenen Wahlen beschriebene „Po¬ 
litikverdrossenheit“, die sich in einer 
schlechten Wahlbeteiligung ausdrücke 
und die die Nichtwähler zur „größten 
Partei“ anwachsen ließ, existiert offen¬ 
sichtlich nicht als ein dauerhafter säku¬ 
larer Trend. 

Im Vergleich zu anderen großen im¬ 
perialistischen Staaten, in denen es 
keine Wahlpflicht gibt, ist die Wahl¬ 
beteiligung mit knapp 71,5 Prozent 
erstaunlich hoch. Sie hat im Vergleich 
zu 2009 (70.8 Prozent) leicht zuge¬ 
nommen. 

Aber sind diese 29 Prozent Nicht-Wäh¬ 
ler mit dem System „zufrieden“ und le¬ 
ben sie im Einvernehmen mit dem, wie 
es ist? Wohl kaum. 

Die Daten machen deutlich: Es sind die 
an den Rand Gedrängten, die Dauer¬ 
arbeitslosen und Prekarisierten, die 
in Unwissenheit und „Bildungsferne 44 
Gehaltenen. Der Großteil gehört zur 
Arbeiterklasse: Diese Menschen sehen 
im Wahlakt keine Bedeutung, weil sich 
nach ihrer Erfahrung dadurch nichts 
Wesentliches für sie ändert, egal wer 
regiert. 


Die Zustimmung von 41,5 der Wäh¬ 
ler - nicht der Bevölkerung!! - für die 
Politik der Kanzlerin Merkel ist etwas 
anderes als die Identifizierung mit dem 
Generalkurs dieser Regierung und mit 
dem System überhaupt, 
b) Die Bedeutung des Faktors Angst 
Der Bonner General-Anzeiger berich¬ 
tet nur 3 Tage nach dem Wahltermin 
über die Ergebnisse des neuen „Global 
Wealth Reports“ unter der Schlagzeile 
„Durch Krise öffnet sich Vermögens¬ 
schere. Das Geldvermögen in Südeu¬ 
ropa schmilzt. Hingegen sind die deut¬ 
schen Privathaushalte so reich wie nie.“ 
Ist das vielleicht die Erklärung für den 
Merkel-Sieg? Der Gedanke „Uns geht 
es gut“!?? 

Ja, leben wir nicht wirklich in einem 
„von Gott gesegnetem Land“? Wir ha¬ 
ben eine Pastorentochter als Kanzlerin, 
um die uns angeblich die ganze Welt 
beneidet. Und wir haben einen verita- 
blen - Ajatollah - pardon „Pastor“ - als 
Präsidenten. Der kann so salbungsvoll 
daher reden, dass selbst die von ihm 
kürzlich heimgesuchten Einwohner der 
von den Nazi-Truppen nahezu ausge¬ 
löschten Stadt Oradour sur Glane fast 
vor Rührung weinen mussten. 

Doch was hat er dort so ganz nebenbei 
verkündet? „Deutschland strebt keine 
Hegemonie in Europa an.“ 

Der liebe Gott, wenn es ihn gebe, be¬ 
wahre uns vor Politikern, die nach dem 
Motto „Haltet den Dieb“ die größten 
politischen Diebereien gegen große 
Teile der deutschen und der europäi¬ 
schen Bevölkerung mit zu verantwor¬ 
ten haben und dann mit fast tränen¬ 
erstickter Stimme sagen:“Wir streben 
keine Hegemonie in Europa an.“ 

Es ist wahr: der deutsche Imperialismus 
lässt keine Panzer durch die EU rollen, 
um seine Macht durchzusetzen. Dazu 
reicht seine ökonomische Potenz und 
dazu reicht der Euro als Schmiermit¬ 
tel, der die Exportwalze gegenüber den 
Nachbarstaaten in Gang hält. 


Und was sind die Folgen? 

„Die Situation in den Krisenländern 
hat sich seit 2007 dramatisch ver¬ 
schlechtert“, sagte Allianz-Chefvolks¬ 
wirt Michael Heise bei der Vorstellung 
des neuen „Global Wealth Reports“ 
(Globaler Reichtum-Bericht): „Die 
Krisen in Südeuropa haben tiefe Lö¬ 
cher in die Geldvermögen von Italie¬ 
nern, Spaniern oder Griechen gerissen.“ 
Der Bericht erklärt: „Die Vermögens¬ 
schere geht immer weiter auf. Das 
durchschnittliche Netto- Geld vermögen 
in Griechenland liegt inzwischen bei nur 
noch 28 Prozent des Euroraum-Durch- 
schnitts; vor der Krise lag dieser Wert 
noch deutlich über 50 Prozent.“ Und in 
Spanien ist die Quote von 61 auf 44 Pro¬ 
zent gefallen. Seit 2007 verloren die EU- 
Bürger außerhalb der BRD pro Kopf 
0,6 Prozent ihres Netto-Geldvermögens. 
Besonders hart traf es Italiener (mi¬ 
nus 12,7 Prozent), Spanier (-23,6) und 
Griechen (- 44,1). Heise warnt deshalb: 
„Geht diese Schere zwischen Nord und 
Süd weiter auf, kann dies den Zusam¬ 
menhalt in Europa untergraben.“ 

Ist das dem durchschnittlichen Bundes¬ 
bürger etwa nicht bewusst? Und glaubt 
er, dass dies lediglich jenseits unserer 
Grenzen ein Problem ist? Gewiss nicht. 
Dass auch hierzulande die Schere zwi¬ 
schen Arm und Reich sich immer mehr 
öffnet, und dass dies als eine große so¬ 
ziale Ungerechtigkeit empfunden wird, 
wurde doch erst vor wenigen Monaten 
im Zusammenhang mit dem vierten 
Armutsbericht der Bundesregierung 
deutlich. 

Der zum Glück abgewählte damalige 
Wirtschaftsminister Rösler und seine 
dauergrinsende Amtskollegin von der 
Leyen hatten an diesem Bericht so sehr 
herum manipuliert, dass selbst bürger¬ 
liche Presseberichte, dies als skandalös 
einordneten.Aber an den Tatsachen 
änderte dies ja nichts. Zu Erinnerung 
die wichtigsten Ergebnisse des Armuts¬ 
berichts: 


★ Auf die vermögensstärksten zehn 
Prozent der Haushalte entfielen 53 Pro¬ 
zent (Stand: 2008, neuere Zahlen liegen 
nicht vor) des gesamten Netto Vermö¬ 
gens. 1998 lag die Quote bei 45 Prozent. 

★ Die untere Hälfte der Haushalte be¬ 
saß zuletzt lediglich gut ein Prozent des 
Nettovermögens. 2003 waren es drei 
Prozent. 

★ Die „Armutsgefährdungsschwel¬ 
le“ liegt nach Zahlen des Statistischen 
Bundesamtes bei 952 Euro im Monat. 
Je nach Datengrundlage gilt dies für 14 
bis 16 Prozent der Bevölkerung. Haupt¬ 
grund für Armut ist Arbeitslosigkeit. 
Auch für Alleinerziehende ist das Ri¬ 
siko hoch. 

★ Der Anteil der Beschäftigten im 
Niedriglohnsektor stieg und lag zu¬ 
letzt zwischen 21 und 24 Prozent. Im 
Jahr 2010 waren 7,9 Millionen Arbeiter 
und Angestellte betroffen. Die Nied¬ 
riglohngrenze liegt bei 9,15 Euro pro 
Stunde. 

Und diese Tatsachen besagen, dass 
wir nicht in einem Land leben, das vor 
Wohlstand und Glückseligkeit nur auf 
rosa Wolken schwebt und der Kanz¬ 
lerin auf Treu und Glauben folgt. Vor 
diesem Hintergrund und der allgemei¬ 
nen Krisenentwicklung, die von den 
Menschen als eigene Bedrohung ver¬ 
standen wird, wirkt bei den Wahlen der 
Angst-Faktor. Und der stellt weniger 
ein freudiges „Ja“ zur Merkel-Politik 
dar, als ein „Hoffentlich-bleiben-wir- 
ungeschoren“-Gefühl. 

Die Angst vor dem Verlust des Ar¬ 
beitsplatzes, der Instabilität des Ren¬ 
tensystems und dem sozialen Abstieg: 
das ist es woraus sich die Mischung aus 
Furcht und Hoffnung speist, weiter un¬ 
geschoren davon zu kommen. Das ist 
ein entscheidender Faktor, der der 
CDU einen großen Teil ihrer Wähler 
zutreibt. (...) 

(Die vollständige Fassung des Referates wird 
im Internet sowie im DKP-Info veröffentlicht) 
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Zu den prinzipiellen Chancen 
linker Politik in den Kommunen 

Kommunalpolitik, die Arbeiterschaft und die Linke 



I n Deutschland und Österreich war 
Kommunalpolitik eine Einbruch¬ 
stelle der Sozialdemokratie und der 
Arbeiterinteressen in die sonst fest¬ 
gefügte Mauer politischer Herrschaft 
für die besitzenden Klassen - vor 1900 
noch spät-absolutistisch, in den 20 Jah¬ 
ren schon bürgerlich parlamentarisch. 
Etwas übertrieben, wurde dann schon 
mal von „Kommunal-Sozialismus“ ge¬ 
sprochen. Aber die Kommunalpolitik 
war auch eine der Quellen und Boll¬ 
werke der Revisionisten und Reformis¬ 
ten in der SPD vor und nach 1900. 

Vor einigen Wochen hat Manfred Sohn 
aus der Linken einen solchen Weg in 
den Sozialismus wieder vorgeschla¬ 
gen - diesmal aber mit dem Verweis auf 
die Rücknahme der industriellen und 
infrastrukturellen Großeinrichtungen 
auf das Maß der Kommunen - 
(klein ist fein und raubt dem Kapital 
die Wurzeln - oder auch - Kommunen 
gegen Globalisierung.) 

Bevor nun weiter über Politik in und 
für die Kommunen gesprochen wird, 
sollten wir uns die Frage beantworten: 
Was ist eine Kommune? 

Zunächst ist sie nicht mehr als eine 
Siedlungs-Verdichtung in der Land¬ 
schaft für Wohnen und Arbeiten - 
früh schon in Dörfern für die landwirt¬ 
schaftliche Arbeit auf den umliegenden 
Äckern, später dazu in Städten für die 
Arbeit im Handwerk und im Handel. 
Daneben, seit den Zeiten politischer 
Herrschaft und zentralisierter Ausbeu¬ 
tung, auch immer schon Sitz von welt¬ 
lichen und religiösen Herrschern - mit 
Militärverwaltung und meist auch mit 
religiösen Kultstätten. 

Von der fast unabhängigen Stellung 
von Städten in den mittelalterlichen 
Feudal-Staaten Westeuropas, z. B frei¬ 
en Reichsstädten, sind Kommunen seit 
den absolutistischen Territorialstaaten 
in Europa wieder zu unteren Verwal¬ 
tungseinheiten des gesamtstaatlichen 
Herrschaftsverbandes geworden. 
Heute stellen sie die untere Ebene der 
Gebietskörperschaften von etablier¬ 
ten Staaten dar - mit unterschiedlichen 
Rechten der Selbstverwaltung. 


Strukturelle Bedingungen 
von Kommunalpolitik 
in der BRD heute 

In der DKP ist der Stellenwert der 
Kommunalpolitik heute weitgehend 
unumstritten. Das heißt aber nicht, 
dass das Ziel, und dazu die Strategie 
und Taktik schon klar bestimmt wären. 
Was also kann man grundsätzlich über 
die Möglichkeiten einer Politisierung 
kommunalen Lebens und kommunaler 
Probleme für fortschrittliche Zwecke 
sagen? Ist da mehr zu finden als ein 
einfaches fortschrittliches Potential, 
neben anderen? 

Das läßt sich kurz und knapp beant¬ 
worten: Das ist nicht der Fall. Warum 
ist das so? 

Die Gegenstände, die Regelungsfähig¬ 
keiten und die Finanzmittel kommu¬ 
naler Politik sind strukturell klassen- 
übergreifend. 

Das sind zum einen die Regelungskom¬ 
petenzen der Kommunen: Diese sind in 
der BRD weitgehend von den Geset¬ 
zen der Länder, des Bundes und den 
Regelungen des Grundgesetzes abhän¬ 
gig. Zum anderen sind es die Finanz¬ 
mittel der Kommunen. 


Prinzipiell stehen diese den Kommu¬ 
nen erst zur Verfügung: 

a) aufgrund der Regelungen im Grund¬ 
gesetz, 

b) der darauf basierenden Bundesge¬ 
setzgebung, 

c) der auf beiden basierenden Gesetz¬ 
gebungen den Länder, 

d) dann aufgrund der gesetzlichen Re¬ 
geln des Länderfinanzausgleichs, und 

e) nach den kommunalen Finanzaus¬ 
gleichen in den Ländern. 

Konkret stehen sie dann den Kommu¬ 
nen erst nach den jährlichen Haushalts¬ 
gesetzen zur Verfügung: 

f) des Bundes, 

g) der Länder und 

h) dem Länderfinanzausgleich 

i) und den Kommunalen Finanzausglei¬ 
chen aufgrund der jährlichen Haushal¬ 
te der Länder. 

Hinzu kommen je besondere Finanzie¬ 
rungsprogramme oder Einzelfinanzie¬ 
rungen von Projekten, die von Bund, 
Ländern und Kommunen, und inzwi¬ 
schen auch aus europäischen Mitteln 
gemeinsam finanziert werden. 
Daneben gibt es einen Anteil der je¬ 
weiligen Kommunen an der auf ihrem 
Territorium erhobenen Gewerbesteu¬ 
er, mit leichten Möglichkeiten der Va¬ 
riation durch die kommunalen Hebe¬ 
sätze; sowie die von den Kommunen 
direkt zu erhebenden Grundsteuern. 

Kommunen werden 
fremdbestimmt 

Diejenige politische Ebene, die den 
Bürgern am nächsten ist, weil sie sich 
am Wohnort befindet und weil sie die 
alltäglichen und wesentlichen Bedürf¬ 
nisse der Lebensführung, die kommu¬ 
nalen Dienste umfasst - die Kommu¬ 
ne - ist mit ihren Kompetenzen am 
meisten von anderen politischen Ebe¬ 
nen fremdbestimmt und von den kom¬ 
pliziertesten finanziellen Regelungen 
abhängig, auf die sie nur den gerings¬ 
ten Einfluss hat. Hier kann man daher 
nicht mit sozialistischen Experimenten 
oder als sozialistische Enklave begin¬ 
nen. 

Das wird noch durch drei weitere Tat¬ 


bestände unterstrichen: Sie zeigen das 
Ausmaß der gesellschaftlichen Arbeits¬ 
teilung, die nur z.T. der kapitalistischen 
Form geschuldet sind (die man daher 
evt. auch modifizieren könnte): 
Erstens werden die materiellen Mittel 
zum Leben zum großen Teil nicht in den 
Kommunen selber hergestellt (und so¬ 
weit das der Fall ist, geschieht das in pri¬ 
vater Regie): die Lebensmittel, die Ver¬ 
kehrsmittel, der größte Teil der Energie, 
die Wohnungseinrichtungen, die techni¬ 
schen Geräte der Wohnungen und die 
mobilen, und all die technischen Ein¬ 
richtungen für die Produktionen, die 
Infrastrukturen und die Verwaltungen 
auf dem Territorium der Kommunen. 
Sie stehen nur über nahe oder z.T. sehr 
weit reichende sogar interkontinenta¬ 
le Märkte und der entsprechenden Ar¬ 
beitsteilung zur Verfügung. Folgerich¬ 
tig sind nicht nur die Energie-, sondern 
auch die Informations- und die Trans¬ 
portnetzwerke Lebensadern jeder klei¬ 
nen und feinen Kommune, von den gro¬ 
ßen gar nicht zu reden. 

Zweitens ist der größte Teil der mate¬ 
riellen und der ideellen Produktionen, 
die auf dem Territorium einer Kommu¬ 


ne erstellt werden, auf den Verkauf auf 
Märkten außerhalb der Kommune an¬ 
gewiesen - also bis zu den Weltmärk¬ 
ten. 

Drittens hängen die Finanzmittel der 
Personen und ihrer privaten Haushal¬ 
te, also ihr Einkommen an Arbeitsver¬ 
hältnissen, deren Verrichtung zwar auf 
dem Territorium der Kommunen statt¬ 
findet, deren Eigentums-, Leitungs-, fi- 
nanz- und stoffliche Zusammenhänge 
aber über die Kommune hinausweisen. 
Die Kommunen und die Aktivitäten 
auf ihrem Territorium sind also nur 
Knotenpunkte und Verdichtungen von 
stofflichen und gesellschaftlichen Pro¬ 
zessen, die ihre Fläche und ihre Ein¬ 
richtungen grundsätzlich und weitläufig 
übergreifen. Sie sind nicht selbststän¬ 
dig und können es auf dem heutigen 
Stand der Produktivkräfte auch nicht 
sein (auch wenn man einiges aufgrund 
der Effektivierung und Verkleinerung 
der stofflichen Produktivkräfte wieder 
aus der territorialen Arbeitsteilung zu¬ 
rückholen könnte: wie z.B. einen Teil 
der Energieversorgung; usw.). 

Die kommunale Selbstverwaltung 
ist daher vor allem Verwaltung, und 
zwar der vielen Abhängigkeiten von 
und Verbindungen nach außen und 
die Exekution von fremdbestimmten 
Plänen und Regelungen mit ebenso 
fremdbestimmten Mitteln. Von demo¬ 
kratischer Selbstverwaltung kann da¬ 
her schon im Prinzip keine Rede sein. 
Wie kommen aber nun der Eindruck 
oder die Hoffnung zustande, der Ge¬ 
genstand der Kommunalpolitik sei ir¬ 
gendwie demokratie-nah oder demo¬ 
kratie-tauglich? 

Das scheint das Ergebnis der Anschau¬ 
ung, der Art und Weise der spontanen 
Wahrnehmung zu sein: Arbeitsteilung, 
Machtverhältnisse und Finanzabhän¬ 
gigkeiten kann man nicht sehen. Wenn 
man sie kennt, kann man sie an einzel¬ 
nen Stellen auch erkennen - aber als 
Ganze sind sie verborgen. 

Dagegen erfährt man täglich den prak¬ 
tischen territorialen Zusammenhang 
des Wohnens, des Verkehrs und des Ar¬ 
beitsplatzes, des Einkaufens, dem Gang 
zu Diensten und Unterhaltungen - an 
sich selbst - und an den Nachbarn und 
Kollegen. 

Da nun all das Verschiedene an diesen 
Stellen oder Prozessen nur Variationen 
der gleichen Vorgänge zu sein scheinen, 
erscheinen auch die beteiligten Men¬ 
schen als Wohnende, als Arbeitende, als 
Geld ausgebende Einkaufende und als 
Bezieher von Einkommen und daher 


als Menschen gleichen Schlages, bei 
den Armen in den Ghettoartigen Quar¬ 
tieren hört die vermeintliche Gleich¬ 
heit dann auf und schlägt in Ausgren¬ 
zung und Diskriminierung um. 

Der normalen Mehrheit ist die Klassen¬ 
eigenschaft der kommunal lebenden 
Menschen nicht unmittelbar sichtbar - 
obgleich man sie ja eigentlich kennt 
oder ahnen kann - natürlich kennt man 
die besseren oder Luxusviertel - wenn 
es sie denn gibt. 

Die kleinen und großen Arbeitgeber, 
ihre technischen und Verwaltungsoffi¬ 
ziere, die kleinen und die gut verdie¬ 
nenden Selbstständigen erscheinen 
nicht als Abstufungen der Profitma¬ 
cherei, sondern als Abstufungen der 
gesellschaftlichen und erforderlichen 
Arbeitsteilung, der Anweisungsverhält¬ 
nisse und der daraus folgenden Hierar¬ 
chie der Entlohnungen. 

Andererseits ist der Klassencharakter 
der Politik der Gewerbetreibenden, be¬ 
sonders der Bauindustrie und der Im¬ 
mobilienbranche sowie der sonstigen 
kleinen Unternehmer, die die Kommu¬ 
nalpolitik nur zu oft dominieren, völ¬ 
lig offenbar. Von der Schul-, der Sied- 
lungs-, der Quartier- und Kulturpolitik 
der Intelligenzler, als egoistische Inter¬ 
essenpolitik für ihre Schicht, als Teil 
einer weitläufigen Mittel!-Schicht gar 
nicht zu reden. 

Klassenpolitik 

Allerdings tauchen die wirklich ar¬ 
beitslosen Kapitalbesitzer in der kom¬ 
munalen Öffentlichkeit kaum auf und 
scheinen Geisterexistenzen zu führen. 
Klar, nicht in jeder popeligen Klein¬ 
oder Mittelstadt leben die Milliardä¬ 
re oder auch nur die Multimillionä¬ 
re. Mit den wenigen Ausnahmen der 
reich gewordenen und arbeitsam ge¬ 
bliebenen Unternehmens-Gründer. 
Spätestens ihre Erben verschwinden 
aus der Arbeit und der kommunalen 
Sichtbarkeit. 

Also Kommunalpolitik ist Klassenpo¬ 
litik - auf offene und mehr noch auf 
verdeckte Weise, aber im Rahmen ei¬ 
nes klassenübergreifenden Arrange¬ 
ments des gesellschaftlichen Alltags¬ 
lebens. Die Kommunalpolitik könnte 
also als aufklärende Demonstration 
sowohl für das Eine wie für das Ande¬ 
re dienen, aber das erfordert, dass man 
das erst einmal kennt. Und die Auf¬ 
klärung ist gerade in der Kompetenz- 
und der Finanzfrage sehr kompliziert. 
Diese muss man erst einmal verstan¬ 
den haben und sich dann überlegen, in 


welche Richtung es zukunftsträchtige 
Entwicklungsperspektiven für alle As¬ 
pekte der Kommunen geben könnte: 
Vor allem in der Finanzfrage und der 
Kompetenzfrage und das alles bei den 
gegebenen Strukturen und darin den 
Macht- und Klassenverhältnissen. 
Man wird finden, dass es solche Per¬ 
spektiven vor allem in Steuerfragen 
geben kann: 

Steuererhöhungen bei den großen Ka¬ 
pitaleinkommen und beim großen Ka¬ 
pitalbesitz - aber alles in einen großen 
Topf und nicht bei den Kommunen und 
Ländern ankommend - und dann nach 
öffentlich diskutierten, sichtbaren und 
kontrollierbaren Zielen, Maßstäben 
und Prozeduren für die kommunalen 
Aufgaben (zunächst pro Kopf) ver¬ 
teilt - und das dann durchdekliniert 
für die verschiedenen Aufgabenfel¬ 
der der Kommunen. Das würde schon 
automatisch notwendige Änderungen 
auch in der Aufgabenverteilung zwi¬ 
schen Bund, Ländern und Kommunen 
bedeuten: Z.B. die Kompetenz für die 
Hochschulen und Forschungen auf den 
Bund zu übertragen. Die Kompetenzen 
für die Schulen und die Ausbildungen 
auf den Bund und die Kommunen ver¬ 
teilen usw. 

Andererseits: Die Ausdehnung der 
kommunalen Dienste, die ohne Ent¬ 
gelt erbracht werden, ohne dass der da¬ 
für notwendige gesellschaftliche Auf¬ 
wand und damit die dort notwendige 
Infrastruktur und vor allem die Arbeit 
aus dem Blick geraten - das wäre eine 
politische Orientierung von unten und 
lokal. 

Daran zu demonstrieren, dass es eine 
vernünftige funktionierende Art der 
Erbringung von Leistungen, der Ver¬ 
fügung über Einrichtungen, Maschi¬ 
nen und Anlagen gibt, die ohne Privat¬ 
eigentum, ohne Gewinn und Kommer¬ 
zialisierung, sogar ohne Geldverkehr 
funktioniert, dazu könnte Kommunal¬ 
politik beitragen und Beispiele geben. 
Aber solange die ungeheure Produkti¬ 
vität der materiellen Produktion vor¬ 
rangig von der kapitalistischen Form 
in Kapitalgesellschaften getragen wird 
und die dortigen Lohn- und Kapital¬ 
einkommen und damit die privaten 
Eigentumsverhältnisse die allgemei¬ 
nen Verhältnisse dominieren, werden 
kommunale Verhältnisse daraus nicht 
aussteigen können. 

Dieses Referat wurde von Jörg Miehe auf der 
Kommunalpolitischen Beratung der DKP-Nie- 
dersachsen im August 2013 gehalten. 


Zur Arbeit von Kommunistinnen und Kommunisten in 
Kommunalvertretungen, in Parlamenten und in Wahlkämpfen 

Wochenendseminar in der Karl-Liebknecht-Schule der DKP. 

12. und 13. Oktober 2013 

Mit Beiträgen von Michael Gerber (Bottrop), Arno Grieger (Reinheim), 
Wolfgang Richter (Dortmund) und Tunia Erler (Berlin). 


Anmeldung und Informationen: Tel: 0214/45418 oder 
kls@karl-liebknecht-schule.org 
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Niemals geht man so ganz 

Helga Humbach 

9. März 1937-22. August 2013 

Wir trauern um unsere Genossin und Kampfgefährtin Helga. 
Sie wird uns stets in guter Erinnerung bleiben. 


Reinhold, Peter, Liane und Marco 
Ages 

Köln-Kalk 


40 Jahre nacli dem 
faschistischen- Putsch in Chile 

Nichts ist vergessen, 
und niemand! 

„Seit ch tefce, ich ft nwinefn Land 
Urtß£räChUgkäiL NüL und Stiiialea Etartd. 
Ich 'jlis.iLr:, i.j;irum i:>t in mir c.: 7 d!.; Bedürf¬ 
nis flntstmdftn, L irirlrr zu singen für 
tfofc, Ich giEtutw feat daran, das& de* 
Nterradn im Lai/e seines Lebens frei wer- 



deninL&a, dass erhandeln soll für die Öerecfitlgfteit." WMorJtena 


Neben v'iclela Petra ^er Vieler Jefsi de* Vertreter dee 

„Neuen Chilenischen LJedeoT. Er warb für de Sache der Jlllitfid 
Ptfiiär' trid de Urmbl'idrigiükt ■ der Völker Lal-üirji iiem-iiiü. We- 
nigr Tngr? rardn denn Putsch im-Sr: p tarn bei r 1^73 wiirrln-nrim !^:n 
dien wn Santiago de Chile gefoltert und ermordel. 


r* Irl i hir. ■ iyt* n cbi Mriwi rLv tarpvirMw Ui ipJ haFfta htI rJ> i r«>Wi rbn 

PtriB-wifle. cu Ci*fr 3U 



Konzert lür Chile 7* 

1974- in drr Grugnhnlk! Ensen * J ‘"' C 

rrit Inli lllimanf, Quilopayun, IkjlocI Pnrrn, 
□icitrir:li Killrtnr, Flcih if n Q iIcstw>. Fr;inv- 
■IbRef Cisg^nhflrdl, CHerÖüwefkriip u. a., 

Konzert für Victor Jara ^ 

19F8 in der V^ialfiaiäif talh Dl* Li >jilI K ' ^ 

mit imi-niinncPä, ostir Andradä^ Hamid 

HariiiJLli, Maria F^lrantüLiri -5 F«lrt>§ PBndS 
und Hannes Wader 


Victor Jara 

Pci? Io Vida Velar- 
Lnss dm Lc-bcn fliegen 



Vlcl*la Parra ^ 

i$r>boi und iAngc-i Parra ,L € 

Santiaga, Renan do E&tas - 
Santiago, Du lelde&l 
La Päna de Im Parra - 
Der Freundeskreis der Parras 


Neue Impulse Verlag n«ffnun flS t ra i)c ie 

45127 £s&en 

infD^nruE-iiniHjlDr-vcrlaii.dp Teil.: 0201->£4 BG 4-B-Z 



Weingut Eicher 

Rheinterassen 

Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128 
Tel.: 06249 - 67263 



unterstützen: 
Anzeigen schalten! 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 


rsmuci paiauicä. 


r ^ 

Urlaub im 
Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 

v___y 



Entschleunigung: 

Ruhe & Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 FeWo je 2-3 Pera. 
ganzjährig in Kratzcburg-Granzdii, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.triüogga.de 
To1.iQ33iyS7Q796(AB) 


Stellenangebot der UZ 

Die UZ - unsere zeit - Wochenzeitung der DKP sucht zur Verstärkung 
der Redaktion in Essen zum nächstmöglichen Eintrittstermin eine/n 

Redakteur/in 

mit den Schwerpunkten Betrieb und Gewerkschaft, Wirtschafts- und 
Sozialpolitik in Vollzeit 

Aufgabengebiet: 

• Konzeptionelle Entwicklung des W+S-Ressorts und 

Beitrag zur Weiterentwicklung der UZ als Print- und Onlinemedium 

• Recherche und Aufbereitung redaktioneller Themen 

• Schreiben eigener redaktioneller Beiträge 

• Aufbau und Pflege eines Autorenstamms 

• Briefing von Autoren und redigieren von Textbeiträgen 

Anforderungsprofil: 

• Wirtschaftswissenschaftliche Kenntnisse und/oder journalistische 
Erfahrungen 

• Sehr gute Kontakte zu Gewerkschaften und zu sozialen 
Bewegungen 

• Sehr gute PC-Kenntnisse 

• Teamfähigkeit 

Interesse? 

Dann bitte aussagefähige Bewerbungsunterlagen auch mit Informa¬ 
tionen über bisherige politische Erfahrungen an die Chefredakteurin 
Nina Hager. 

nina.hager@unsere-zeit.de 


Wir gratulieren! 

Unser Genosse 

Bernd Blümmel 

feierte am 24. September 2013 seinen 50. Geburtstag! 

Wir wünschen ihm weiterhin viel Kraft, Ausdauer und Gesundheit 
für unsere gemeinsame Sache. 

DKP 

Kreisvorstand Darmstadt-Dieburg 
WG Darmstadt-Bergstraße 


Unsere Genossin Helga Netz ist 75! 

Ein aktives Leben für, in und mit der Partei. Helga besuchte immer 
wieder die verschiedensten Lehrgänge, um Ihrer Funktion als Grup¬ 
penvorsitzende in Krefeld-Süd möglichst gerecht zu werden. Nach 
1989 und vor allem nach dem Tod ihres Paul hat Helga sich auch 
wegen ihrer schweren Erkrankung mehr und mehr aus der aktiven 
Arbeit zurückgezogen, ist ihrer Partei aber bis heute treu geblieben. 

Es gratulieren die Genossinnen und Genossen der 



Linken Niedentiein 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
Neue Internetseite: www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 12./13. Oktober 2013 

Zur Arbeit von Kommunistinnen und 
Kommunisten in Kommunalvertretungen, 
in Parlamenten und in Wahlkämpfen 

In der bürgerlichen Gesellschaft wird der Parlamentarismus mit der 
Teilnahme an Wahlen als der einzige Ort dargestellt, wo es um Po¬ 
litik und Demokratie geht. Wir haben da ein grundsätzlich anderes 
und umfassenderes Verständnis von Politik. Trotzdem nehmen wir 
an Wahlen teil und nutzen Kommunalvertretungen als Feld, auf dem 
wir politisch kämpfen. Im Seminar wollen wir unser Verständnis der 
Ansprüche an diese Arbeit prüfen und auf der Grundlage gegenwärti¬ 
ger Entwicklungen weiterentwickeln. Dazu wollen wir an marxistische 
Ansätze zur Kommunalpolitik in der Geschichte erinnern, unsere mit 
anderen politischen Ansätzen in der Kommunalpolitik vergleichen 
und die Veränderungen des Kampffelds Kommune beobachten und 
zur Grundlage für unsere Arbeit machen. Wir wollen die Erfahrungen 
aus der Praxis der DKP vor Ort einbringen und so Kritik und Weiter¬ 
entwicklung ermöglichen. Als Ziel setzen wir uns das Stärken unseres 
Eingreifens in die Kommunalwahlen 2014. 

Mit Beiträgen von Michael Gerber (Bottrop), Arno Grieger (Rein¬ 
heim), Wolfgang Richter (Dortmund) und Tunia Erler (Direktkandi¬ 
datin der DKP für die Bundestagswahl in Berlin-Mitte). 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen 
nur, wenn es sich um Absagen handelt. Die Anreise kann bereits Frei¬ 
tag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Begin: Samstag 10.30 Uhr. 
Ende: Sonntag gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 €. Ab Freitag 
30 €. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder Bezirk abklären. 


Bundeswahlversammlung 

Zur Wahl der Kandidatinnen und Kandidaten 
für die Liste der DKP zur EU-Wahl findet 

am Sonntag, dem 20. Oktober 2013 in Hannover, 

eine Bundesmitgliederversammlung statt. 

Freizeitheim Linden, Windheimstraße 4, Hannover 
Beginn: 11.00 Uhr, Ende: 17.00 Uhr 

Teilnahmeberechtigt sind alle Mitglieder der DKP. 

Stimmberechtigt bei der Aufstellung des Wahlvorschlags sind alle 
Mitglieder der DKP, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und die 
deutsche oder die Staatsbürgerschaft eines EU-Landes besitzen. 

Als Tagesordnung wird vorgeschlagen: 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Konstituierung 

3. Referat 

4. Diskussion 

5. Wahl der Bundesliste der DKP zu den EU-Parlamentswahlen 2014 

6. Bekanntgabe des Wahlergebnisses 

7. Schlusswort 

Zur Planung wird um Anmeldung über die Bezirks- und 
Landesorganisationen gebeten 


DKP 


Einladung 

Ausgehend vom 20. Parteitag der DKP hat der Parteivorstand 
beschlossen, eine gewerkschaftspolitische Konferenz durchzu¬ 
führen. Im Wesentlichen geht es um unser Verhältnis zu den Gewerk¬ 
schaften im Kapitalismus. 

Die Konferenz findet statt 

am Samstag, dem 19.10.2013 

von 11.00 Uhr bis 17.15 Uhr, Freizeitheim Linden, Windheimstraße 4, 
30451 Hannover, Einlass ab: 10.00 Uhr 

Zur Vorbereitung wird auf die Diskussion in der UZ und auf 
news.dkp.de hingewiesen. 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 

Für die Genossinnen, die an den Konferenzen der DKP am Samstag 
und Sonntag in Hannover teilnehmen, werden Übernachtungsplätze 
organisiert. Eine Anmeldung bis zum 14. Oktober ist erforderlich. 


Org- und Kassiererberatung 

des Parteivorstandes mit den Verantwortlichen aus den Bezirken 
zur Mitgliedsbuchneuausgabe und zum UZ-Pressefest 2014 

Sonntag, 20. Oktober 2013.14 bis 17 Uhr 

Freizeitheim Linden, Windheimstraße 4, Hannover 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


DKP Kreis Frankfurt am Main 

Kreismitgliederversammlung der DKP Ffm. 

zum Thema „Bündnispolitik der DKP” 
Referent: Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 

Donnerstag, 17. Oktober 2013,19.30 Uhr 
Haus Gallus, Frankenallee 111 
Seminarraum 2 (Hauptgebäude) 


Veranstaltung mit Giorgos Chondros (SYRIZA, verantwortlich für das 
Solidaritätsnetzwerk „Solidarität für Alle“) zu 

Solidarität mit Griechenland 

Zur Situation in Griechenland, der Politik von Syriza 
und konkreten Möglichkeiten der Solidarität 
Freitag 11. Oktober 2013,19.00 - 22.00 Uhr, 

Hamburg, Cafe Veronika, Bürgerhaus Lenzsiedlung, 
Julius-Vosseler Straße 193 

Liebe Genossinnen und Genossen, ihr seid herzlich eingeladen. 

Freundeskreis Lebendiger Marxismus, u.a. 


/■-\ 

www.amiata.de olivastra@amiata.de 

immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnung in der TOSCANA-SEGGIANO 
Bei Gunter & Sibylle 

Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393381539818 

V___ y 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, 
Kühlschrank, Bad, Dusch, WC). Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 
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Sich der Komplexität der Frage 
stellen 

Betr.: Fleischfresser-Politik, 

UZ vom 20.9.2013, S. 16 

Will man sinnvoll über das Ernährungs¬ 
problem in den entwickelten Ländern 
reden, muss man sich der gesamten 
Komplexität der Frage stellen, syste¬ 
matisch und einschließlich ihrer sozia¬ 
len Seite. Genau das unterlässt Volker 
Bräutigam (...). So, die Konsumenten, 
die Fleischfresser, sind also an (fast) al¬ 
lem schuld und man muss sie über den 
Preis von ihren Unsitten kurieren. (...) 
Aber unbenommen, es gibt Fleisch¬ 
überproduktion, schon falsch, es gibt 
Lebensmittelüberproduktion. Denn 
wer die Überproduktion auf Fleisch 
reduziert, appelliert an die individuelle 
Askesebereitschaft im Geist eines sek¬ 
tiererischen Vegetariertums, argumen¬ 
tiert (...) systemkonform. 

Sicher, Obst und Gemüse schreit nicht - 
aber wollen wir leben, können wir (le¬ 
ben) mit tonnenweise untergepflügten 
Tomaten und der subventionierten Ge¬ 
treideüberschwemmung Afrikas? Wo¬ 
mit wir beim Hunger in der Welt und 
seinen Ursachen wären. Und der hat 


mit einiger Sicherheit mehr mit der 
Tätigkeit der Chicagoer Weizenbörse, 
der Überfischung der Meere und der 
Ausbreitung von Biosprit zu tun als mit 
dem Fleischkonsum. Auch für das Me¬ 
thanproblem gibt es seit den 80er Jah¬ 
ren (!) technische Lösungen, Stichwort 
energieautarke Viehzuchthöfe. Nur, das 
kostet Geld, viel Geld, ebenso wie die 
Dezentralisierung der Schlachthöfe, die 
den Schlachttieren überlange Transpor¬ 
te ersparen würde. In unserem System 
ist das nicht zu haben ebenso wenig wie 
eine erschwingliche und gesunde Er¬ 
nährung aller Bevölkerungsschichten, 
inklusive Fleisch selbstverständlich, 
denn für ihre Physiologie können die 
Menschen nichts. 

Peter Blastenbrei, Berlin 

„Wer seinen Marx richtig 
las 

Betr.: Leserbrief von Thomas Mehner, 
UZ vom 27.9.2013, S. 15 

Wenn der Genosse Mehner sich etwas 
Zeit genommen hätte, hätte er bemerkt, 
dass Volker Metzroth seiner Kritik - be¬ 
reits vorausschauend - Rechnung getra¬ 
gen hat. Allerdings bedeutend kürzer. 


Metzroth schreibt in seinem die Wahl¬ 
situation umfassenden Artikel: „Wer 
seinen Marx richtig las, weiß natürlich, 
dass es im Kapitalismus, wo aller priva¬ 
ter Reichtum im Kern auf der Ausbeu¬ 
tung der Arbeitskraft in der Produktion 
beruht, umfassende Gerechtigkeit und 
Fairness wohl nie wird geben können.“ 
Dem setzt Thomas Mehner entgegen, 
„dass das, was heute erkämpft ist, im¬ 
mer wieder morgen vom Kapital ein¬ 
kassiert wird und nachhaltige Verbesse¬ 
rungen nicht im Kapitalismus, sondern 
nur im Sozialismus möglich sind. Und 
nicht zu vergessen: „Wir müssen die Er¬ 
fahrungen der Kämpfe in diesem Sinne 
auswerten, die Entwicklung von Klas¬ 
senbewusstsein fördern und ... man 
muss sich dafür politisch organisieren. 
Das war mir nicht neu (...) 

Rudi Christian , Hamburg 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Kommt es oder kommt es nicht? 

Das UZ-Pressefest 2014 hängt auch von den Finanzen ab 


A uf der Parteivorstandstagung 
am vergangenen Wochenende 
legte der Bundeskassierer ei¬ 
nen Finanzrahmenplan für das noch 
nicht beschlossene (!) UZ-Pressefest 
2014 vor. Die endgültige Entscheidung 
über das Fest wird der Parteivorstand 
auf seiner Tagung im November fällen. 
Im verbleibenden Zeitraum gilt es, die 
Voraussetzungen noch weiter zu prü¬ 
fen, aber auch zu schaffen. 

Der vorliegende Finanzrahmenplan 
umfasst Einnahmen und Ausgaben je 
in Höhe von ca. 220 000 Euro. Mit ei¬ 
nigen bereits tätigen Kommissionen 
konnten diese Posten abgestimmt wer¬ 


den, für andere Positionen sind noch 
Diskussionen erforderlich. 

Eine grundlegende Voraussetzung 
für das Pressefest ist, dass das Pres¬ 
sefestkonto der Partei am Tag der 
Beschlussfassung des Parteivorstan¬ 
des ein Guthaben von mindestens 
35 000 Euro aufweist. Diese Summe 
ist erforderlich, um die Ausgaben zu 
tätigen, die dann sofort fällig würden, 
wie beispielsweise die erste Rate für 
die Miete des Platzes, erste Materia¬ 
lien für die Öffentlichkeitsarbeit etc. 
Diese 35 000 Euro setzen sich zusam¬ 
men aus dem Erlös des Buttonver¬ 
kaufs, Zuschüsse von Gliederungen 


der DKP sowie Spenden von Einzel¬ 
personen. Über den Stand der Finanz¬ 
situation wird die UZ zukünftig regel¬ 
mäßig berichten, erstmalig in dieser 
Ausgabe mit dem aktuellen Finanz¬ 
barometer. 

In der Etappe nach der Entscheidung 
am 18. November würde es darum 
gehen, bis zum Pressefest insgesamt 
7 000 Pressefestbuttons mit dem Ge¬ 
samterlös von 35 000 Euro abzurech¬ 
nen sowie 60 000 Euro an Spenden 
und 15 000 Euro an Zuschüssen aus 
der Partei einzunehmen. 

Werner Sarbok 



Pressefest-Finanzbarometer 

Stand 25. September 2013 


Pressefest-Buttons (271 Stück) 1 355,00 Euro 
Zuschüsse von DKP-Gliederungen 5 000,00 Euro 


Spenden 

gesamt (am 25.9.13) 


2 990,37 Euro 
9 345,37 Euro 


Ziel (zum 18.11.13) 


35 000,00 Euro 


termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 4. OKT 


Frankfurt/Main: „Freiheit für die Cuban5! - 
Wer sind sie? Wofür stehen sie?“. Gespräch 
mit Adriana Perez, Ehefrau von Gerardo 
Hernändez. Veranstalter: Netzwerk Cuba. 
DGB-Haus; W.-Leuschner-Str. 69-77, 17.00 
Uhr._ 

Hamburg: „Bürgerliche Herrschaft in der Kri¬ 
se - Eine Herausforderung für die antifaschis¬ 
tische Bewegung?“. Podiumsdiskussion mit 
Hans-Peter Brenner (stellvertretender Vorsit¬ 
zender der DKP), Sevim Dagdelen (Spreche¬ 
rin für Migration und Integration der Fraktion 
„Die Linke“ im Bundestag), Markus Bernhardt 
(Journalist und Autor von „Das braune Netz: 
Naziterror - Hintergründe, Verharmlosen 
Förderer“) und Susann Witt-Stahl (Journalis¬ 
tin und Autorin einer Kritik am bürgerlichen 
Antifaschismus). Die Veranstaltung wird von 
Andreas Grünwald moderiert. Veranstalter ist 
das Bündnis „Kapitalismus in der Krise“ (da¬ 
runter die MASCH e.V., die SDAJ und die DKP 
Hamburg). Weitere Infos unter www.kapitalis- 
mus-in-der-krise.de. Georg-Asmussen-Haus, 
Böckmannstraße 3 (St. Georg), 19.00 Uhr. 

München: „Nach der Bundestagswahl - Wie 
weiter? Angela Merkel: Wahl gewonnen - 
Regierungsmehrheit verloren“ - Vortrag und 
Diskussion mit Heinz Stehr. Veranstalter: DKP 
München. KommTreff, Holzapfelstr. 3, 19.00 
Uhr. 


SA ★ 5. OKT 


Bochum: Festveranstaltung zum 64. Jahres¬ 
tag der Gründung der DDR. Neben Kultur u.a. 
mit der Schalmeienkapelle „Kurt Weineck“ 
wird es interessante Diskussionen und Vor¬ 
träge geben u.a. mit Kurt Andrä zum Leben 
von Wilhelm Pieck und mit Dieter Winderlich 
zum 100. Geburtstag von Friedrich Dickel. 
Die Moderation wird Peter Wolter (junge Welt) 
leiten. Veranstalter: DDR-Kabinett-Bochum 
e.V. Pestalozzi-Realschule, Graf-Adolf-Straße 
40, Einlass und Essen ab 12.00 Uhr, Beginn 
14.00 Uhr. Eintritt ist frei. Um Spenden wird 
gebeten. Voranmeldung unter: info@ddr-ka- 
binett-bochum.de. 

Frankfurt/Main: „Freiheit für die Cuban5 - 
JETZT!“. Demonstration für die Freiheit der 
Cuban5. Anschließend Gespräch mit Adria¬ 
na Perez, der Ehefrau von Gerardo Hernän¬ 
dez. Zum Abschluss des Abends gibt es eine 
„Fiesta Cubana“ - mit cubanischer und 
lateinamerikanischer Musik von Nicky und 
Band. Eintritt frei; Spenden erwünscht. Ver¬ 
anstalter: Netzwerk Cuba. Haus der Jugend, 
Deutschherrnufer 12, Beginn Demonstration: 
18.00 Uhr; Beginn Abendveranstaltung: 20.00 
Uhn_ 

Hamburg: 40 Jahre faschistischer Putsch in 
Chile. Teil I - Filmvorführung „Die Schwarze 
Nelke“ über das Leben von Harald Edelstam. 
Teil II - Konzert „Peter Franke singt Canta 
Victor Jara“, an der Guitarra Acustica: Ema- 
nuel Leander König. Rote Flora, Schulterblatt 
71,17.00 Uhr. 


SO ★ 6 . OKT 


Essen: „Manifest der Kommunistischen Par¬ 


tei“ Lesezirkel der MASCH Essen - Dritter 
Teil. DKP-Parteizentrum, Hoffnungstraße 18, 
14.00 Uhr. 


DO ★ 10. OKT 


Frankfurt/Main: „Kommunisten und Ge¬ 
werkschaften“ - Bildungsveranstaltung der 
DKP-Frankfurt - Gruppe Mitte. DGB-Jugend- 
klub, W.-Leuschner-Str. 69-77,19.30 Uhr. 


FR ★ 11. OKT 


Berlin: „Zur Volksrepublik China - Beden¬ 
kenswertes, Diskussionsanregungen“. Vor¬ 
trag und Diskussion von und mit Prof. Dr. Eike 
Kopf. Lichtenberger Begegnungszentrum (Ll- 
BEZEM), Rhinstraße 9,18.00 Uhr._ 

Schweinfurt: Gruppenabend der DKP 
Schweinfurt- Hassberge, Kreis Unterfranken 
zum Thema „Die Dialektik von Reform und 
Revolution“. DFG-VK Büro, Gabelsbergerstr. 
1,19.00 Uhr. 


SA ★ 12. OKT 


Frankfurt/Main: „Unsere Erfahrungen in 
der Gewerkschaftsarbeit von den Anfängen 
bis heute.“ Bildungsveranstaltung der DKP- 
Frankfurt - Gruppe Mitte. DGB-Jugendklub, 
W.-Leuschner-Str. 69-77,10.00 Uhr. 

Leipzig: „200 Jahre Völkerschlacht bei Leip¬ 
zig - Eine kritische Betrachtung“. Mit Beiträ¬ 
gen von Kurt Pätzold (Befreiung ohne Frei¬ 
heit-Zum Nachleben des Befreiungskrieges 
in den deutschen Gesellschaften), Kai Köhler 
(Rezeption und Reflexion des Antinapoleonis¬ 
mus in der zeitgenössischen Literatur) und 
Frank Eisermann (Französische Revolution, 
Napoleon und „Befreiungskrieg“ - Was sagte 
das deutsche Bürgertum). Bürgerverein Mes¬ 
semagistrale, Straße des 18. Oktober 10a, 
10.00 Uhr._ 

Mannheim: „10 Jahre Aistomchor - Großes 
Kulturfest“ mit u.a. Joana und Adax Dörsam, 
Bernd Köhler + Jan Lindqvist (ewo 2) und 
natürlich dem Aistomchor. Eintritt: 7 Euro, 5 
Euro (Gewerkschaftsmitglieder), 3 Euro (er¬ 
mäßigt). Jugendkulturzentrum FORUM, Ne¬ 
ckarpromenade 46,19.30 Uhr. 


MO ★ 14. OKT 


Bamberg: Offener Gruppenabend der DKP 
Bamberg-Forchheim, Gaststätte „Tambosi“, 
Promenadestr. 11, Beginn 19.00 Uhr. 


DO ★ 17. OKT 


Düsseldorf: „Reform und Revolution“ - Vor¬ 
trag und Diskussion mit Dr. Manuel Kellner 
(Historiker, isl), Hermann Kopp (DKP Düssel¬ 
dorf), Mischa Aschmoneit (see red! Interven¬ 
tionistische Linke Düsseldorf),Thomas Eber- 
hardt-Köster (attac Düsseldorf). Veranstalter: 
u.a. attac Düsseldorf, DKP Düsseldorf. Zakk, 
Fichtenstraße 40,19.00 Uhr. 

Frankfurt/Main: Kreismitgliederversamm¬ 
lung der DKP Frankfurt am Main. Thema: 
Bündnispolitik der DKP, Referent: Patrik 
Köbele (Parteivorsitzender der DKP). Haus 
Gallus (Seminarraum 2), Frankenallee 111, 
19.30 Uhr. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 21. bis 27. September 


Sonntag 

Klar, man kann sich an den bedröppelten 
Gesichtern von Rösler und - wie hieß er 
noch? - Brüderle freuen. Spottgedichte 
entlockt uns die faltige Fratze des Herrn 
Außenministers: „Schneidiger Schneid 
entschwand; käuflich, doch nicht abge¬ 
kauft, Westerwelles Walten erweist sich 
als Tand.“ 

Alles bleibt im Halse stecken, wenn man 
daran denkt, wie diese Mischpoke ihre 
Upper-Class-Klientel bedient, die arbei¬ 
tende Klasse geschröpft und Millionen 
unter das Existenzminimum gedrückt 
hat. Das Ärgerlichste: Kanzleien, Auf¬ 
sichtsräte und Vorstände warten auf die 
Versager. Das Kapital ist durchaus nicht 
undankbar. Von den Pensionen haben wir 
da noch nicht geredet. 

Ein Politikwechsel wäre aus vielen Grün¬ 
den nötig. 

Montag 

Etwa 168 Millionen Kinder weltweit 
müssen arbeiten gehen. Das sind elf 
Prozent der fünf- bis 17-Jährigen. Die 
Zahlen veröffentlicht die Internationa¬ 
le Arbeitsorganisation (ILO) in ihrem 
Bericht für das Jahr 2012. Die Organi¬ 
sation bezeichnete die aktuellen Zah¬ 
len als Fortschritt. Seit Beginn der ILO- 
Statistiken im Jahr 2000 habe die Kin¬ 
derarbeit um ein Drittel ab genommen. 
Wirklich beruhigend ist das nicht: Auch 
aktuell geht mehr als die Hälfte der Kin¬ 
der einer Tätigkeit nach, die Sicherheit 
oder Gesundheit gefährdet - zum Bei¬ 
spiel Nachtarbeit, Prostitution oder Ar¬ 
beit im Bergwerk. ILO wollte gerade die¬ 
se Art der Ausbeutung von Kindern bis 
2016 beseitigen. Jetzt muss man zugeben, 
dass dieses Ziel nicht mehr erreicht wer¬ 
den kann. 


Lohnend wäre es, den Zusammenhang 
mit der weltweiten Jugendarbeitslosigkeit 
herzustellen. Beide Erscheinungen neh¬ 
men einem wesentlichen Teil der Welt¬ 
bevölkerung eine menschenwürdige Le¬ 
bensperspektive. Beide haben auch die 
gleiche Ursache, das weltweite Wüten des 
Profitsystems. 

Dienstag 

Griechenland ist schön, das Meer lädt 
auch im Herbst zum Bade, Trümmer die¬ 
nen allerorten der kulturellen Erbauung, 
wer geharzten Wein mag, wird nie mehr 
fort wollen. Was liegt näher als hier hei¬ 
misch zu werden? 

Doch davor haben die griechischen Göt¬ 
ter die Aufenthaltserlaubnis gesetzt - die 
war für Nicht-EU-Bürger nicht ohne wei¬ 
teres erhältlich. Dem wird nun abgehol¬ 
fen. Schon der Kauf einer kleinen Im¬ 
mobilie für 250 000 Euro berechtigt zum 
fünfjährigen Daueraufenthalt - für die 
ganze Familie natürlich. Nach fünf Jah¬ 
ren verspricht der griechische Staat die 
Möglichkeit einer unbürokratischen Ver¬ 
längerung. Gar zehn Jahre darf bleiben, 
wer 70 Mio. (!) Euro investiert. So viel 
Geld haben nicht viele. 

Aber die können dafür das Rund-Um- 
Sorglos-Paket erwerben. Solange die Kri¬ 
se dauert, schließt das hohe Mauern rund 
ums Grundstück und einen Sicherheits¬ 
dienst ein, der Neofaschisten, Arbeitslose, 
Asylsuchende, medizinisch Unterversorg¬ 
te, Hungernde und ähnliche Spaßbremsen 
außer Sichtweite des Urlaubsparadieses 
hält. 

So sorgt der griechische Staat für seine 
Bürgerinnen. Mit der Knebelpolitik der 
Troika - unter Frau Merkels Führung - 
hat das natürlich nichts zu tun. 

Adi Reiher 


Zum 16. Mal seit 1994... 


Fernverkehr: Preis pro 100 km 


(Normalpreise, 2 Klasse) 



Anti-Fun-Facts: _ 

Über 39 % Preisanstieg 
im Fernverkehr in den 
letzten 10 Jahren. 

Im Nahverkehr sogar 
über 43 % Erhöhung. 


Nahverkehr: Preis pro 10 km 


(Normalpreise, 2 Klasse} 
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... beabsichtigt die Bahn AG zum Fahrplanwechsel die Preise zu erhöhen. Grund sollen die 
gestiegenen Personalkosten sein. Spekuliert werden kann auch darüber, ob die nun zu 
zahlende Entschädigung bei Verspätungen durch „höhere Gewalt“ ein Grund sein könnte. 
2012 waren es angeblich die steigenden Energiekosten. 

Der eigentliche Grund wird aber gern - auch beim 16. Mal - verschwiegen. Es ist die Privati¬ 
sierung der Bahn im Jahre 1994. Die geht noch dazu in der perversen Form vor sich, dass die 
Bahn AG in staatlichem Besitz bleibt. Für den Steuerzahler, sofern er Bahn fährt, heißt das 
buchstäblich, dass er doppelt zahlt. Ein Irrwitz. 


Fingerspiele 


100 Jahre gegen Krieg 

Gedenken an Rosa Luxemburgs „Frankfurter Rede“ 


Angela Merkel und ihre Fingerspie¬ 
le sind zum Kult avanciert. Was wurde 
seitens der PR-Agenturen, Thinktanks 
und den einschlägigen Medien nicht al¬ 


les erfunden, um der alten und neuen 
Bundeskanzlerin einen Heiligenschein 
zu verpassen. Mutti hier, Mutti da, Mut¬ 
ti rettet Deutschland, Europa und die 
ganze Welt. Deutscher Größenwahn. 
Millionenfach abgelichtet und verbrei¬ 
tet wurde die Raute zum Sinnbild der 
Macht. 

Jedes Detail wird zum Politikum: ihre 
Hosenanzüge, die sie gerne zu offiziel¬ 
len Anlässen aufträgt als hätte sie sich 
von Beethovens Ode an die Freude in¬ 
spirieren lassen „Deine Zauber binden 
wieder, was die Mode streng geteilt“, 
ihre Halskette deren Glieder den frei¬ 
en Geist in den Landesfarben Schwarz, 
Rot, Gold in Ketten legen, das Dekollete 
des Abendkleides, wenn die Dame Kul¬ 
turinteresse vorheuchelt, das ihre üppi¬ 
gen Formen zur vollen Geltung bringt. 
Schaut her wie fruchtbar doch dieses 
Land ist und wie furchtbar unproduktiv 
der Rest. Die Nährmutter, die Amme, 
die Übermutter der deutschen Nation. 
Ob in feuchtfröhlicher Bierzeltatmo¬ 
sphäre, im Kampfanzug am Hindu¬ 
kusch oder auf dem politischen Parkett. 
Wenn es darum geht deutsche Interes¬ 
sen durchzupeitschen, wirkt sie doch so 
bescheiden und gleichzeitig unnahbar. 
Manchmal fast tapsig - aber viele hier 
lieben eben echten Slapstick. 

Die lästige Verwandtschaft, die dem 
Oberhaupt der Nation zu sehr aus der 
Reihe tanzte, hat sie ganz nonchalant 
vor die Tür gesetzt. Landeskindererzie¬ 
hung ist schließlich Chefsache. 
Vertrauen in die Märkte zurückge¬ 
winnen will sie - das Vertrauen ihrer 


Landeskinder hat sie längst gewon¬ 
nen. 2008, auf dem Höhepunkt der 
Wirtschafts- und Finanzkrise trat sie 
gemeinsam mit ihrem damaligen Bun¬ 


desfinanzminister Steinbrück vor die 
Kameras und verkündete der verun¬ 
sicherten Nation „eure Spareinlagen 
sind sicher“. Und sicher hat sie den 
Leuten im Land einiges erspart, dafür 
den Anderen so Grausames auferlegt. 
Ihr ermahnender Zeigefinger streckte 
sich über die Landesgrenzen hinweg 
und wischte dort im Süden mit einem 
Handstreich all das an sozialen und de¬ 
mokratischen Rechten hinfort, was sich 
die Menschen in Jahrzehnten erkämpft 
hatten. 

Und während hierzulande im Herbst 
wieder Kohlsuppe aufgetischt wird, 
stehen Zehntausende im Rest Europas 
für den Kohl in der Suppe Schlange. 
So manche wollen hier davon nichts 
hören, lassen nichts auf ihre Regentin 
kommen. Empathie, Solidarität mit 
den Nachbarn? 

An einigen nagt zugleich die Angst, 
dass sie da wieder der Fluch der Ge¬ 
schichte ereilt. Schon zweimal mächtig. 
Schon zweimal mächtig gescheitert. 
Immer ging es gegen den Rest Euro¬ 
pas, gegen den Rest der Welt. Geht es 
diesmal gut mit Mutti? 

Es kann anders kommen. Spätestens 
dann wenn Mutti den Zeigefinger aus¬ 
streckt: So Kinder, an die Arbeit, ab- 
waschen, Betten machen, Müll raus¬ 
bringen! Oder Europa die schreckli¬ 
chen Nachbarn ganz einfach vor die 
Tür setzt. Nebenbei sei gesagt, liebe 
deutsche Freunde, es würde schon rei¬ 
chen Merkel das Sorgerecht zu entzie¬ 
hen. 

dh 


Am 25. und 26. September 1913 fan¬ 
den in Frankfurt am Main zwei große 
Antikriegs-Kundgebungen statt, bei 
denen Rosa Luxemburg am Vorabend 
des Ersten Weltkriegs vor dem Waffen¬ 
gang warnte. Bekannt ist insbesondere 
ihr Apell „Wenn uns zugemutet wird, 
die Mordwaffen gegen unsere französi¬ 
schen oder anderen ausländischen Brü¬ 
der zu erheben, so erklären wir: ,Nein, 
das tun wir nicht! 4 “ 

Daraufhin hatte die 2. Strafkammer des 
Landgerichts Frankfurt a.M. Rosa Lu¬ 
xemburg am 20. Februar 1914 wegen 
„Aufforderung zum Ungehorsam ge¬ 
gen Gesetze und gegen Anordnungen 
der Obrigkeit“ zu einem Jahr Gefäng¬ 
nis verurteilt. 

Der hessische Freidenkerverband hat 
den Jahrestag der Frankfurter Re¬ 
den Rosa Luxemburgs zum Anlass 
genommen, an das Engagement der 
Sozialistin gegen den Krieg zu erin¬ 
nern und für die Verhinderung eines 
3. Weltkriegs zu mobilisieren. Neben 
„Blumen für Rosa“ an der Gedenkta¬ 
fel am historischen Kundgebungsort, 
dem Titania-Theater in Frankfurt-Bo- 
ckenheim, fand ein Infostand in der 
nahegelegenen Fußgängerzone statt. 
Durch die breitere Unterstützung an¬ 
derer Friedensfreunde entwickelte sich 
aus dem Infostand am 25.9.2013 ,fast 
spontan 4 eine Kundgebung von rund 
50 Mitwirkenden und ebensovielen 
Zuhörern. 

Nach der Begrüßung durch den hes¬ 
sischen Freidenker-Vorsitzenden Wil¬ 
li Schulze-Barantin sang zur Einstim¬ 
mung Ernesto Schwarz Lieder ge¬ 
gen die aktuellen Kriege. Karl-Heinz 
Peil von der Friedens- und Zukunfts¬ 
werkstatt verwies auf die ideologische 
Kriegsvorbereitung des 1. Weltkriegs, 
mit deren Kenntnis heute viel mehr 
Menschen gegen die aktuelle Kriegs¬ 
hetze gegen Syrien oder den Iran im¬ 
munisiert werden könnten. 

Franziska Lindner vom Bundesvor¬ 
stand des Sozialistisch-Demokrati¬ 
schen Studierendenverbandes protes¬ 
tierte gegen den Missbrauch von Hoch¬ 
schulen für die militärische Forschung 
und forderte ein Ende der Kooperati¬ 
on mit der Rüstungsindustrie. Eduardo 


Artes, Erster Sekretär der Chilenischen 
Kommunistischen Partei (Proletarische 
Aktion), betonte, dass Kriege im Impe¬ 
rialismus systembedingt sind, weshalb 
der Kampf um Frieden mit dem Kampf 
für eine sozialistische Gesellschaft ver¬ 
bunden werden müsse. 

Klaus Hartmann, Bundesvorsitzender 
des Deutschen Freidenker-Verbandes, 



„Wenn uns zugemutet wird, die Mord¬ 
waffen gegen unsere französischen 
oder anderen ausländischen Brüder 
zu erheben, so erklären wir:,Nein, das 
tun wir nicht!“ 4 

zeigte anhand der Vielzahl von Krie¬ 
gen, die dem ersten Weltkrieg vor¬ 
ausgingen und ihn vorbereiteten, dass 
durch die seit 1990 stattfindende erneu¬ 
te Neuaufteilung der Welt unter den 
imperialistischen Mächten heute eine 
vergleichbar gefährliche Situation herr¬ 
sche. „Wie 1914 muss der Hauptfeind 
im eigenen Land bekämpft werden, 
was bedeutet: Die Bundeswehr muss 
zurück zum „Standort Deutschland, 
Deutschland muss raus aus der NATO 
und die NATO raus aus Deutschland, 
und den Kriegstreibern gegen Syrien 
und den Iran muss das Handwerk ge¬ 
legt werden.“ 

Anschließend bildeten die Kriegs¬ 
gegner einen Demonstrationszug mit 


Blumen für Rosa zum Bockenheimer 
Titania-Theater, mit unüberhörba¬ 
ren Sprechchören der Sozialistischen 
Deutschen Arbeiterjugend, die den 
Abzug der Bundeswehr aus den Schu¬ 
len, den Arbeitsagenturen und aus der 
Türkei (samt ,Patriot 4 -Raketen) for¬ 
derte. 

Leonardo Löwe 


Der rote Kanal 


Tausend Milliarden Dollar, F1982 

Anfang der 80er Jahre entstand 
dieser Wirtschaftskrimi, in dem ein 
Journalist die Machenschaften eines 
multinational agierenden Großkon¬ 
zerns aufzudecken versucht - der 
Filmtitel bezieht sich auf den Jah¬ 
resumsatz. Die Mechanismen glo¬ 
balisierten Handelns werden hier 
dem Zuschauer in recht einfachen 
und nachvollziehbaren Erläuterun¬ 
gen vermittelt. 

So., 6. io., 20.15-22.20 Uhr, arte 

Mephisto, Ung/BRD/Ai98i 

Verfilmung des lange Zeit verbote¬ 
nen Romans von Klaus Mann über 
Gustav Gründgens 4 Rolle im Fa¬ 
schismus. 

So., 6.10., 23.15-1.35 Uhr, br3 

Festung Europa, D 2013 

Jedes Jahr versuchen Zehntausen¬ 
de Menschen, illegal nach Euro¬ 
pa zu gelangen. Viele verlieren auf 
der Flucht ihr Leben. Wer ist schuld 
am Elend der Flüchtlinge? Die Eu¬ 
ropäische Agentur für die opera¬ 
tive Zusammenarbeit an den Au¬ 
ßengrenzen, kurz Frontex genannt, 
unterstützt die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union bei der Über¬ 
wachung, Kontrolle und Sicherung 
ihrer Außengrenzen. Dazu zählen 
auch Einsätze gegen Flüchtlinge 
nach Europa und die Rückführung 
von Personen aus Drittstaaten. Das 
Frontex-Einsatzgebiet reicht vom 
Seegebiet vor der senegalesischen 
Küste bis zur Ukraine. 

Di., 8.10., 23.50-0.45, arte 


MS! 
























